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Gesetzblatt
für das

Herzogthrrrrr Oldenburg.

XXVII . Band . (Ausgegeben den 3 . Januar 1885 .) 18 . Stück.

Inhalt:
31 . Gesetz für das Herzogthum Oldenburg vom 5 . December

1884 . betreffend Aushebung der Vorschriften der Forstordnung
vom 28 . September 1840 über Gemeindeholzungen.

M 32 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 22 . December
1884 , betreffend Abänderung der Taxe für Thierärzte.

. 1' 31.
Gesetz für das Herzogthum Oldenburg , betreffend Aufhebung der Vor¬

schriften der Forstordnung vom 28 . September 1840 über Ge¬
meindeholzungen.

Oldenburg , 1884 December 5.

Wir llicolaus Friedrich Peter , von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen,
Herzog von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dith¬
marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen rc . rc .,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz für
das Herzogthum Oldenburg , was folgt:

Einziger Artikel.
Die ZZ. 53 , 54 , Absatz 1 und 3, Zß. 55 , 57 , Absatz 1

und Z. 60 , Absatz 2 der Forstordnung vom 28 . September
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1840 <8 . 99 , Absatz 2 des Gesetzes vom 15 . August 1882,

betreffend den Forstdicbstahl und die Forst - und Feldpolizei)

sind aufgehoben.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrift

und beigedrnckten Großhcrzogtichen JnfiegetS.

Gegeben auf dem Schlöffe zu Oldenburg , den 5 . December
1884.

(U. 8 .) Peter.

Ruhstrat.

Meyer.

32.
Bekanntmachung des Stantsministeriums , betreffend Abänderung der

Taxe für Thierürzte.

Oldenburg , 1884 December 22.

Die . durch die Bekanntmachung des Staatsministeriums

vom 31 . Januar 1874 cingeführte Taxe für Tyierärztc

wird dahin abgeändert , das ; an die Stelle des Abschnitts -O

der Taxe folgende Bestimmungen treten:

2O in gerichtlichen und Polizeilichen Fällen,

a . Für diejenigen Thierärzte , welche Civilstaatsdiener sind,

gelten die Bestimmungen unter 2̂ . a . der Taxe I . für

Aerzte.
d . Die Amtsthierärzte , die mit den Functionen der be¬

amteten Thierürzte beauftragten Thierärzte , sowie die

übrigen nicht im Civil -Staatsdienstc angestellten Thier¬

ärzte und der Obcrthierarzt , wenn derselbe nicht als

solcher von den Verwaltungsbehörden zugezvgcn wird,
erhalten

1 . für die Untersuchung eines Thieres . 2,50

für die Untersuchung eines zweiten und
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jedes folgenden Thiercs in demselben
Stalle oder auf derselben Weide . . 0,50

2 . für die Untersuchung einer Schafheerdc,

welche als erkrankt angezeigt ist , zur

Feststellung der Krankheit . 4,00

3 . für die Untersuchung einer Schafheerdc

zur Feststellung des Gesundheitszustandes

bei Hcerden bis zu 100 Stück . . . 6,00

von mehr als 100 bis zu 200 Stück 9,00 ,

von mehr als 200 Stück . . . . 12,00

4 . für die Untersuchung eines verkauften

Thieres wegen etwaiger Fehler . . . 3,00 ^

Für einen vvn einer Proeeßpartei

verlangten Attest geht eine Gebühr nach

Ziffer 13 hinzu.

5 . für die Abwartung eines Termins , wenn

derselbe über 3 Stunden dauert , für

jede folgende ganze oder angefangene
Stunde . 1,50

wenn in bürgerlichen Rechtsftrei - ,

tig keilen  der Termin außerhalb des

Amtsbezirks ftattfindet , in welchem der

Thicrarzt feinen Wohnsitz hat , so gehen

für Versäumnis ; , je nach der Dauer der¬

selben hinzu . 5 — 10

6 . für die Obduction eines Cadavers:

eines großen Thieres . . . . 12,00

eines kleinen Thiercs . . . . 6,00

werden mehrere Obdnetionen gleichzeitig

Vvrgenommen , für die zweite und jede

folgende
bei großen Thieren . 6,00

bei kleinen Thieren . 4,00 ,./5.
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7. für die Untersuchung eines geschlachteten
großen Thicres . . . . . . . 6,00 ^
kleinen Thieres. 3,00 ^

für die gleichzeitige Untersuchung eines
zweiten und jedes folgenden geschlachteten

großen Thieres. 4,00
kleinen Thieres. 2,00

8. für die Taxation eines
großen Thicres. 3,00
kleinen Thieres. 1,50 . /ki

9. in den Fällen der Ziffer 1—8 wird
für den Bericht bezw. das Gutachten
nichts vergütet.

10. wenn in den Fällen der Ziffer 1—8
das Geschäft in einer Entfernung von
mehr als 4 Kilometer vom Wohnorte
des Thierarztes vorgenommen wird, an
Tagegeldern:

für ^ Tag . 3,00 ^
„1 .. 6,00  ^
„ 1 Nachtquartier. 5,00

' vorbehaltlich der für die Amtsthierärzte
getroffenen besonderen Bestimmungen.

11. wenn in den Fällen der Ziffer,1—8
das Geschäft in einer Entfernung von
mehr als 2 Kilometer vom Wohnorte
des Thierarztes vorgenommen wird,
freie Fuhr oder Ersatz der Transport¬
kosten.

X An Transportkosten passiren die wirk¬
lich gemachten nothwendigen Auslagen,
bezw. wenn die Reise mit eignem Fuhr¬
werk oder zu Fuß gemacht ist, 0,40^
für jedes volle Kilometer der Hin- und
Rückreise.
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Uebrigens haben die Thierärzte des

vom Amte zu stellenden Fuhrwerks sich
mit zu bedienen , insofern sie nicht über

2 Kilometer vom Amtssitze entfernt
wohnen.

12 . für die Abgabe eines mit wissenschaft¬

lichen Gründen unterstützten Gutachtens 6 — 15

eines Obcrgutachtens . . . . 10 — 25,/ri

13 . für die Ausstellung eines Attcstes 1,00 ^

Oldenburg , 1884 Dccembcr . 22.

Staatsministerium.

Departement des Innern.

Jansen.

Kückens.
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Gesetzblatt
für das

Herzogthum Oldenburg.

nvn . Band . (Ausgegeben den 4 . Januar 1885 .) 19 . Stück.

Inhalt:

Nr . 33 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 31 . December

1884 , betreffend die Ausführug des Reichsgesetzes vom

9 . Juni 1884 gegen den verbrecherischen und gemeingefähr¬

lichen Gebrauch von Sprengstoffen.

33.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Ausführung

des Reichsgesetzes vom 9 . Juni 1884 gegen den verbrecherischen

"und gemeingefährlichen Gebrauch von Sprengstoffen.

Oldenburg , 1884 December 31.

Auf Grund des Z. 2 des Reichsgesetzes vom 9 . Juni

1884 gegen den verbrecherischen und gemeingefährlichen

Gebrauch von Sprengstoffen erläßt das Staatsministerium

die nachfolgenden Bestimmungen:

8- 1-

lieber Gesuche um Ertheilung der nach Z. 1 des

Reichsgesetzes erforderlichen polizeilichen Genehmigung für

die Herstellung , den Vertrieb und den Besitz von Spreng¬

stoffen , sowie für die Einführung derselben aus dem Aus¬

lande haben Entscheidung zu treffen:
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im Herzogthum Oldenburg:
die Aemter bezw . die Stadtmagistrate der Städte
erster Klasse , ' °

im Fürstenthum Lübeck:
die Regierung bezw . der Stadtmagistrat der Stadt
Eutin,

im Fürstcnthum Birkenseld : ^
die Regierung.

8- 2.
In den Gesuchen um Gestattung der Herstellung , des

Besitzes und der Einführung von Sprengstoffen aus dem
Auslande sind die Zwecke , zu welchen die Sprengstoffe dem
Nachsuchenden dienen sollen , anzugeben.

8 - 3.

Der Vertrieb vvn Sprengstoffen darf nur an solche
Personen geschehen , welche im Besitze einer der im § . 1
gedachten polizeilichen Genehmigungen sind.

8. 4.
Als Aufsichtsbehörde im Sinne des tz. 3 des Reichs¬

gesetzes hat diejenige Behörde einzutreten , welche im gewöhn¬
lichen Jnstanzenzuge über Beschwerden zu entscheiden hat.

Oldenburg , 1884 Deccmber 31.

Staatsministerium.

Departement des Innern.

Jansen.

Löwenstein.
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Gesetzblatt
für das

Herzogthum Oldenburg.

XXVII . Band. (Ausgegeben den 10. Januar 1885.) 20. Stück.

Inhalt:
34. Gesetz für das Herzogthum Oldenburg vom 22. December 1884,

betreffend die Aenderung der Grenze zwischen den Gemeinden
Dinklage und Lohne.

35.  Gesetz für das Herzogthum Oldenburg vom 22. December 1884,
betreffend Aenderung des Artikels 84 Z. 2 Absatz 2 der
revidirten Gemeinde-Ordnung.

^ 34.
Gesetz für das Herzogthum Oldenburg, betreffend die Aenderung der

Grenze zwischen den Gemeinden Dinklage und Lohne.
Oldenburg, 1884 December 22.

Wir Nikolaus Friedrich Peter, von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen,
Herzog von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dith¬
marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen rc. re.,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz für
das Herzogthum Oldenburg, was folgt:

Die bestehende Grenze zwischen den Gemeinden Dink¬
lage und Lohne wird in folgender Weise abgeändert:

Die neue Grenze beginnt bei dem Pvlygonpunkt
Nr. 284 an der nordöstlichen Ecke des in der Gemeinde
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Lohne belegmen Zuschlages des Joh . Gerd Hinr . Willen-

borg zu Brockdorf ' und ' geht in nordöstlicher Richtung über

den Polhgoupnnkt Nr . 285 in einer Länge von 580 Metern

bis zu der Grenze zwischen dem nördlich bclcgenen Thei-

lungsplackcn des August Höltermann zu Brockdors aus dem

Bockhorstcr Moore und dem südlich belegenen Theilungs-

placken des Bcruard Meyer -Bramlage zu Brockdorf aus

der Gingfelder Mark , sodann unter -einem stumpfen Winkel

in östlicher Richtung mit einer geringen Abweichung nach

Süden , ans einer Länge von 678 Metern den Verbindungs¬

weg zwischen Märschcndvrf und Brockdorf in dem Knick¬

punkt desselben schneidend , bis zur westlichen Grenze des

zur Gingfelder Mark gehörigen Querlcnburger Schullen-
mattcs und ferner unter einem stumpfen Winkel in südöst¬

licher Richtung auf der Grenze zwischen der nördlich bc-

legencn Abfindung des Grafen von Galen und dem südlich

liegenden Theilungsplacken des Zellers Meher -Bramlage aus

der Gingfelder Mark bis zur östlichen Grenze des Querlen-

burger Schullenmcittes.
Auf der ersten Strecke bis zur östlichen Grenze des

Weges zwischen Märschendvrf und Brockdorf bildet die

Mitte des bei der Generalthcilung des Bockhorstcr Moores

angelegten Znggrabens und auf der letzten Strecke die

Mitte der Bcfriedigungsgräbcn die neue Gemeindegrenze.

Von der östlichen Grenze des Querlenburger Schulleu-

mattcs an fällt die neue Gemeindegrenze mit der Grenze

der Bokerner Mark zusammen.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrift

und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg , den 22 . Dceem-
ber 1884.

(U. 8 .) Peter.

Jansen.

Löwcnftein.
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'M 33.
Gesetz für das Herzvgthum Oldenburg , betreffend Aenderung des

Artikels 84 tz. 2 Absatz2 der revidirten Gemeinde-Ordnung.
Oldenburg, 1884 December 22.

Wir Mcolaus Friedrich Peter, von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen,
Herzog von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dith¬
marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen re. rc.,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz für
das Herzogthum Oldenburg, was folgt:

Der Artikel 84 Z. 2 Absatz 2 der revidirten Ge¬
meinde-Ordnung hat zu lauten:

„Die Bildung neuer , die Zusammenlegung mehrerer
Amtsverbände und die Veränderung der bestehenden Amts¬
verbände, soweit letztere nicht durch Veränderung der Gren¬
zen der betreffenden Gemeinden (Artikel 3 K. 4) eintritt,
erfolgt durch Gesetz."

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedruckten Großherzvglichen Jnsicgels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg, den 24. Dccem-
ber 1884.

(O. 8.) Peter.
Jansen.

Löwen  stein.
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Gesetzblatt
für das

Herzogthum Oldenburg.

XXVII . Band. (Ausgegeben den 20. Januar 1885.) 21. Stück.

Inhalt:
36. Finanzgesetz für die Jahre 1883

31. December 1884.
-1

.M 36.
Finauzgesetz für die Jahre 1885», 1886 und 1887.

Oldenburg, 1884 December 31.

2bir Wcolaus Friedrich Peter, von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen,
Herzog von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dith¬
marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen re. re.,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Finanz¬
gesetz für die Jahre 1885, 1886 und 1887, was folgt:

Artikel 1.
Nachdem die Voranschläge der Einnahmen und Aus¬

gaben:
I . für das Großherzogthum Oldenburg,
L. für das Hcrzogthum Oldenburg,
0 . für das Fürstenthum Lübeck,
D. für das Fürstcnthum Virkenfcld,

wie solches die Anlagen ergeben, für die Jahre 1885, 1886
und 1887 festgeftellt find, so soll darnach Verfahren werden.

1
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Artikel 2.

Wegen Uebertragung der in den einzelnen Ausgabe-

Rubriken festgestcllten Summen von einem Jahre auf das

andere , sowie wegen Einhaltung der in den einzelnen Para¬

graphen der Anlagen zusammengefaßten Ausgabe - Rubriken

und Verwendung von Ersparungen sind die Bestimmungen,

welche bei Feststellung der Voranschläge getroffen worden,

maßgebend.

Artikel  3.

Die Bestimmungen im Artikel 75 , ZA. 2 und 3 der

revidirten Gemcindcordnung für das Fürstcnthum Lübeck

vom 30 . März 1876 treten während der Jahre 1885 , 1886

und 1887 außer Kraft . Die Deckung eines Fehlbetrages

in der Kasse des Landarmenverbandes während der be-

zeichneten Jahre erfolgt aus der Landescasse.

Artikel  4.

Die Landescasse des Fürstcnthnms Lübeck übernimmt

an Stelle der dortigen Gemeinden die Alterszulagen der

Bolksschullehrer für die 3 Jahre 1885 , 1886 und 1887.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrift

und bcigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg , den 31 . De-
cember 1884.

(U. 8.) Peter.

Ruhstrat.

Meyer.



Voranschlag

der

Central -Einnahmen und Ausgaben

des

Großherzogthums

für

1885 , 1886 und 1887.



I . Einnahme.

,1. Wicdcreinkommende Vorschüsse an Consulats-
Auslagcn . . -

L . Antheilc Oldenburgs an Reichs- Zöllen und
Steuern pro 1. April 1885/88 . .. . . ' . .

0 . Zinsen vom Capitalbestande des Grvßherzog-
thums.

O. Vermischte Einnahmen. - .
L . Beitrüge der Provinzen.

Zusammen

H . Ausgabe.

Der Landtag und die Provinzialrüthc in Eutin
und Birkcnfcld.

L . Das Staatsministerium B̂eitrag zu den Kosten
desselben an die Landescasse) .

0 . Consulats-Auslagen. , . . . .
O. Centralbchörden und Anstalten:

a.) Archiv.
das statistische Bureau.

6) die Wittwencasse.
, 'cli die Aichungs-Commission.

L . Beitrüge zu den Kosten des Deutschen Reichs
und Kosten der Vertretung bei demselben . .

H Wagegelder und Pensionen der Civilstaatsdicner,
zur Unterstützung hülfsbedürftiger, aus Warte-
geld,stehender oder pensionirter Staatsdiener und
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188S.

-f

188 « .

,

1887.

1100 1100 1100

610240 — 650240 — 660240 —

221000 — 221000 221000 _

11160 — 12360 — , 11760 —

138900 — 108300- — 139300 --

1012400 — 993000 1033400 —

5700 4000 48000

90000 — 90000 _ 90000 —

1150 — 1150 — 1150 —

10700 _ 10850 10850 —

30823 — 23700 19400 —

30000 — 30000 — 30000 ' —
1050 — 1050 — 1050 —

656000 656000 656000
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8

zu Unterstützungen für Hinterbliebene vormaliger
Staatsbeamter.

10. 6l. Für etwaige Gehaltszulagen innerhalb Regulativs
11. H. Außerordentliche und unvorhergesehene Ausgaben

Zusammen

Als Betriebsfonds der Centralcasse gehen 90000 ans
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1885 .

-4

188 «. 1887 .

-4

155650 155650 155650
200 — 200 — 200 —

31127 — 20400 — 21100 —

1012400 — 993000 — 1033400 —

dem Jahre 1884 in die Finanzperiode 1885/87 über.
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« . Bor
der Einnahmen und Ausgaben des Herzogthums

8

4 Einnahmen.

I . Lapitel.

1.
2.
3.
4.
5.

6.

Einnahme vom Staatsgut.
In eigener Verwaltung . . . .

8 . In Zeitpacht. .
0 . In Erbpacht . . . . .
8 . Grundherrliche Gefalle . . . . . . . .
8 . Vom veräußerten Staatsgut.

Zusammen
Davon ist abzuziehen der nach Abzug des Pacht¬

werths des Hronguts auf das Herzvgthum Olden¬
burg fallende Theil der zur Sustentation des
Großherzoglichen Hauses bestimmten Summen mit

Bleibt wirkliche Einnahme des Capitels I.

II . Eapitel.

7.
8.
ö.

10.
11.

Einnahme von Gewerbsrecognitionen , Spor¬
teln , Gebühren re. für den Gebrauch von

Staatsanstalten  w.
7O Von Gewerbsrecognitionen.
8 . Von Sporteln und Gebühren.
6 . Ertrag von den Chausseen . . . . . . .
8 . Ertrag von den Eisenbahnen(Betriebs-Ueberschuß)
8 . Weg- und Fährgelder.



anschlag
Oldenburg für 1885 , 1886 und 1887.

1885 . 188 «. 1887 .

-1 -4

185000 185000 185000
501600 — 496600 — 496600 —

64300 .— 63300 — 64200 —

259000 — 258100 — 257400 —

38984 — 127200 — 33500 —

1048884 ' 1130200 1036700

! 170211 79 170211 79 170211 79'

878672 21 959988 21 866488 21

48000 48000 48000
477000 — 477000 — 477000 —

! 80000 — 80000 — 80000 —

1152000 — 1152000 — 1152000 —

500 — 500 — 500 —
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12 .

13.

V . Von dm Oldenburgischen Anzeigen nnd dem
Gesetzblatt.

d . Strafgelder.

Einnahme des Capitels II.

III . Eapitel.

14.
15.
16.
17 .

18.

Einnahme von den Steuern.

Directe Steuern:

1 . Grundsteuer.
2 . Gebäudesteuer.
3 . Einkommensteuer.
4 . Erbschaftssteuer . . . . .

L . Jndirecte Steuern:

Stempelgebühren.

Einnahme des Capitels III.

IV . Eapitel.

19.

20 .

21 .
22 .

23 .

Vermischte Einnahmen.

V . Beitrag der Centralcasse zu den Kosten des
Staatsministeriums.

L . Einnahme aus dem Alexanderfonds und dem
Fonds der Kommende Bokclesch und des ehe¬
maligen Schilder ' schen Lehns . . . . . . .

0 . Von der Oldenburgischen Landesbank . , . . .
O . Wiedcreingehende Capitalien nnd Vorschüsse nebst

desfälligen Zinsen : c.
L . Ans den Cassenüberschüssen von 1884 und rück¬

wärts .
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1885 .

.///! -1

188 «.

^ ! -1

1887 .

22200 22600 23000
21000 — 21000 — 21000 —

1800700 — 1801100 — 1801500 —

755000 755000 755000
157000 — 158500 — 160000 —

820600  ' — 824600 — 828600 —

84000 — 84000 — 84000 —

87000 — 87000 — 87000

! 1903600 — 1909100 — 1914600 —

90000 90000
-

90000

19189 77 19209 77 19229 77
36000 — 36000 — 36000 —

2900 — 2900 — 2900 —

2560000 — — — — —
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21. !

I . !
II . ^

Hin
iv .^

i.

i.

5.
6.

H Außerordentliche, in den anderen Rubriken nicht
vorgesehene Einnahmen . . . .

Einnahme des Capitels IV.

Wiederholung sämmtlichcr Einnahmen. '

Vom Staatsgut.
Bon Gewerbsrecognitivnen, Sporteln, Gebühren re.

für den Gebrauch von Staatsanstalten re. . .
Von den Steuern . . c.
Vermischte Einnahmen. . .

Im Ganzen

« Ausgaben.
I . Capitel.

Allgemeiner Land es au sw and.
V. Das Staatsministerium(eiuschl. Finanzbüreau) .
L. Beitrag zur Centralcasse des Großhcrzvgthllms
6 . Jahrgelder in Folge der Erwerbung des Gräflich

Bentinck'schen Familien-Fideicommisfes. . . .
O. Wartegelder und Pensionen der Civilstaatsdiener,

auch Unterstützungen für Angehörige verstorbener
Staatsdiener.

L. Die öffentliche Bibliothek in Oldenburg. . .
H Subvention für die Redaction der Zeitschrift für

die Verwaltung und Rechtspflege iin Großherzvg-
thnm Oldenburg.

Ausgabe des Capitel I.
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1885 . 1886 1887 .

. . 4

85938 02 39702 02 25282 02

2794027 79 187811 79 173411 79

878672 21 ! 959988 21 866488 21

1800700 ^ 1801100 1801500 —

1903600 — 1909100 — 1914600 —

2794027 79 ^ 187811 79 173411 79

7377000 — 4858000 — 4756000 —

223274 .35 225584 35 226234 35
105564 — 82308 — 105868 —

5978 57 5978 57 5978 57

189670 189645 189645
16355 — 16555 '- 16555

600 — 60 «» 600 —

541441 92
.

520670 92 544880 92
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II. Lapitel.

Verwaltung des Innern.

8.
9.

1«.
11.
12.
13.
14.
15.

16.
17.
18.

Die Acmter.
8 . Landeshoheit.
0 . Oeffentliche Ordnung und Sicherheit . . . .
8 . MedicinaU und Veterinairwesen.
8 . Armenpflege.
Id. Landes-Oecvnomiewescn.
8 . Handel und Gewerbe . .
H. Bauwesen.
1. Uferban, Abwässerungs- Anstalten und Beför¬

derung des Anwachses an der Wafsergrenze des
Landes.

L . Schifffahrtswcscn . .
8 . Wegbauwesen.
LI. Vermischte Ausgaben.

Ausgabe des Capitels II.

III. Lapitel.

19
-20
21
22
23
24

Verwaltung der Justiz.
lO Rechtspflege:

1. Gehalte.
2. Geschäftskosten. .

8 . Die Hhpothekenämtcr.
0 . Strafanstalten und Gefangenhäuser . . .
8 . Erziehungs- und Besserungs-Anstalt in Vechta
8 . Zu den Kosten der Standesämter . . . .

Ausgabe des Capitels III
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1885 . 188 «. 1887 .

-

229875 230825 235325
500 — 500 — 500 —

121660 — 121660 — 121660 —

53712 — 53712 — 53712 —

6490 — 6490 — 6490 —

63655 — 63655 — 63655 —

! 3750 — 3750 — 3750 —

95950 — 95950 96550

92700 67600 72100
207740 — 199812 — 176214 —

650322 — 548800 — 514412 —

1009055 — 8305 — 8605 —

2535409 — 1401059 — 1352973 —

309437 310937  . 312137
141525 — 141575 140985 —

35100 — 35100 — 35100 —

122508 — 122958 — 122958 —

9165 — 8765 — 8765 —

2000 — 2000 — 2000 —

619735 — 621335 —- 621945 —
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IV . Eapitel.

Verwaltung der geistlichen Angelegenheiten
und Schulen.

25 .

26 .
27 .

28 .
29 .
30 .

tV Allgemeine Ausgaben.
L . Evangelisches Kirchen - und Schulwesen:

1 . Kirchenwesen.
2 . Schulwesen.

0 . Katholisches Kirchen - und Schulwesen:
1 . Kirchenwesen.
2 . Schulwesen.

O . Beihülse zu den Kosten des jüdischen Cultus

Ausgabe des Capitals IV.

V . Capitel.

Verwaltung der Finanzen.

31 .
32.
33.
34 .

35 .
36 .
37 .

rV Die Aintseinnehmcr.
L . Verwaltung der Landesschuld und der Cautionen

0 . Verwaltung des Staatsguts.
D . Kosten der Verwaltung und Erhebung der Ein¬

kommensteuer . . . . . . .

D . Kosten der Verwaltung des Stempelpapiers . .

H . Kataster - , Vermessungs - und Abschatzungswesen
O . Vermischte Ausgaben.

Ausgabe des CapitelS V.
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1885 . 188 «. 1887 .

5130 5130 5130

48600 — 48600 -- 48600 —
279127 52 278597 52 279480 52

22635 — 22635 — 22635 --
92886 — 93186 — 93186 —

1800 — 1800 — 1800 —

450178 52 449948 52 450831 52

71580 71580 71580
1652746 21 1649055 03 1645963 97

324360 — 343387 — 273187 —

7700 — 7090 — 7080 —
1500 — 1100 — 1100 —

85802 50 86202 50 86322 50
76912 38 77512 38 77512 38

2220601 09 2235926 91 2162745 85

2
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38.
39.

VI. Capitel.

Vermischte und unvorhergesehene Ausgaben.
V. Vermischte Ausgaben.
L. Außerordentliche und unvorhergesehene Ausgaben

Ausgabe des Capitols VI.

Cap.
I.

II.
III.
IV.
V.

VI.

Wiederholung sümmtlicher Ausgaben.

Allgemeiner Landesaufwand.
Verwaltung des Innern.
Verwaltung der Justiz.
Verwaltung der geistlichen Angelegenheiten. . .
Verwaltung der Finanzen.
Vermischte unb unvorhergesehene Ausgaben . . .

Gesammtbetrag der Ausgaben

Bemerkungen.

1. Als Betriebsfonds der Landescasse des Hcrzogthums
gehen 600000 ^ aus dem Jahre 1884 in das Jahr
1885 über.

2. Zu W. 26 und 28 ist der evangelischen Kirche eine
jährliche Bauschsumme von 48600 der katholischen
Kirche eine Bauschsumme von jährlich 22635 unter
folgenden Bedingungen zugestanden:
u) Der evangelischen Kirche wie dem Landtage bleibt

eine Kündigung dieses Abkommens mit dem Ablauf
von 9 Jahren, vom 1. Januar 1870 angerechnet,
Vorbehalten; erfolgt eine solche Kündigung nicht, so
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1885. 188 « . 1887.

-4 -1

25180 26380 28180
30454 47 29679 65 30443 71
55634 47 56059 65 58623 71

541441 92 520670 92 544880 92
2535409 — 1401059 — 1352973 —

619735 — 621335 — 621945 —

450178 52 449948 52 450831 52
2220601 09 2235926 91 2162745 85

55634 47 56059 65 58623 71

6423000 — 5285000 — 5192000 —

wird der Kündigungstermin von 9 zu 9 Jahren
verlängert.

5) Für den Fall , daß das Abkommen mit der evan¬
gelischen Kirche auf die eine oder andere Weise
endigen sollte, so fällt damit auch zugleich die be¬
willigte Bauschsummc für die katholische Kirche weg
und tritt für beide Kirchen dasselbe Vcrhältniß wieder
ein, wie es vor dem 1. Januar 1870 bestand.

o) Es muß die Staatsregicrung die festgesetzte Bausch¬
summe von'22635 ^ , sowie die Officialatssporteln,
unter möglichster Berücksichtigungder Anträge des
Bischöflichen Officialats, alljährlich für katholische
Kirchenangelegenheiten verwenden.

2 *
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« . Vor¬
der Einnahmen und Ausgaben des Fürstenthmns

8

4 Einnahmen.

I. Lapitel.

1.
2.
3.
4.
5.

6.

Einnahme Nom Staatsgut.

Vom Staatsgut in eigener Bcwirthschastnng. .
L. Von in Zcitpacht gegebenem Staatsgut . . .
6 . Von in Erbpacht gegebenem Staatsgut . . .
v . Bon grundherrlichen Berechtigungen und Gefällen
L. Zinsen Non Staatsgntscapitalien.

Zusammen

DaNvn geht ab der nach Abzug des Pachtwerths
des Kronguts auf das Fürstenthum Lübeck fallende
Theil der zur Sustentation des Großherzoglichen
Hauses bestimmten Summe mit.

Bleibt Einnahme des Capitels I.

II. Capitel.

Einnahme an Gewcrbsrccognitionen , Spor¬
teln , Gebühren rc. für den- Gebrauch Non

Staatsanstalten rc.
7.
8.

7̂ .. Von Gewerbsrecognitionen
L . Sporteln und Gebühren .



anfchlag
Lübeck für 1885 , 1886 und 1887.

1883 . 1886 . 1887 .

182000 182000 182000
23300 — 23300 — 23300 —

71337 17 71337 17 71337 17

115820 — 115620 — 115420 —

6396 80 6396 80 6396 80

398853 97 398653 97 398453 97

45900 33 45900 33 45900 33

352953 64 352753 64 352553 64

3700 3700 3700
46000 — 46000 — 46000 —
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8

9.
10.

0 . Gebühren für Jagdkarten.
v . Strafgelder und Confiscationcn.

Einnahme des Capitels II.

III. Capitel.

Einnahme von den Steuern.

11.
12.
13.
14.

Directe Steuern:
1. Grundsteuer.
2. Einkommensteuer.
3. Erbschaftssteuer.

L. Jndirecte Stenern: vuout.

Einnahme des Capitels III.

IV. Lapitel.

15.

16.

17.
18.
19.

Vermischte Einnahmen.

Wiedereinkommende Capitalien und Vorschüsse
nebst desfälligen Zinsen.

L. Beiträge einiger Fonds zu den Kosten ihrer Ver¬
waltung .

0 . Zur Erstattung kommende Criminalkvsten . .
v . Cassenüberschuß aus 1884 .
L . Außerordentliche und unvorhergesehene Einnahmen

Einnahme des Capitels IV.
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1885 . 1886 . 1887 .

3500 3500 3500
2000 — 2000 — 2000 —

55200 — 55200 — 55200 —

50500 50500 50500
96200 — 96200 — 96200 —

6000
—

6000
—

6000

152700 — 152700 — 152700 —

6125 6125 6125

256 80 256 80 256 80

50 — 50 — 50 —

267000 — — — — —

2300 56 2300 56 2300 56

275732 36 8732 36 8732 36



Cap. Wiederholung sämmtlicher Einnahmen.
I.

II.

III.
IV.

Einnahme vom Staatsgut.
Einnahme von Gewerbsrecognitionen, Sporteln, Ge¬

bühren rc. für den Gebrauch von Staats¬
anstalten rc.

Einnahme von den Steuern.
Vermischte Einnahmen.

Im Ganzen

« Ausgaben.
I . Capitel.

Allgemeiner Land es aufm and.
V. Beitrag zu den Ausgaben des gesummten Groß¬

herzogthums .
L. Wartegelder, Pensionen, Unterstützungen und Ent¬

schädigungen.
6 . Reservirte Rente aus dem Domanium der neuen

Gebietstheile.
D. Die öffentliche Bibliothek.

Ausgabe des Capitels I.

II . Capitel.

Kosten der Verwaltung.
V. Allgemeine Verwaltung:

Die Regierung.
U. Verwaltung des Innern:

1. Polizei.
2. Medieinalwesen.
3. Armenwesen.
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1885 . 188 «. 1887 .

-4

352953 64 352753 64 352553 64

55200 55200 55200
152700 — 152700 — 152700 —

275732 36 8732 36 8732 36

836586 — 569386 — 569186 —

22224 17328 22288

48176 07 48176 07 48176 07

12000 — 12000 — 12000 —

720 — 720 — 720 —

83120 07 78224 07 83184 07

59643 60 60143 60 60643 60

23500 _ 23500 — 23500
5434 — 5504 — 5434 —

! 13044 65 ! 11044 65 11044 65
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9.
10.
11.
12.

13.
14.

15.
16.

17.
18.
19.
20.
21 .
22.

23.

24.

4. Beförderung der Laudwirthschaft . . . .
4s,. Beförderung des Gewerbes.
5. Wegbnuweseu . .
6. Zur Deckung der Garantie für die Eutin-

Lübecker Eisenbahu-Prioritäts -Anleihe . .
7. Zur Sicherung des OstscestrandeS. . . .
8. Kosten in Militairangelegcnhciten. . . .

0 . Verwaltung der geistlichen Angelegenheiten und
Schulen:
1. Kirchenwesen.
2. Schulwesen.

O. Verwaltung des Staatsguts und der Finanzen:
1. Hebungs- und Cassenwesen.
2. Landesschuld und Cautionen.
3. Aufwand für das Staatsgut.
4. Kataster- und Bermessungswesen. . . .
5. Landesbauwesen.
6. Veranlagung und Hebung der Einkommen¬

steuer .
7. Beitrag zu den Kosten der Zoll- und Steuer-

Verwaltung .
8. Vermischte Ausgaben.

Ausgabe des Capitels II.

25.
26.
27.

III . Lapitel.
Kosten der Rechtspflege.

1. Landgericht für das Fürstenthum Lübeck. .
2. Amtsgerichte lind Gefängnisse.
3. Strafvollstreckuttgskosten.

Ausgabe des Capitels III.



123

1885 .

-4

188 «.

-4

1887 .

5000 5000 5000
500 — 500 — 500 —

40391 20 39741 20 37061 20

30000 — 30000 — 30000 —

5040 — 2240 — 2240 —

600 — 600 — 600

5019 84 5019 84 5100
96724 86 86374 86 86974 86

12638 — 12638 — 12638 —

1668 — 1668 — 1668 —

95430 80 93980 80 94480 80
9800 — 9800 — 10000 —

9606 — 23106 — 9606 —

700 — 700 — 700 —

5309 — 5309 — 5309 —

2725 — 2725 — 2725 —

422774 95 419594 95 405225 11

19000 19000 19000
65556 — 65456 — 66306 —

13300 — 13300 — 13300 —

97856 — 97756 — 98606 —
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8

IV . Lapitel.

28.

Außerordentliche und unvorhergesehene
Ausgaben.

Außerordentliche und unvorhergesehene Ausgaben .
Ausgabe des Capitels IV.

Cap.
I.

II.
III.
IV.

Wiederholung sämmtlicher Ausgaben.
Allgemeiner Landesaufwaud.
Kosten der Verwaltung.
Kosten der Rechtspflege . . . . .
Außerordentliche und unvorhergesehene Ausgaben .

Im Ganzen

Als Betriebsfonds der Landescasse des Fürstenthums
Lübeck gehen 108000 ^ aus dem Jahre 1884
in das Jahr 1885 über.
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1883 . 188 «.

- - - .

1887 .

-1 -1 -1

! 113048 98 13424 98 13984 82

! 113048 98 13424 98 12984 82

83120 07 78224 07 83184 07
422774 95 419594 95 405225 11

97856 — 97756 — 98606 —

113048 98 13424 98 13984 82

716800 — 609000 — 601000 —
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V . Bor
der Einnahmen nnd Ausgaben des Mrstenlhnms

^ Einnahmen.
I. Capitel.

1.
2.

Einnahme vom Staatsgut.
In eigener Verwaltung.

L. An Grundrenten nnd aus Zeitpacht für Grund¬
stücke und Gebäude. .

3.
Zusammen

Davon ist abzuziehen der nach Abzug des Pacht¬
werths des Kronguts auf das Fürstenthum
Birkenfeld fallende Theil der zur Sustentation
des Großherzoglichen Hauses bestimmten Summe
mit . . . . .

Bleibt Einnahme des Cnpitels I.

4.

6.

II. Capilel.
Einnahme von Sporteln , Gebühren rc.
Sporteln der gerichtlichen und Verwaltungs-Be¬
hörden .

L. Fortschreibungsgebühren.
6 . Geldstrafen und Confiscate.

Einnahme der Capitcls II.

7.

III. Capitel.
Einnahme von den Steuern.

Directe Steuern:
1. Grundsteuer.
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anschlag
Birkenfeld für 1885, 1886 und 1887.

1883 . 188 «. 1887 .

-3

103500 103500 103500

3200 88 3150 88 3150 88

106700 88 106650 88 106650 88

38887 88 38887 88 38887 88

67813 — 67763 — 67763 —

70000 70000 70000
8600 — 8600 — 8600 —

2500 — 2500 2500 —

81100 — 81100 — 81100 —

78200 78200 78200



2 . Gebändestener.
3 . Einkommensteuer.

4 . Erbschaftssteuer.
L . Jndirecte Steuern:

1 . Vergütung für die Verwaltung und Erhebung
der in die Reichscasfe fließenden inneren nu
direetcn Abgaben.

2 . Stempel « bgabcn.

Einnahme des Capitels III.

IV . Capitel.

V e r m i f ch te Einn a hmen.

ll . Forstbesolduugsbeiträge.
H . Zinsüberschüsse des Staatsgutscapitalienfonds .

0 . Laudescassenfonds:
1 . Zurückbezahlte Cnpitalbeträge.
2 . Zinsen.

O . Conto -Corrent -Zinsen vori der Casfenverwaltung

D . Unvorhergesehene kleinere Einnahmen . . . .

H . Cassenüberschuß aus 1884 .

Einnahme des Capitels IV.

Wiederholung sämmtlicher Einnahmen.

Einnahme vom Staatsgut.
Einnahme von Sporteln re.
Einnahme von den Steuern.
Vermischte Einnahmen.

Im Ganzen
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1885 . 188 «. 1887 .

-1 ^ >

31900 31500 31500
163000 — 163000 — 163000 —

! 3000 500s> 5000

15)00 1500 1500
10300 — 10300 — 10300 —

2895>00 — 289500 — 289500 —

l
' 12600 12600 12600

4900 — 5000 — 5100 —

^ 21000 .- 21000 — 21000 .-

11700 — 10700 — 9700 —

^ 6400 — 5200 — 3800 —

487 — 437 -- 337 —

j 215)000 — — — — —

272087 — 54937 — 52537 —

67813 67763 67763
81100 — 81100 — 81100 —

!! 289500 — 289500 — 289500 —

! 272087 54937 — 52537 —

^ 710500 — ^ 493300 — 490900 —

3
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1.
2. L.

3.
4.
5.

6.
7.
8.
9.

10.
11.

12.
13.
14.
15.
16.
17.

« . Ausgaben.
I. Capitel.

Allgemeiner Land es aufm and.
Beitrag zur Centralcasse des Großherzogthums.
Wartegelder, Pensionen und Unterstützungen. .

Ausgabe des Capitels I.

II. Capttel.
Kosten der Verwaltung.

Allgemeine Verwaltung:
1. Regierung.
2. Bürgermeistereien . . . .
3. Bauamt.

Verwaltung des Innern:
1. Kosten der Gendarmerie.
2. Medicinal- und Beterinairwesen . . . .
3. Armenwesen und Unterstützungen. . . .
4. Beförderung der Landwirthschaft . . . .
5. Straßenbaukosten . . .
6. Renumeration für meteorologische Beobach¬

tungen .
Verwaltung des Staatsguts und der Finanzen:
1. Hcbungs- und Cassenwescn.
2. Belastungen und Schulden.
3. Verwaltung des Staatsguts.
4. Katasterwesen.
5. Verwaltung der indirekten Stenern . . .
6. Kosten der Veranlagung der Einkommensteuer

Ausgabe des Capitels II.
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1883 . 188 «. 1887 .

-4 -4

11112 8664 11144
- 31893 - 31893 — 31893 —

43005 — 40557 — 43037

39700 39700 39700
31700 — 31700 — 31700 —

.14200 — 14200 —- 14200 —

12700 -— 12700 — 12700 —

5800 — 5800 — 5800 —

4950 — 4950 — 4950 —

2000 — 2000 — 2000 —

34300 — 33300 -— 28500 —

225 — 225 — 225 . —

11630 _ 11630 — 11930 —

27394 59 26502 09 25609 59
88385 — 86640 — 83835  . —

30080 — 28480 — 26480 —

6120 > — 6120 — 6120 —

200 200 200 —

309384
!>

59 304147 09 293949 69
!!

3 *
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8

III . Lapitel.

. Kvstcn der Rechtspflege.

18.

19.
20.
21.
22 .

V. Gerichtsbehörden:
1. Jurisdictivnsbeitrag zum Landgericht in Saar¬

brücken .
2. Kosten der Visitationen der Amtsgerichte .
3. Amtsgerichte. -

L . Hypothekenamt . . .
0 . Gefängnisse und Strafanstalten.

Ausgabe des Capitels III.

23.
24.
25.

IV. Capitel.

Kultus und Unterricht.

V. Obere Kirchen- und Schulbehörden . . . .
L . Kirchenwesen.
0 . Schulwesen.

Ausgabe des Capitels IV.

V. Capitel.

26.
27.
28.

Außerordentliche und unvorhergesehene
Ausgaben.

Zu Gehaltsvcränderungen und Zulagen . . . .
Kosten der Militairaushebung.
Außerordentliche und unvorhergesehene Ausgaben .

Ausgabe des Capitels V.
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188 ».

- ^
-4 l

188 «.

-4

1887 .

3200 3200 3200
240 — — — — —

54340 >— 54740 — 55140 —

2380 — 2580 —- 2580 —

9686 — 9686 — 9686 —

69846 — 70206 — 70606 --

3180 3180 3180
26824 — 26824 — 26824 —

78334 — 78634 — 78934 —

108338 — 108638 — 108938 —

450 1200 1950
700 — 700 — 700 —

4976 41 4951 91 5119 41

6126 41 6851 91 7769 41
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8

Cap. W icde r h o l u n g s ä m m t l i ch e r A u s g a den.

I.

II.
III.
IV.

V.

Allgemeiner Landesaufwand.
Kosten der Verwaltung.
Kosten der Rechtspflege.
Kultus und Unterricht . .
Außerordentliche und unvorhergesehene Ausgaben

Im Ganzen

Als Betriebsfonds der Landescasse des Fürsten¬
thums Birkenfeld gehen 90000 V/i aus dem Jahre
1884 in das Jahr 1885 über.
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1885 . 188 «. 1887 .

-1

43005 40557 43037
309384 59 304147 09 293949 59

69846 — 70206 — 70606 —

108338 — 108638 — 108938 —

6126 41 6851 91 7769 41

536700 — 630400 — 524300 —
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Gesetzblatt
für das

Herzogthnm Oldenburg

XXVII . Band. (Ausgegeben den 21. Januar 1885.) 22. Stück.

Inh alt:

M 37. Gesetz für das Herzogthum Oldenburg vom 5. Januar 1885,
betreffend Aenderung der Gemeindegrenzen zwischen den
Gemeinden Osternburg und Wardenburg und den Gemeinden
Wardenburg und Hatten.

chlZ 38. Gesetz für das Herzogthum Oldenburg vom 6. Januar 1885,
betreffend Erhebung einer Abgabe von Tanzgesellfchaften,
Musikausführungen , Schaustellungen rc.

39. Gesetz für das Herzogthum Oldenburg vom 8. Januar 1885,
betreffend die Enteignungen von Lagerplätzen für das aus
den öffentlichen Gewässern des Staats zu fördernde Baggergut.

37.
Gesetz für das Herzogthum Oldenburg, betreffend Aenderung der

Gemeindegrenzen zwischen den Gemeinden Osternburg und Warden¬
burg und den Gemeinden Wardenburg und Hatten.

Oldenburg , 1885 Januar 5.

Wir Mcolaus Friedrich Peter , von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen,
Herzog von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dith¬
marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen rc. rc.,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz für
das Herzogthum Oldenburg, was folgt:
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Die Grenze zwischen den Gemeinden Osternburg und
Wardenburg und zwischen den Gemeinden Wardenburg und
Hatten wird von Kreyenbrück aufwärts, soweit dieselbe gegen¬
wärtig durch das alte Huntebett gebildet wird und in dieser
Strecke Durchstiche ausgeführt sind, in die Mitte dieser
Durchstiche verlegt.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namensuntcrschrift
und beigedrucktcn Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg, den5. Januar
1885.

(U. 8.) Peter.
Jansen.

v. Rössing.

38.
Gesetz für das Herzogthum Oldenburg , betreffend Erhebung einer Ab¬

gabe von Tanzgesellschaften, Musikaufführungen , Schaustellungen rc.
Oldenburg , 1885 Januar 6.

Aöir Nikolaus Friedrich Peter, von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen,
Herzog von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dith¬
marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen re. rc.,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz für
das Herzogthum Oldenburg, was folgt:

Artikel 1.
Die Bestimmung des §. 23 der Regierungsbekannt¬

machung vom 2. Februar 1846, betreffend das Wirthschafts-
gewerbeu. s. w. (Gesetzsammlung Band XI . Seite 187),
wird in Betreff der von den Wirthen für die Erlaubniß zur
Haltung einer Tanzgesellschaft zu zahlenden Abgabe dahin ab¬
geändert, daß diese Abgabe vom Staatsministerium, Departe¬
ment des Innern , bis zu 20 bestimmt werden kann.
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Artikel 2.

Für die Ertheilung der nach den M . 33a , 33b und
60s , der Reichs-Gewerbe-Ordnung erforderlichen Erlaubniß
ist eine von der Erlaubniß ertheilenden Behörde zubestim¬
mende Abgabe von 50 bis 30 zu zahlen . Die in der

Regierungsbekanntmachung vom 13 . März 1848 , betreffend
anderweite Bestimmung der von fremden Kaufleuten , welche
die Märkte in der Stadt Oldenburg beziehen, zu entrichten¬
den Recognition , getroffene Bestimmung , nach welcher Seil¬
tänzer , Kunstreiter , Equilibristen :c., welche ihre Künste
zur Marktzeit oder sonst zeigen, eine Recognition von 1

bis 12 Thlr . zu erlegen haben , ist ausgehoben.
Artikel 3.

Die in den Artikeln 1 und 2 gedachten Abgaben fließen
in den Städten I . Claffe in die Stadtcasse , in den übrigen

Bezirken in die Amtscasse. Die Einnahmen der letzteren
sollen für kleine Ausgaben , sowie für gemeinnützige Anlagen
und Einrichtungen , für welche eine andere Casse nicht vor¬

handen ist, in dem Amtsverbande , in welchem sie aufge¬
kommen sind , vom Staatsministerium , Departement des

Innern , oder nach näherer Anweisung desselben vom Amte
verwendet werden . Dabei sind etwaige Anträge des Amts-

Vorstandes, dem jährlich über den Stand der Casse Mit¬
theilung zu machen ist, thunlichst zu berücksichtigen.

Artikel 4.

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes wird
vom Staatsministerium, Departement des Innern , bestimmt.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Sckilosse zu Oldenburg, den 6. Januar
1885.

(U. 8.) Peter . .

Jansen . _
v. Rössing.
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M, 39.
Gesetz für das Herzogthum Oldenburg , betreffend die Enteignungen

von Lagerplätzen für das aus den öffentlichen Gewässern des Staats
zu förderde Baggergut.

Oldenburg , 1885 Januar 8.

Wir Nikolaus Friedrich Peter, von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen,
Herzog von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dith¬
marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen re re.,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz für
das Herzogthum Oldenburg, was folgt:

Die Bestimmung des Gesetzes für das Herzothum
Oldenburg vom 28. März 1867, betreffend die Enteignungen
zu Eisenbahnen, kommen auch auf diejenigen Enteignungen
zur Anwendung, welche zur Erlangung von Lagerplätzen
für das aus den öffentlichen Gewässern des Staates (Art.
1 Z. 3 der Wasserordnung) zu fördernde Baggergut noth-
wendig werden.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnfiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg, den8. Januar
1885.

(U. 8.) Peter.
Jansen.

v. Rössing.
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M 40 . Gesetz für das Herzogthnm Oldenburg vom 19. Januar 1885,
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41 . Bekanntmachung des Slaatsministeriums vom 19. Januar

1885 , betreffend die Bildung einer Gemeinde Wangerooge.

M 42 . Gesetz für das Herzogthum Oldenburg vom 21 . Januar 1885,

betreffend neue Bestimmungen zu dem Gesetze vom 3. April

1855 , betreffend die Einrichtung des Unterrichts - und Er¬

ziehungswesens im Herzogthum Oldenburg.

43 . Bekanntmachung des Staatsministerinms vom 19. Januar

1885 , betreffend Zusatzbestimmungen zu der Ministerial¬

bekanntmachung vom 24 . Mai 1880 , betreffend den Verkehr

mit explosiven Stoffen.

M 44 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 17 . Januar

1885 , betreffend eine Berichtigung der Taxe für Thierarzte.

.N 40.
Gesetz für das Herzogthnm Oldenburg , betreffend die Bildung einer

Gemeinde Wangerooge.

Oldenburg , 1885 Januar 19.

26ir Wcolaus Friedrich Peter , von Gottes Gna¬

den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen,

Herzog von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dith-
1
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Marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen re. re .,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz für
das Herzogthum Oldenburg , was folgt:

Artikel  1.

Die Insel Wangerooge wird aus ihrer Verbindung
mit der Gemeinde Minsen ausgeschieden und unter den
folgenden näheren Bestimmungen zu einer politischen Ge¬
meinde Wangerooge erhoben.

Artikel  2.

Die der Ortsgenossenschaft Wangerooge zustehenden
Rechte und derselben obliegenden Verbindlichkeiten gehen
aus die Gemeinde Wangerooge über.

Artikel  3.

Die Bestimmungen des Artikels 34 , Z. 1 der Wege-
Ordnung finden auf die Gemeinde Wangerooge keine An¬
wendung . Der Gemeinderath hat über den Concurrenz-
fuß zu den Wegelasten der Gemeinde zu beschließen ; der
Beschluß bedarf der Genehmigung des Staatsministeriums,
Departement des Innern.

Artikel  4.

Die Gemeinde Wangerooge ist zur Bildung eines
Armenfonds verpflichtet ; die näheren desfälligen Be¬
stimmungen werden vom Staatsministerium , Departement
des Innern , getroffen.
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Artikel 5,.

Die Auseinandersetzung zwischen den beiden Gemeinden
erfolgt hinsichtlich der Armenlast durch das Staatsmini¬
sterium, Departement des Innern , im klebrigen erfolgt die
Auseinandersetzung, soweit nicht zwischen der Gemeinde
Minsen und der Ortsgenossenschaft Wangerooge dieserhalb
bereits eine Vereinbarung getroffen ist, nach Maßgabe des
Artikels 3, F. 5 der Gemeinde-Ordnung.

Artikel 6.

Die näheren Anordnungen zur Ausführung dieses
Gesetzes, insbesondere auch die Feststellung des Zeitpunktes
der Jnkrafttretung, bleiben der Verwaltung überlassen.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben ans dem Schlosse zu Oldenburg, den 19. Januar
1885.

lD. 8.) Peter.
Jansen.

v. Rössing.

M 41.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Bildung einer

Gemeinde Wangerooge.
Oldenburg , t88 !> Januar 19.

Unter Bezugnahme auf Art. 5 und 6 des Gesetzes vom
heutigen Tage, betreffend die Bildung einer Gemeinde

1*
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Wangerooge , wird mit Höchster Genehmigung das Nach'

stehende bestimmt:

1 . Die Wahl der Mitglieder und der Ersatzmänner des

Gemeinderaths , sowie die des Gemeindevorstehers ist vor

dem 1 . Mai 1885 vorznnehmen , iw Uebrigen tritt das

Gesetz erst mit dem 1 . Mai 1885 in Kraft.

2 . Die Vorbereitungen sür die unter Ziffer 1 gedachten

Wahlen , sowie die Leitung derselben und die Vornahme der

Verpflichtung der Gewählten erfolgen vom Großherzoglichen

Amte Jever . Die Amtsdaner der zuerst gewühlten Mit¬

glieder der Gemeindevertretung wird bis zum 31 . Decemder

1886 bezw . bis zum 31 . December 1888 bestimmt.

3 . Die Vertheilung der am 1 . Mai 1885 bestehen¬

den Armcnlast des jetzigen Gesammt - Armenverbandes Minsen

hat nach Maßgabe der desfälligen zwischen der Gemeinde

Minsen und der Ortsgenossenschaft Wangerooge getroffenen

Vereinbarung zu erfolgen.

Hinsichtlich der Vertheilung der künftigen Armenlast,

insoweit deren Entstehung in die Vergangenheit zurückreicht,

werden folgende Bestimmungen getroffen:

a ) Diejenigen , welche am 1 . Mai 1885 im jetzigen

Gesammt -Armenverbaude Minsen einen Unterstützungs¬

wohnsitz und ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben,

erhalten in demjenigen der beiden neuen Armenver¬

bände ihren Unterstütznngswohnsitz , in welchem sie

am 1 . Mai 1885 , ihren gewöhnlichen Aufenthalt

haben.

b ) Diejenigen , welche am 1 . Mai 1885 im jetzigen

Gesammt -ArmenverbandeMinsen einen Unterstützungs¬

wohnsitz haben , ohne in demselben am 1 . Mai 1885

ihren gewöhnlichen Aufenthalt zu haben , und unter - ,

stützungsbedürftig werden , bevor sie ihren jetzigen

Unterstützungs -Wohnsitz durch Abwesenheit verloren,
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oder einen anderen Unterstützungswohnsitz erworben

haben , erhalten in demjenigen der beiden neuen

Armenverbände ihren Nnterstützungswohnsitz , in wel¬

chem sie vor ihrem Fortgange aus dem Gesammt-

Armcnverbandc Minsen sich zuletzt gewöhnlich auf-

gehalten haben.

o) Diejenigen in dem jetzigen Gesammt -Armenverbandc

Minsen am 1 . Mai 1885 sich gewöhnlich aufhal¬

tenden Personen , welche daselbst den Unterstützungs¬

wohnsitz zu diesem Zeitpunkt noch nicht erworben

haben , denselben aber spater dadurch erwerben , daß

sie in dem einen oder anderen der beiden neuen

Armenverbände sich fernerweitig aufhalten , erhalten

alsdann ihren Unterstützungswohnsitz in demjenigen

derselben , in welchem sie sich zu dem Zeitpunkte , mit

welchem dieser Erwerb cingetreten ist , gewöhnlich

aufhalten.

Zn den unter n ., b . und o . enthaltenen Bestimmungen

wird der Vorbehalt gemacht , daß diejenigen Personen , welche

nach dem 1 . Mai 1885 sich ausschließlich in dem einen oder

anderen der beiden neuen Armenverbände zwei Jahre un¬

unterbrochen gewöhnlich aufhalten , alsdann der allgemeinen

Regel gemäß in diesem Armenverbande einen neuen Untcr-

stützungswohnsitz erwerben , auch wenn sie nach den voran¬

geführten Bestimmungen denselben zunächst in dem anderen

Armenverbande erhalten haben.

Oldenburg , 1885 Januar 19.

Staatsmimsterium.

Departement des Innern.

Jansen.

v . Rössing.
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M 42.
Gesetz für das Herzogthum Oldenburg , betreffend neue Bestimmungen

zu dem Gesetze vom 3 . April 1855 , betreffend die Einrichtung des

Unterrichts - und Erziehungswesens im Herzoglhum Oldenburg.

Oldenburg , 1885 Januar 21 . ;

Wir Nikolaus Friedrich Peter , von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen,

Herzog von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dith¬

marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und

Birkenseld , Herr von Jever und Kuchhausen re. re .,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz sür

das Herzogthum Oldenburg , was folgt:

1 . Zn Artikel 16.

An die Stelle des ersten Satzes des Artikels 16 , Z. 2

(bezw . des tz. 2 der Ziffer 2 des Gesetzes vom 10 . Januar

1873 ) treten folgende Bestimmungen:

Das Diensteinkommcn der Lehrerstcllen an solchen

Schulen ist vom Schulausschnsse durch Regulativ in baarer

Geldsumme festzusetzen , jedoch — mit Ausnahme der Durch¬

gangsstellen — nicht unter den sür die Hauptlehrer an

Volksschulen bestimmten Beträgen.

Bei der Berechnung dieser Beträge ist die den Haupt¬

lehrern au Volksschulen begleichende Dienstwohnung mit

Hausgarten zu 12Ü bis 300 anzuschlägen.

Wenn vom Schulausschusse eine Dienstwohnung gestellt

wird , so ist dafür ein angemessener Betrag von dem baaren

Diensteinkommen einzubehalten.

Ob den vorstehenden Bestimmungen in genügender Weise

nachgekommen ist , entscheidet das Oberschulcollegium.



147

Welche Stellen als Durchgangsstellcn anznsehen sind,

unterliegt ebenfalls der Entscheidung des Oberschnlcollcgiums,

doch soll die Zahl derselben , wo an einer Mittel - oder

höheren Schule , abgesehen von dem Schulvorsteher , semina¬

ristisch gebildete Leherer in gerader Anzahl angestellt sind,

höchstens die Hälfte , bei ungerader Anzahl jedenfalls we¬

niger als die Hälfte der letzteren betragen.

2 . Hinter Artikel 45 wird folgender Abschnitt

ein gesch oben:

1 ) Von den Lehrerinnen an Volksschulen.

Artikel  45a.

K. 1 . Lehrerinnen können im Bereich der Volksschule

verwendet werden , jedoch nicht in der Stelle des leitenden

Hauptlehrers,

1 . an solchen Volksschulen , welche nur für Mädchen

bestimmt sind,

2 . an gemischten Volksschulen von mindestens drei Elasten,

soweit es sich um den Unterricht der drei jüngsten

Jahresstusen oder um den Unterricht in Mädchen-

classen handelt.

Dieselben müssen unverheirathet sein.

tz. 2 . Als Lehrerinnen können nur solche verwendet

werden , welche sich entweder in einer vom Oberschulcolle¬

gium angeordneten Prüfung über ihre Befähigung ausge¬

wiesen haben , oder ein auswärtiges Prüsungszeugniß bei-

bringen , welches nach dem Erachten des Oberschulcollegiums

genügt.

K. 3 . Die Verwendung der Lehrerinnen geschieht in

den ersten 8 Jahren aus Grund eines Engagements . Die

jährliche Vergütung während dieser Zeit soll regelmäßig
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600 ^ betragen , kann jedoch auch nach Bestimmung des
Oberschnlcolleginms bis auf 700 erhöht werden.

8 - 4 . Hat sich eine Lehrerin in einer achtjährigen
Thätigkeit nach dem Urtheil des Oberschulevllegiums als
brauchbar bewährt , und stehen sonstige Bedenken nicht ent¬
gegen , so soll sie auf ihren Antrag angestellt werden . Die
Anstellung ist sofort eine definitive.

8 - 5 . Das gesetzliche Diensteinkommen einer angestelltcn
Lehrerin beträgt 700

Es gehen hinzu Altersznlagcn in Gemäßheit der Be¬
stimmungen des Artikels 42.

8 . 6 . Das Wartegeld angestellter Lehrerinnen beträgt
65 Prozent des gesetzlichen Dicnsteinkommens , welches sie
zur Zeit der Stellung zur Disposition haben . Das Ruhe¬
gehalt kann 75 Prozent des gesetzlichen Diensteinkvmmens,
welches sie zur Zeit der Versetzung in den Ruhestand haben,
nicht übersteigen.

Lehrerinnen , welche das 60 . Lebensjahr zurückgelegt
haben , können ihre Versetzung in den Ruhestand verlangen
und auch gegen ihren Willen in den Ruhestand versetzt
werden.

8 - 7 . Tritt eine Lehrerin in die Ehe , so scheidet sic
damit aus dem Schuldienst aus ; desgleichen fällt der Bezug
des Ruhegehaltes oder Wartegeldes weg , wenn sich eine im
Ruhestande befindliche oder zur Disposition gestellte Lehrerin
verheirathet.

8 - 8 . Im klebrigen werden , soweit nicht im Vorstehen¬
den etwas Anderes festgesetzt ist , auf die an Volksschulen
angestelltcn Lehrerinnen die Bestimmungen des Schulgesetzes
vom 3 . April 1855 ebenso angewendet , wie bei den Lehrern.
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Übergangsbestimmung.
In welcher Weise die vorstehenden Bestimmungen im

Einzelnen auf die bereits im Schuldienst beschäftigten Lehrer¬
innen zur Anwendung kommen, entscheidet das Oberschul¬
collegium. Die von denselben vor Erlaß dieses Gesetzes
etwa schon erworbenen Rechte bleiben ihnen Vorbehalten.

3. Zu Artikel 49.

Das an die Stelle des Artikels 49 getretene Gesetz
vom 26. Februar 1870, betreffend die Schulpflichtigkeit für
sämmtliche Volksschulen, erhält folgendenden Zusatz:

8. 4.

Die Schulbrüche für Versäumniß eines halben Tages
beträgt 25 erhöht sich jedoch bei denjenigen Kinder»,
welche eine verkürzte Sommerschule besuchen(Artikel 50 des
Schulgesetzes), auf 40

Die vorstehenden Bruchsätze treten an die Stelle des
im Z. 4 der Cousistorial-Bekanntmachung vom 31. December
1833, betreffend den Besuch der Landschulen, und des ini
tz. 5 der Bekanntmachung des katholischen Oberschuleolle-
giums vom 23. December 1856, betreffend die Controle
über den Schulbesuch und die Bestrafung der Schulver¬
säumnisse, vvrgeschriebenen Bruchsatzes.

4. Zu Artikel 50.
Au die Stelle des Artikels 50 treten folgende Bestim¬

mungen:
2. Sommerschule.

Artikel 50.
8- 1-

In denjenigen Schulen, welche auch im Sommer vollen
Unterricht haben, kann im Bedürsnißfall einzelnen Kindern



der 4 -oberen Jahresstnfen , insbesondere zum Zweck der

Aushülfe bei ländlichen Arbeiten , von dem Schnlinspectvr
noch Rücksprache mit dem Hauptlehrer Erlaubniß l Dispen¬

sation ) erlhcilt werden , im ganzen Svmmerhalbjahr bis zu

30 halben Schultagen die Schule zu versäumen . Das Ober-

schnleolleginm kann auvrdueu , daß nur bis zu 30 Schnl-

nachmittagen  dispensirt werden darf.

Ist eine Verkürzung des Unterrichts im Sommer für

eine Schule zngelassen , so trifft dieselbe , wenn die Schule

mehrclassig  ist , ausschließlich die vier oberen Jahresstnfen,
während für die vier unteren eine Verkürzung ausgeschlossen

ist . Dagegen findet in der ungeth eilten  Schule in die¬

sem Falle eine Verkürzung des Unterrichts auch für die

unteren Jahresstnfen statt , und zwar entweder «in den

Schulen mit geringer Schülerzahl ) so , daß der allen Schü¬

lern gemeinsam ertheiltc Unterricht in einer verminderten
Stundenzahl ertheilt wird , oder l in den Schulen mit größerer

Kinderzahl ) so , daß die volle Stundenzahl auf einen theils

gesonderten , theils gemeinsamen Unterricht von zwei Abthei¬

lungen verwendet wird.

8- 3.

Im klebrigen gelten für jede Verkürzung des Unter¬

richts im Sommer die folgenden Bestimmungen:

1 . Aus alle Fälle soll jede Classe beziehungsweise jede

Abthcilung zum mindesten in der Woche 18 Stunden
Unterricht haben.

2 . Jede Classe bezw . jede Abtheilung ist an sümmtlichen

sechs Wochentagen zu unterrichten.
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3 . Der Unterricht der vier oberen Zahresstufen ist in

Vormittagszeit in der Weise zu legen , daß er nicht

vor 7 Uhr Morgens und nicht nach 9 Uhr Morgens

beginnt.

4 . Für Kinder , welche eine Schule mit verkürztem

Unterricht besuchen , findet im Uebrigen eine Dispen¬

sation vom Schulbesuch sH. 1) nicht statt.

8 - -l.

Für welche Schulen ein verkürzter Unterricht im Som¬

mer zuzulassen ist , desgleichen über das Maaß der Ver¬

kürzung und die Ordnung des verkürzten Unterrichts , ent¬

scheidet innerhalb - der Bestimmungen dieses Gesetzes im Ein¬

zelnen das Oberschulcollegium.

K. 5.

Die früheren Bestimmungen über die Sommerschule,

insbesondere die Bekanntmachung des evangelischen Ober¬

schulcollegiums vom 21 . Mai 1862 , sowie die Bekannt¬

machung des katholischen Oberschnlcollegiums vom 24 . Mai

1862 sind ausgehoben ; desgleichen sind bisher stillschweigend

oder ausdrücklich zugelassene herkömmliche Hebungen abzu¬

stellen , soweit sie den vorstehenden Anordnungen wider¬

streiten.

Uebergangsbestimmun g.

Auf Grund dieses Gesetzes hat das Oberschulcollegium

demnächst für die einzelnen Schulen nach Anhörung des

Schulvorstandes die erforderlichen besonderen Anordnungen

zu treffen . Bis dies geschehen , verbleiben die bisherigen

Hebungen in Kraft.
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5.  Zu Artikel  55.

Der Artikel 55 erhält am Schluß folgende » Zusatz:

§ . 4 . Befindet sich in einer Schulacht ein Armenhaus,

in welchem schulpflichtige Kinder aus anderen Schulachten

untcrgebracht sind , so hat der Armenverband für den Unter¬

richt solcher Kinder in der Gemeindeschule an die Casse

dieser Schulacht außer dem Schulgelde einen regelmäßigen

Beitrag zu dem nach dem Voranschläge aufzubringenden

Gesammtsteuerbetrage zu entrichten.

Der Beitrag wird halbjährlich bezahlt . Er betrügt

jedesmal für jedes einzelne auswärtige Armenkind die Hälfte

desjenigen Bruchtheils vom Gesammtsteuerbetrage des ganzen

Jahres , welcher sich ergiebt , wen » letzterer auf alle die

Schule besuchenden Kinder zu gleichen Theilen vertheilt wird.

Er ist halbjährlich nach der Zahl der im Anfänge des

Halbjahres die Schule besuchenden Kinder zu berechnen,

vhne Berücksichtigung späterer Acnderungen.

Bruchtheile einer Mark , welche sich bei der Berechnung

des Gesammtbeitrages für ein halbes Jahr ergeben , fallen

weg , wenn sie 50 oder weniger betragen und werden

dagegen für voll gerechnet , wenn sie diesen Betrag über¬

steigen.

Die vorn Schuljuraten dem Armeuverbande mitzu-

theilende Berechnung gilt als feststehend , wenn Seitens

des Armenverbandes binnen 14 Tagen nach geschehener

Mittheilung keine Einwendungen erhoben sind.

Armenverbünde , welche , vhne die Gemeindeschule zu

benutzen , selbst für genügenden Unterricht der in einem

Armenhause untergebrachten Kinder sorgen , sind nicht ver¬

pflichtet , Schulgeld für Letztere an die Schulcasse zn ent¬

richten.

Falls ein Armenverband die Benutzung der Gemeinde¬

schule (Absatz 1) aufgiebt , so hat , wenn während der Zeit,
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Schulvermögen verwandt ist oder noch nicht abgetragene
Anleihen gemacht sind, das Oberschulcollegium auf Antrag

nach Billigkeitsrücksichten zu bestimmen, ob, wie viel und

wie lange der Armenverband noch ferner zu der gedachten

Baulast beizutragen hat. Eine solche fernere Beitrags¬

leistung von Seiten des Armenverbandes soll nur dann

stattfinden, wenn eine erhebliche Schädigung der Schulacht

vorliegt.
Urkundlich Unserer eigenhändigen Namensunterschrift

und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg, den 21.Januar
1885.

(U. 8 .) Peter.

Tappenbeck.
Büsing.

M 43.

Bekanntmachung des Skaatsministerinms, betreffend Zusatzbestimmungen

zu der Ministerialbekanntmachungvom 24. Mat 1880, betreffend

den Verkehr mit explosiven Stoffen.
Oldenburg, 1885 Januar 19.

Auf Grund des Artikel 9 H. 6 des Gesetzes vom

5. Decembcr 1868, betreffend die Organisation des Staats-

ministerinms, erläßt das Staatsministerium zu der Mini¬

sterialbekanntmachung vom 24. Mai 1880, betreffend den
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Verkehr mit explosiven Stoffen , die nachfolgenden Znsatz-
beftimmuugen:

1 . Dem § . 2 der Ministerialbekanntmachung wird

am Schluß folgender Satz hinzugefügt:

Jedoch sind alle zur Versendung auf Eisenbahnen

jeweilig zugelasfenen Stoffe auch zur Versendung
auf Land - und Wasserwegen zuzulassen.

2 . Der H. 4 der Ministerialbekanntmachung erhalt am

Schluß folgende Zusatzbestimmung:

Die für den Eisenbahnverkehr jeweilig vor¬

geschriebene Verpackung genügt auch für den
Transport auf Land - und Wasserwegen.

Oldenburg , 1885 Januar 19.

Staatsministerimn.

Departement des Innern.

Jansen . _

v . Rössing.

.M 44.

Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend eine Berichtigung
der Taxe für Thierärzte.

Oldenburg , 1885 Januar 17.

Die Bekanntmachung des Staatsministerinms vom

22 . December v . I . , betreffend Abänderung der Taxe für

Thierärzte (Gesetzbl . Bd . 27 S . 86 ) , wird dahin be¬

richtigt , daß unter Ziff . 5 der erste Absatz lauten soll:
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für die Abwartnng eines Termins . . . 4 ^

wenn derselbe über 3 Stnnden dauert , für

fedc folgende ganze oder angefangene
Stnndc . 1,50 ^

Oldenburg , 1885 Januar 17 . -

Staatsmimsterium.
Departement des Innern.

Jansen.

v. Rössing.
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Gesetzblatt
für das

Herzogthurn Oldenburg.

XXVII . Band . (Ausgegeben den 22. Februar 1885.) 24 . Stück.

Inhalt:
45. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 27. Januar

1885 , betreffend das Verbot des freien Umherlaufens der
Stiere auf den Weiden im Herzogthum Oldenburg.

46. Bekanntmachung des Staatsministeriums , Departement des
Innern , vom 13. Februar 1885 , betreffend die Auszahlung
von Prämien für die Tödtung von Fischottern.

— Druckfehlerberichtigung.

M 45.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend das Verbot des

freien Umherlaufens der Stiere auf den Weiden im Herzogthum
Oldenburg.

Oldenburg , 1885 Januar 27.

Auf Grund des Artikels 9 Z. 6 des Gesetzes vom
5 . December 1868 , betreffend die Organisation des Staats-
minifteriums , wird mit Höchster Genehmigung hiedurch an¬

geordnet :
Der Absatz 2 der Bekanntmachung des Staatsmini¬

steriums vom 24 . Februar 1877 , betreffend das Verbot
des freien Umherlaufens der Stiere auf den Weiden im

Herzogthum Oldenburg , erhalt folgende Fassung:



Wer einen Stier weiden lassen will , muß denselben an

ein anderes starkes Stück Rindvieh , — mit Ausschluß jedoch
anderer Stiere — , mittelst eines Baumes oder einer Kette

sicher befestigen und beim Hin - und Hertreiben oder beim

Weiden auf einer nicht gehörig eingefriedigten Weide durch

einen zuverlässigen Hirten hüten lassen.

Oldenburg , 1885 Januar 27.

Staatsministerium.

Departement des Innern.

Jansen.

v . Rössing.

46.
Bekanntmachung des Staatsministerinms , Departement des Innern,

betreffend die Auszahlung von Prämien für die Tödtung von
Fischottern.

Oldenburg , 1885 Februar 13.

Mit Höchster Genehmigung wird hiedurch Folgendes

bekannt gemacht:

8- 1-

Für die Tödtung einer Fischotter wird aus der Staats¬

kasse eine Prämie von 6 gezahlt.

8. 2 .

Der Antrag auf Auszahlung der Prämie ist beim

Amt (Stadtmagistrat ) entweder unter Vorführung des ganzen

Cadavers der getödteten Fischotter , oder unter Einlieferung
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der vier in frischem Zustande befindlichen Läufe — der

Zehen , soweit die Schwimmhäute reichen — zu stellen.

§ . 3.

Wird beim Amt (Stadtmagistrat ) der ganze Cadaver

vorgeführt , so ist derselbe , bevor er dem Ueberbringer wieder

zur Verfügung gestellt wird , durch Einschnitte in die nackten

Sohlen der vier Läufe kenntlich zu machen.

Für Verscharrung der eingelieserten Läufe ist vom

Amte (Stadtmagistrat ) Sorge zu tragen.

8. 4.

Vom Amt (Stadtmagistrat ) ist behufs Veranlassung

der Auszahlung der Prämien halbjährlich zum 1 . Juli und

zum 1 . Januar eine Designation der bei ihm angemeldeten

getödteten Fischottern bezw . eine Anzeige , daß solche An¬

meldungen nicht erfolgt seien , an das Staatsministerium,

Departement des Innern , einzusenden.

8 - 5.

Im Uebrigen wird darauf hingewiesen , daß die Töd-

tung von Fischottern den Vorschriften des Gesetzes vom

31 . März 1870 , betreffend die Ausübung der Jagd (Art . 2 ) ,

unterliegt.

Oldenburg , 1885 Februar 13.

Staatsministerium.

Departement des Innern.

Jansen.

v . Rössing.



Druckfehlerberichtigung
Auf Seite 93 und 95 des 20. Stücks des 27. Bandes

des Gesetzblattes ist als Datum des Erlasses, betreffend die
revidirte Gemeindeordnung, irrthümlich der 22. December
1884 statt des 24. December angegeben.

Die Redaction.
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Gesetzblatt
für das

Herzogt hum Oldenburg.

XXVII . Baud . (Ausgegebeu den 4. März 1885.) 25 . Stück.

Inhalt:

47 . Verordnung für das Herzogthum Oldenburg vom 21 . Febr.

1885 , betreffend Abänderung des Gesetzes vom 21 . April 1855,

wegen Ausmittelung der Ablösungspreise der Naturalien und

Dienste.
.Ist 48 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 16 . Febr . 1885,

betreffend die Besetzung der Subaltern - und Unterbeamten-

Stellen bei der Eutin -Lübecker Eisenbahn -Gesellschaft mit

Militairanwärtern.

47.
Verordnung für das Herzogthum Oldenburg , betreffend Abänderung

des Gesetzes vom 21 . April 1855 , wegen Ausmittelung der Ab-

lvfungspreise der Naturalien und Dienste.

Oldenburg , 1885 Februar 21.

A5ir Nicolaus Friedrich Peter , von Gottes Gna¬

den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen,

Herzog von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dith¬

marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und

Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen ic . re.,

verordnen auf Grund des Artikels 137 , Ziffer 2 des

Staatsgrundgesetzes für das Herzogthnm Oldenburg , was folgt:
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Der durch die Verordnung für das Herzogthum Olden¬

burg vom 11 . November 1859 publieirte neue Artikel 12

des Gesetzes vom 21 . April 1855 , betreffend die Ausmitte¬

lung der Ablösungspreise der Naturalien und Dienste , wird

aufgehoben und tritt an dessen Stelle folgender

Artikel 12.

8- 1.
Im Herzogthum Oldenburg werden die Mitglieder der

Preiscrmittelungs - Commission durch Wahlmänner ernannt,

Welche von den Amtsverbänden gewählt werden.

8- 2.
Die Amtsräthe der Amtsverbäude Vechta und Jever

wühlen se drei , die der Amtsverbände Oldenburg , Varel,

Delmenhorst und Cloppenburg je zwei Wahlmänner , die

übrigen Amtsräthe und der Gemeinderath der Stadt Olden¬

burg je einen Wahlmann.
Das Ergebnis der Wahl ist sofort dem Amte beziehungs¬

weise dem Stadtmagistrate anzuzeigen.

8- 3 -

Die Wahlmänner derjenigen Amtsverbände , welche

unter den nachstehenden Ziffern anfgeführt sind , wühlen je

ein Mitglied der Preisermittelungs -Commission und zugleich

für den Fall der Ablehnung oder Verhinderung desselben

einen Ersatzmann,
und zwar:

1 . Amtsverband Oldenburg und Stadt Oldenburg,

2 . die Amtsverbände Westerstede und Varel,

3 . die Amtsverbände Elsfleth , Brake und Butjadingen,
4 . die Amtsverbände Delmenhorst und Wildeshausen,

5 . der Amtsverband Vechta,
6 . die Amtsverbändc Cloppenburg und Friesoythe,
7 . der Amtsverband Jever.



8- 4.
Zur Leitung der Wahl der Mitglieder der Preis-

ermittelungs-Commission hat die Ablösungs-Commission für
diejenigen Amtsverbände, welche gemeinschaftlich ein Mit¬
glied Wahlen, einen Beamten zu bestimmen, welchem das
Ergebniß der Wahl der Wahlmänner durch die Aemter
beziehungsweise den Stadtmagistrat innerhalb acht Tagen
anzuzeigen ist.

In den übrigen Amtsverbänden erfolgt die Wahl unter
Leitung des betreffenden Amtes.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedrnckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben aus dem Schlosse zu Oldenburg, den 21.Februar
1885.

(U. 8.» Peter.

Rnhstrat . Jansen . Tappenbeck.

v. Rössing.

^ 48.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Besetzung der

Subaltern - und Ilnterbeamten -Stellen bei der Eutin -Lübecker
Eisenbahn -Gesellschaft mit Militairanwürtern.

Oldenburg, 1885 Februar 16.

Im Einverständniß mit dem Senat der Freien- und
Hansestadt Lübeck und mit dem Verwaltungsrath der Eutin-
Lübecker Eisenbahn-Gesellschaft macht das Staatsministerium
im Anschluß an seine Bekanntmachung vom2. December 1882,
betreffend die Besetzung der Subaltern- und Unterbeamten-
Stellen bei den Reichs- und Staatsbehörden mit Militair-
anwärtern,  Folgendes bekannt:



164

1. Die Vvm Bnndesrath beschlossenen Grundsätze für die
Besetzung der Subaltern- und Unterbeamten-Stellen bei den
Reichs- und Staatsbehörden mit Militairanwärtern nebst
Erläuterungen finden, soweit zutreffend, Anwendung auf
die Unterbcamten der Eutin-Lübecker Eisenbahngesellschaft.

2. Die Bewerbungen sind an den Verwaltungsrath der
Eutin-Lübecker Eisenbahngesellschaft in Lübeck zu richten,
welchem die Anstellung der Beamten der Gesellschaft zusteht.

3. Als Vcrmittelungsbehörde(Z. 16 Absatz3 der Grund¬
sätze) ist das Königlich Preußische Landwehr-Bezirks-Com-
mando zu Schleswig bestimmt worden.

4. das Verzeichniß der den Militairanwärtern vorbehal-
tcncn Stellen folgt hierunter.

Oldenburg, 1885 Februar 16.
Staatsministerium.

Ruhst rat.
Löw enstein.

Verzeichniß
der

den Militairanwärtern (soweit dieselben das 35. Lebensjahr
noch nicht zurückgelegt haben) im Dienste der Eutin-Lübecker
Eisenbahn-Gesellschaft vorbehaltencn Stellen.

Zugführer i
Packmcistcr !
Schaffner t
Schmierer /
Weichenwärter l
Bahnwärter > zu zwei Drittheilen.
Brückenwärter /
Stationsvcrwalter I
Stationsassistenten ^
Stationsaufseher
Schreiber
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Inhalt:

M 49. Landtags -Abschied für den XXII . Landtag des Großherzog¬
thums , vom 2. März 1885.

M 50. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 28. Februar
1885 , betreffend die Ausführung des Reichsgesetzes vom
15. Juni 1883 , betreffend die Krankenversicherung der Ar¬
beiter.

M 51. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 11. März
1885, betreffend die Uebernahme des s. g. Rordloher Tiefs
als öffentliches Gewässer des Staats und die Erhebung eines
Brückengeldes bei der Drehbrücke zu Bucksande.

!

»N 49.
Landtags -Abschied für den XXII . Landtag des Großherzogthums.

Oldenburg , 1885 März 2.

Wir Nicolaus Friedrich Peter, von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen, k
Herzog von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dith - i)
Märschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen re. rc.,

verkünden nach dem Schluffe des XXII . Landtags nach¬

folgenden Landtags -Abschied : )

H
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8. 1-

Die nachstehende , auf Grund der Bestimmung des Ar¬

tikels 137 , Ziffer 2 des Staatsgrundgesetzes von Uns er¬

lassene Verordnung hat die nachträgliche Zustimmung des

Landtags erhalten:

Verordnung für das Herzogthum Oldenburg vom

26 . Mai 1884 wegen Ausführung des Reichsgesetzes vom

15 . Juni 1883 , betreffend die Krankenversicherung der Ar¬

beiter.

8- 2.

Die nachstehenden Gesetze sind nach erfolgter verfas¬

sungsmäßiger Zustimmung des Landtags publicirt worden:

Für das Herzogthum Oldenburg:

1 . ein Gesetz wegen Abänderung des Gesetzes vom

6 . April 1864 , betreffend Einführung einer Ein¬

kommensteuer;

2 . ein Gesetz , betreffend Aufhebung der Vorschriften

der Forstordnung vom 28 . September 1840 über

Gemeindeholzungen;

3 . ein Gesetz wegen Ergänzung des Artikels 5 des Ge¬

setzes vom 10 . April 1879 , betreffend die Einfüh¬

rung des Gerichtsverfassungsgesetzes für das deutsche

Reich vom 27 . Januar 1877 und der gleichzeitig

mit demselben in Kraft tretenden Reichsgesetze;

4 . ein Gesetz , betreffend Aenderung der Grenzen zwi¬

schen den Gemeinden Dinklage und Lohne;

5 . ein Gesetz , betreffend Aenderung des Artikels 84,

Z. 2 Abs . 2 der revidirten Gemeindeordnung;

6 . ein Gesetz , betreffend Aenderung der Gemeinde¬

grenzen zwischen den Gemeinden Osternburg und

Wardenburg und den Gemeinden Wardenburg und

Hatten;
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7 . ein Gesetz , betreffend Erhebung einer Abgabe von

Tanzgesellschaften , Mufikaufführungen , Schaustellun¬

gen rc . ;
8 . ein Gesetz , betreffend die Enteignung von Lager¬

plätzen für das aus den öffentlichen Gewässern des

Staats zu fördernde Baggergut;

9 . ein Gesetz , betreffend neue Bestimmungen zu dem

Gesetz vom 3 . April 1855 , betreffend die Einrich¬

tung des Unterrichts - und Erziehungswesens im

Herzogthum Oldenburg;
10 . ein Gesetz , betreffend Bildung einer Gemeinde

Wangerooge.

L . Für das Fürstenthum Lübeck:

1 . ein Gesetz , betreffend das Verfahren bei Berufungen

von Entscheidungen und Verfügungen der Regierung

bezw . des Stadtmagistrats zu Eutin;

2 . ein Gesetz wegen Abänderung des Gesetzes vom

3 . Juli 1865 , betreffend die Einführung einer Ein¬

kommensteuer für das Fürftenthum Lübeck.

0 . Für das Fürstenthum Birkenfcld:

1 . ein Gesetz wegen Abänderung des Gesetzes vom

1 . März 1861 , betreffend das Unterrichts - und Er¬

ziehungswesen im Fürstenthum Birkenfeld;

2 . ein Gesetz , betreffend Einrichtung und Erhaltung

des Katasters;
3 . ein Gesetz , betreffend anderweitige Feststellung der

Grundsteuer;
4 . ein Gesetz , betreffend Abänderung des Gesetzes vom

7 . Januar 1873 über Einführung einer Gebäude¬

steuer für das Fürstenthum Birkenfeld;

5 . ein Gesetz , betreffend Abänderung des Gesetzes vom

1 . Mai 1865 über Einführung einer Einkommen¬

steuer für das Fürstenthum Birkenfeld;

6 . ein Gesetz , betreffend das Hinterlegungswesen.
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8 . 3.

Nachdem Wir dem Landtag die Voranschläge der Ein¬
nahmen und Ausgaben:

u) für das Großherzogthum,
d ) für das Herzogthum,
c ) für das Fürstenthum Lübeck,
ä ) für das Fürstenthum Birkenfeld

haben vorlegen lassen , sind dieselben unter dessen verfassungs¬
mäßiger Mitwirkung festgestellt , und ist daraufhin das Fi¬
nanzgesetz für die Jahre 1885 , 1886 und 1887 von Uns
vollzogen und zur Publikation gebracht worden.

8. 4.

Dem Ersuchen des Landtags um Vorlegung des Ent¬
wurfs eines Gesetzes für das Fürstenthum Lübeck wegen
Aufhebung von Weideservituten und Genossenschaften in der
Weidebenutzung zu entsprechen , muß bedenklich erscheinen,
da nach den vorliegenden Verhältnissen für das Einschrei¬
ten der Gesetzgebung ein genügender Grund nicht vorliegt.

8 - 5.

Der zu ß . 12 des Voranschlags der Einnahmen des
Fürstenthums Birkenfeld vom Landtag ausgesprochene Wunsch,
daß zur richtigeren Veranlagung der Einkommensteuer
überall , wo es der Ausschuß für nöthig hält , die Schöffen
der betreffenden Gemeinden als Auskunftspersonen durch
die Vorsitzenden der Einschätzungscommission beigeladen
werden , wird in nähere Erwägung gezogen werden.

8- 6.
Auf das vom Landtag gestellte Ersuchen , im Fürsten¬

thum Lübeck jährlich nur eine Wegschau eintreteu zu lassen,
ist zu bemerken , daß die Vornahme zweimaliger jährlicher
Wegeschauungen im Fürstenthum gesetzlicher Bestimmung
entspricht , übrigens bei der in Aussicht stehenden Revision
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der Wegegesetzgebung des Fürstenthums Lübeck das Er¬

suchen des Landtags in nähere Erwägung gezogen werden
wird.

8. 7.
Hinsichtlich eines dessalls vom Landtag gestellten Er¬

suchens bemerken Wir , daß der Herstellung eines ausrei¬
chenden Fahrwassers in der Weser unterhalb Brake , wie
bisher , besondere Aufmerksamkeit gewidmet wird.

8^ 8.

Hinsichtlich der vom Landtag zur Berücksichtigung em¬
pfohlenen Petition des Gemeinderaths zu Essen , betreffend
Wetterführung der Essener Gcmeindechaussee von Essen zur
Amtsgrenze bei Lüsche durch den Amtsverband Vechta wird
bemerkt , daß die Staatsregierung , wie bisher , auch ferner¬
hin dahin wirken wird , die Angelegenheit zu einem den
Verkehrsinteressen entsprechenden Abschluß zu bringen , daß
die Herbeiführung des Letzteren indessen wesentlich von der
Beschlußfassung des Amtsverbandes Vechta abhängt.

8 . 9.

Dem Anträge des Landtags wegen jedesmaliger Vor¬
legung specieller Nachweise über die Ausgaben der Landcs-
culturfonds und der Canalbaukasse soll thunlichst entsprochen
werden.

8. 10-
Von der Seitens des Landtags ertheilten Ermächtigung,

aus Cassenüberschüssen der Kolonie Dauelsberg 15000
zu überweisen behufs Schuldentilgung des von der Kolonie
erworbenen Gutes Dauelsberg , ist Gebrauch gemacht
worden.

8^ 11-

In Anlaß einer vom Landtage übergebenen Beschwerde
des Gemeindevorstehers von Barßel haben Wir eine noch-



170

malige Prüfung eintreten zu lassen nicht für thunlich er¬
achtet, da es sich dabei um eine von den zuständigen Be¬
hörden im gesetzlichen Jnstanzenzuge endgültig erledigte An¬
gelegenheit handelt.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg, den 2. März
1885.

(O. 8.) Peter.

Ruhstrat . Jansen . Tappenbeck.

Löwenstein.

M 50.
Bekanntmachung des Staatsministeriums, betreffend die Ausführung

des Reichsgesetzes vam 1b. Juni 1883, betr. die Krankenversicherung
der Arbeiter.

Oldenburg, 1885 Februar 28.

Unter Bezugnahme auf die zur Ausführung des Reichs¬
gesetzes vom 15. Juni 1883, betr. die Krankenversicherung
der Arbeiter, erlassene Verordnung vom 26. Mai 1884
(Gesetzblatt Band XXVII . Seite 29), wird hinsichtlich der
ausschließlich für Betriebe der Militairverwaltung des Reichs
im Herzogthum Oldenburg errichteten Betriebs- (Fabrik-)
und Bau-Krankenkassen im Einvernehmen mit dem Königlich
preußischen Kriegsministerium Folgendes bestimmt:

1. Die Befugnisse und Obliegenheiten der höheren
Verwaltungsbehörde werden

n) bei den Krankenkassen der Garnison- , Magazin-,
Montiruugs-, Depot- und Lazareth-Verwaltung

von dem Militair-Oeconvmie-Departemcnt bezw.
der Militair-Medicinal-Abtheilung des Kriegs¬
ministeriums,
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d) bei den Krankenkassen der technischen Institute der
Artillerie und der Gewehr- und Munitionsfabriken

von dem Allgemeinen Kriegs-Departement des
Kriegsministeriums,

o) bei den bei den Festungsbauten einzurichtenden Kran¬
kenkassen

von der Festungs-Jnspection,
ä) bei den Krankenkassen der Remonte-Depots

von dem Kriegsministerium
wahrgeuommen.

2. Die Aufsicht über die ausschließlich für Betriebe
der Militairverwaltung errichteten Krankenkassen führen

a) bei den Krankenkassen der Garnison-, Magazin-, Mon-
tirungs-, Depot- und Lazareth-Verwaltung:

die Intendantur des X . Armee-Corps zu Han¬
nover,

d) bei den Krankenkassen der technischen Institute der
Artillerie:

die technische Abtheilung für Artillerie-Ange¬
legenheiten im Kriegsministerium,

o) bei den Krankenkassen der Gewehr- und Munitions¬
fabriken:

die Jnspection der Gewehr-Fabriken,
ä) bei den Krankenkassen im Bereich der Festungsbauten:

die Fortisikationen,
o) bei den Krankenkassen der Remonte-Depots:

die Abtheilung für das Remontewesen im Kriegs¬
ministerium.

Oldenburg , 1885 Februar 28.

Staatsministerium.
Departement des Innern.

Jansen.

v. Rössing.
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^ 51.
Bekanntmachung des Skaatsministenums, betreffend die Uebernahme

des s. g. Nordloher Tiefs als öffentliches Gewässer des Staats
und die Erhebung eines Brückengeldes bei der Drehbrücke zu Buck¬
sande.

Oldenburg, 1885 März II.

Auf Grund des Artikel1, §. 3,  litt . 1i der Wasser¬
ordnung für das Herzogthum Oldenburg vom 20. Novem¬
ber 1868, ist die Strecke des Godensholter Tiefs von Nord¬
loh abwärts bis zur Einmündung in die Barßeler Ems
bei Schnappburg— das s. g. Nordloher Tief — als
öffentliches Gewässer des Staates zum Zwecke der Schiff¬
fahrt übernommen worden.

Zugleicĥ ird bestimmt, daß hinsichtlich des auf dem
Nordloheri Tiefe bei der Drehbrücke zu Bucksande, deren
Beaufsichtigung und Unterhaltung gleichfalls vom Staate
übernommen ist, zu erhebenden Brückengeldes die Vorschrif¬
ten der Bekanntmachung des Staatsministerinms vom
1. April 1882, betreffend das auf den Staatscanälen im
Herzogthum Oldenburg zu zahlende Schleusen und Brücken¬
geld, zur Anwendung zu bringen sind.

Oldenburg, 1885 März 11.

Staatsministerium.
Departement des Innern.

Jansen.

v. Rössing.
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Gesetzblatt
für das

Hev zogt hum Oldenburg.

UVII . Band . (Ausgegebeu den 22. April 1885.) 27 . Stück.

Inhalt:

.N 52. Verordnung für das Großherzogthum vom 19. März 1885,
betreffend das Erfordernis; der Heirathserlaubniß für Beamte
des höheren Dienstes re.

52.
Verordnung für das Großherzogthum, betreffend das Erforderniß der

Heirathserlaubniß für" Beamte des höheren Dienstes :c.

Oldenburg, 1885 März 19.

2öir Ricoiaus Friedrich Peter , von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen,
Herzog von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dith¬
marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen re. rc.,

verordnen über das Erfordernis; der Heirathserlaubniß
für Beamte des höheren Dienstes für das Großherzogthum,
was folgt:

8. i.

Diejenigen Beamten , deren Stellen unter Artikel 8
(Z. 1 des Civilstaatsdienergesetzes vom 28 . März 1867 fallen
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Beamte des höheren Dienstes ) , haben , so lange sie wider¬
ruflich angestellt sind , zu ihrer Verheirathung die vorgängige
Erlaubniß des Staatsministeriums einzuholen . Die Heirath
ohne solche Erlaubniß wird als Dienstkündigung angesehen.

8. 2.
Die unter K. 1 Satz 1 enthaltene Vorschrift kommt

ebenfalls auf
u) die Candidaten des höheren Dienstes (Art . 8

8 . 1 . oit .)
und

l >) diejenigen Beamten des unteren Dienstes (Art . 8
§ . 2 des Civilstaatsdienergesetzes ) , welche zugleich
Candidaten  des höheren Dienstes (Art . 8 Z. 1
oit ) find , und zwar auf sie in dieser letzteren
Eigenschaft,

zur Anwendung . Wer dieser Vorschrift zuwider handelt,
wird als auf die Anstellung im höheren Dienste verzich¬
tend angesehen.

8 - 3.

Die Ertheilung der Heirathserlaubniß wird besonders
davon abhängen , ob die Mittel zum anständigen Auskommen
der Familie vorhanden sind . Die desfälligen Nachweise
sind von den Gesuchstellern zu führen.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg , den 19 . März1885.

(li>- 8 .) Peter.

Ruhstrat.

Wöbs
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Gesetzblatt
für das

Herzogthum Oldenburg.

XXVII . Band. (Ausgegeben den 20. Mai 1885.) 28. Stück.

Inhalt:

JA 53. Bekanntmachungdes Staatsministeriums vom. 15. Mai 1885,
betreffend den Eintritt der Wirksamkeit des Gesetzes vom

. 6. Januar 1885 lvegen Erhebung einer Abgabe von Tanz¬
gesellschaften, Musikauffnhrungen, Schaustellungen :c.

53.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend den Eintritt der

Wirksamkeit des Gesetzes vom (>. Januar 1885 wegen Erhebung
einer Abgabe von Tanzgesellschaften, Musikansfnhrungen, Schau¬
stellungen rc.

Oldenburg, 1885 Mai 15.

Unter Bezugnahme auf Artikel4 des Gesetzes für das
Herzogthnm Oldenburg vom 6. Januar 1885, betreffend
Erhebung einer Abgabe von Tanzgesellschaftcn, Musikauf¬
führungen, Schaustellungen re. — G.-S . Bd. XXVII.
S . 138 —, wird hierdurch bestimmt, daß das gedachte
Gesetz mit dem1. Juni d. I . in Kraft tritt.

Oldenburg, 1885 Mai 15.
Staatsministerinm.

Departement des Innern.
Jausen.

Wöbs.
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Gesetzblatt
für das

Herzogthurn Oldenburg.

XXVII . Band . (Ausgegcben den 26. Jnni 1885.) 29 . L >tück.

UZ 54 . Bekanntmachung des Staatsministerinms vom 10 . Jnni 1885,

betreffend Abänderung der Bekanntmachung des StaatS-

ministeriums vom 2. December 1882 , betreffend die Besetzung

der Subaltern - und Unterbeamtenstellen bei den Reichs - und

Staatsbehörden mit Militäranwärtern.

55 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 18 . Juni 1885,

betreffend die Ausführungs - Bestimmungen zu dem Gesetz

vom 14 . Februar 1883 , betreffend Errichtung einer Boden-

credit -Anstalt für das Herzogthum Oldenburg.

Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Abänderung der

Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 2. December 1882,

betreffend die Besetzung der Subaltern - und Unterbeamtenstellen

bei den Reichs - und Staatsbehörden mit Militäranivärtcrn.

Oldenburg , den 10 . Juni 1885.

In der Bekanntmachung des Staatsmiuisteriums vom

2 . December 1882 , betreffend die Besetzung der Subaltern-

und Unterbeamtenstellen bei den Reichs - und Staatsbe¬

hörden mit Militäranwärtern , werden unter I die Worte

„durch das Staatsministcrium , Departement der Justiz " ,

Inhalt:

54 .
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gestrichen und durch die Worte „durch das Königlich
Preußische General - Kommando des X . Armee -Korps"
ersetzt.

Oldenburg , 1885 Juni 10.

Staatsministerium.
R u h st r a t.

Sehe er.

.s-s 55.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die AusführungS-

Bestimmnngen zu dem Gesetz vom 14 , Februar 188k! , betreffend
Errichtung einer Bvdencredit -Anstalt für das Herzogthum Oldenburg.

Oldenburg , 188ö Juni 18.

Mit Höchster Genehmigung werden unter Bezugnahme
aus Artikel 30 des Gesetzes vom 14 . Februar 1883 , be¬
treffend die Errichtung einer Bodenercdit -Anftalt für das
Herzogthum Oldenburg , die mittelst Ministerial -Bekannt-
machung vom 26 . September 1883 erlassenen Beftimmun - .
gen zur Ausführung dieses Gesetzes <M . 7 und 12 > abge-
nndert wie folgt:

Zu 8 . 7
wird im Absatz 1 hinter den Worten „mitgetheilt welche"
eingeschaltet : „vor dem Amte oder dem Stadtmagistrat
einer Stadt erster Classe oder . "

Zu 8 - 12

wird im Absatz 2 im Eingänge hinter den Worten „ In
allen Fällen der Bersänmniß " eingeschaltet „über vierzehn
Tage " .

Oldenburg , 1885 Juni 18.

Staatsministerium.
Ruhstrat.

S ch e c r.
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Gesetzblatt
für das

Herzogthurn Oldenburg.

XXVII . Band . (Ausgegeben den 22. Septbr . 1885.) 30 . Stück.

Inhalt:
56. Verordnung vom 28. Juli 1885 , betreffend Aenderung der

Grenzen zwischen den Gemeinden Stuhr und Hasbergen.

57. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 10. Septem¬
ber 1885 , betreffend den Beitrag der Linoleumfabriken,
Kistenfabriken , Spuhlenfabriken (Bobbinsfabriken ) , Woll¬
kämmereien und Kammgarnspinnereien zur Brandkasse.

58. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 18. Septem¬
ber 1885 , betreffend Verleihung juristischer Persönlichkeit
an den Vaterländischen J-rauenverein in Oldenburg.

M 56.
Verordnung , betreffend Aenderung der Grenzen zwischen den Gemeinden

Stuhr und Hasbergen.
Oldenburg , den 28 . Juli 1885.

Wir Nikolaus Friedrich Peter, von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen,
Herzog von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dith¬
marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenfeld, Herr von Jever und Kniphausen rc. re.,

verordnen aus Grund des Artikels3 Z. 4 der re-
vidirten Gemeinde-Ordnung vom 15. April 1873 mit Zu¬
stimmung der betheiliaten Gemeinden nachstehende Grenz-
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Veränderung zwischen den Gemeinden Stuhr und Has-
bergen:

Die Grenze zwischen den Gemeinden Stuhr und Has-
bergen wird aus der Strecke, auf welcher die Varrelbäke
umgelegt ist, nämlich innerhalb der Parzellen 65 und 66
der Flur II . des Artikels 30 der Mutterrolle der Ge¬
meinde Stuhr und der Parzelle 179 der Flur X . des
Artikels 272 der Mutterrolle der Gemeinde Hasbergen
durch die Mitte des neuen Bettes der gedachten Bäke
gebildet.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Nameusunterschrist
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Rastedt, den 28. Juli 1885.
(U. 8.) Peter.

Jansen.

v. Rössing.

M 57.

Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend den Beitrag der
Linoleumfabriken, Kistenfabriken, Spuhlenfabriken(Bvbbinsfabriken),
Wollkämmereien und Kammgarnspinnereienzur Brandkasse.

Oldenburg, 1885 September 10.

Auf Grund der Art. 1 §. 3 d und Art. 5 § 2
Ziffer 2 des Gesetzes vom 15. August 1861, betr. die
Oldenburgische Brandkasse, bestimmt das Staatsministerium:

Linoleumfabriken, Kistenfabriken, Spuhlenfabriken,
(Bobbinsfabriken), Wollkämmereien und Kammgarnspinnereien
sollen als besonders feuergefährliche Gebäude gelten.
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Für Linoleumfabriken soll der achtfache, für Kisten¬
fabriken und Spulenfabriken der fünffache, für Woll¬
kämmereien und Kammgarnspinnereien der dreifache Beitrag
zur Brandkaffe geleistet werden.

Oldenburg, 1885 September 10.

Staatsministermm.
Departement des Innern.

Jansen.

v. Rössing.

M 68.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Verleihung juristi¬

scher Persönlichkeit an den Vaterländischen Frauenverein in
Oldenburg.

Oldenburg , 1885 September 18.

Das Staatsministerium bringt hiedurch zur öffent¬
lichen Kunde, daß Seine Königliche Hoheit der Großherzog
geruht haben, dem durch einen Vorstand von mindestens
7 Personen vertretenen Vaterländischen Frauenverein in
Oldenburg auf Grund der vorgelegten Statuten die Rechte
einer juristischen Person zu ertheilen.

Oldenburg, 1885 September 18.
Staatsministerrum.

Departement des Innern.
Jansen.

v. Rössing.
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Gesetzblatt
für das

Herzogthum Oldenburg.

UVII . Band. (Ausgegeben den 25. Septbr. 1885.) 31. Stück.

Inhalt:
59. Bekanntmachung des Staatsministeriumsvom 17. September

1885, betreffend die Ausführung des Reichsgesetzes, betreffend
die Erhebung von Reichsstempelabgaben.

.N 59.
Bekanntmachung des Staatsministeriums, betreffend die Ausführung

des Neichsgesetzes, betreffend die Erhebung von Reichsstempel¬
abgaben.

Oldenburg, den 17. September 1885.

Nachdem das Gesetz, betreffend die Erhebung von
Reichsstempelabgaben, in der Fassung, in welcher es mit
dem 1. October 1885 in Kraft treten wird, mit Bekannt¬
machung des Herrn Reichskanzlers vom 3. Juni 1885 im
Reichsgesetzblatt von 1885, Seite 179 sg. veröffentlicht ist,
nnd nachdem der Bundesrath in seiner Sitzung vom 15. d. M.
dazu die in der Anlage abgedrnckten Ausfnhrungsvorschriftcn
beschlossen hat, wird unter Aufhebung der in Betreff des
Reichsgesetzes vom1. Juli 1881 wegen Erhebung von Reichs¬
stempelabgaben erlassenen Bekanntmachungen des Staats¬
ministeriums Nachfolgendes zur allgemeinen Kenntniß ge¬
bracht:

1
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1 . Die Verwaltung der Reichsstempelabgaben im Her¬
zogthum Oldenburg , einschließlich des Freihafcugebiets
Brake , aber mit Ausschluß des der Königlich Preußi¬
schen Zoll - und Steuerverwaltung unterstellten Be¬
zirks des vormaligen Amts Landwührden (Gemeinde
Dedesdorf ) und des derselben Verwaltung unter¬
stehenden Gebiets von Jprump , Varrel und Stuhr,
ist der hiesigen Zoll - und Steuerverwaltuug über¬
tragen.

2 . Es sind für zuständig erklärt:
a ) zur Abstempelung von Actien , Renten - und

Schuldverschreibungen (Nr . 1 bis 3 des Tarifs)
und zur Erhebung der desfälligen Stempel¬
abgabe : ausschließlich das Hauptsteneramt Olden¬
burg,

b ) zur Abstempelung der Schlußuoten über Kauf¬
und sonstige Anschaffungsgeschäftc (Nr . 4 des
Tarifs ) und zur Erhebung der desfülligen
Stempelabgabe : das Hauptsteueramt Oldenburg
und die Hauptzollämter Brake und Varel,

und neben denselben zur Abstempelung der
Vertragsurkunden des Z. 14 des Gesetzes (Nr . 14
der Ausführungsvorschriften ) : die Nebcnzollämter
Elsfleth , Nordenhamm und Fedderwardersiel
und sämmtliche Steuerämter , sowie die Steuer-
receptur Westerstede,

o) zur Abstempelung von Lotterieloosen (Nr . 5 des
Tarifs ) und zur Erhebung der desfälligen
Stempelabgabe : das Hauptsteueramt Oldenburg
und die Hauptzvllämter Brake und Varel.

3 . Es sind beauftragt mit dem Verkaufe der Reichs¬
stempelmarken und der gestempelten Formulare zu
Schlußnoten:

die drei Hauptämter unbeschränkt,
die übrigen unter Nr . 2 b . vorstehend bezeich-



neten Dienststellen unter Beschränkung auf die
Stempelmarken von 0,10 und 0,20 ^ und auf
die Formulare von 0,20 und 0,40

Bei denselben Dienststellen werden auch ungestempelte
Formulare zu Schlußnvtcn gegen Erstattung der
Herstellungskosten abgegeben.

Der Umtausch unbeschädigter Reichsstempelmarken
und amtlich gestempelter Schlußnoten - Formulare
gegen Reichsstempelmarken oder gestempelte Formu¬
lare zu anderen Steuerbeträgeu (Nr . 27ll . der Aus-
sührungsvorschriften ) kann bei den drei Hauptämtern
erfolgen.

Bezüglich der nach dem 1 . Oetober d . I . noch im
Besitz der Steuerpflichtigen sich befindenden , von
diesem Tage ab nicht mehr gültigen Schlnßnoten-
Formulare und Reichsstempelmarken der bisherigen
Art kann der Antrag auf Erstattung der dafür ent¬
richteten Stempelabgabc (Nr . 31 der Ausführungs¬
vorschriften ) unter Einreichung der unverwendbar
gewordenen Formulare und Stempelmarken bei
sämmtlicheu Kassenstellen der Zoll - und Steucrver-
waltung gestellt werden.

Mit der bezüglich der Abgabenentrichtung vorzunch-
menden periodischen Prüfung der stempelpflichtigen
Schriftstücke der öffentlichen und der von Aktien¬
gesellschaften oder Kommanditgesellschaften auf Actien
betriebenen Bank - , Kredit - oder Versicherungsan¬
stalten , sowie der zur Erleichterung der Liquidation
von Zeitgeschäften bestimmten Anstalten (Liquidations¬
bureaus u . s. w .) — (8 - 38 des Gesetzes ) ist das
erste Mitglied der Zolldirectivn beauftragt.
Für etwaige Rückzahlnngsklagen (K. 32 des Gesetzes)
ist die Zolldirectivn zu Oldenburg mit der Vertre¬
tung des Landesfiskus des Herzogthums beauftragt,



und sind daher solche Klagen gegen diese Behörde
als Beklagten zu richten.

. Mit dem Verkaufe der gestempelten und ungestem¬
pelten Formulare zu Schlußnoten und der neuen
Reichsstempclmarken werden die zuständigen Dienst¬
stellen schon jetzt beginnen.

Oldenburg, 1885 September 17.
Staatsministerium.

Departement der Finanzen.
Ruhstrat.

' Meyer.



Ausführungsvorschriften
zu dem

Gesetze, betreffend die Erhebung von ReichsstemMnbgaben.
(Reichsgesetzblatt 1885 S . 179.)

I . Zuständigkeit der Steuerbehörden.

1. Die Steuerstellen, welche zur Erhebung der Stempel¬
abgabe von Aktien, Reuten- und Schuldverschreibungen
(Nr. 1 bis 3 des Tarifs) , von inländischen und auslän¬
dischen Lotterieloosen(Nr. 5 des Tarifs) und zur Abstem¬
pelung dieser Urkunden zuständig sind, werden ebenso, wie
die Beamten zur Wahrnehmung der im F. 38 Absatz2
bezeichnten Geschäfte und deren Geschäftsbezirke, gemäß
Z. 37 des Gesetzes von den Landesregierungen bestimmt
und öffentlich bekannt gemacht. — Dem Reichskanzler wird
ein Verzeichniß dieser Steuerstellen und ihrer Zuständigkeit
behufs Veröffentlichung im Reichs-Centralblatt mitgetheilt,
auch von allen Veränderungen alsbald Kenntnis; gegeben.

Die mit der Erhebung der in der Tarifnummcr4 un¬
geordneten Abgabe und insbesondere mit dem Verkauf der
gestempelten Formulare und der Reichsstempelmarkcn beauf¬
tragten Amtsstellen bestimmt gleichfalls die Landesregierung
und macht dieselben öffentlich bekannt.

n Aktien , Renten - und Schuldverschreibungen.

Zu K. 2 des Gesetzes.

2a. Die zu versteuernden Werthpapierc sind mit einer
nach den anliegenden Mustern a oder 1» doppelt ausgefer- Master->.u
tigten, von dem Steuerpflichtigen Unterzeichneten und mit
genauer Angabe seines Standes und Wohnorts versehenen
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Anmeldung einer zuständigen Stcucrstelle vorznlegen. Lose
oder von den Wertpapieren getrennte Zinskvnpons und
Talons sind nicht mit vorznlegen. In der Anmeldung sind
die Wertpapiere nach Gattung (Aktie, Jnterimsschcin
zu solcher, Schuldverschreibung rc.) und Benennung, sowie
nach Serien, Littera und Nummern geordnet, aufznführen.

2d . Nach Prüfung der Anmeldung setzt die Steuer¬
stelle den Abgabenbetrag fest und zieht ihn ein. Bei der
Berechnung der Abgabe von ausländischen Werthpapieren,
in welchen der Nennwerth in der fremden und in deutscher
Währung angegeben ist, bildet die letztere die Grundlage;
bei Werthpapieren, deren Nennwerth nicht in deutscher Wäh¬
rung , sondern in mehreren fremden Währungen angegeben
ist, hat die Umrechnung in die deutsche Währung unter
Zugrundelegung der höchstgültigen fremden Währung zu
erfolge».

Die Abstempelung der Werthpapiere erfolgt erst, nach¬
dem die sestgestellte Abgabe gegen Quittung bezw. Jntcrims-
qnittung eingezahlt oder deponirt worden ist. Die Depv-
nirung tritt ein, wenn die Abstempelung der Papiere am
Tage der Einzahlung der Steuer nicht mehr bewirkt bezw.
beendet werden kann. Jede Quittung muß, um gültig zu
sein, von zwei Beamten vollzogen und in derselben der
Tag der Buchung der Steuer und die Nummer des Hebe¬
nder Anmelderegisters, unter welcher die Buchung erfolgt
ist, von der Steuerstelle angegeben sein. Die definitive
Quittung ist auf ein Exemplar der Anmeldung zu schreibeil.

Kann die Abstempelung nicht sofort vorgenommen wer¬
den, so ist dem Ueberbringer das eine Exemplar der An¬
meldung, mit Empfangsbescheinigung versehen, zurückzugeben.

Nach erfolgter Abstempelung erhält der Steuerpflichtige
die Werthpapiere gegen Rückgabe der Empfangsbescheinigung
bezw. der Jnterimsquittung, welche als Registerbeläge ber
der Stcnerstelle verbleiben, und das mit definitiver Quittung
versehene Exemplar der Anmeldung ausgehändigt.
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2 o. Die Abstempelung erfolgt ausschließlich durch Aus¬

drücken des Reichsstempels auf der Vorderseite des Werth¬

papiers . Der vermittelst Maschine aufzudrückende Stempel

besteht in einem verzierten ausrecht stehenden Rechteck , auf

welchem sich der Reichsadler und um denselben in kreis¬

runder Einfassung die Aufschrift „ KLI688 - 8IM ? M-

und das Unterscheidungszeichen der betreffenden

Abstempelungsstelle , darunter aber auf einem gebogenen

Bande die Angabe des Steuersatzes : „ MM bezw.

oder kM8 VON IM8MV " befinden *) .

Eine Verwendung von Stcmpclmarken zu Werthpapieren

findet nicht statt.

2ä . Auf Antrag und auf Kosten des Steuerpflichtigen

kann der Aufdruck des Reichsstempels aus die Werthpapiere

auch bei der Reichsdruckerei erfolgen . Der Antrag ist in

der Anmeldung (Nr . 2a ) zu stellen . Die Steuerstelle zieht

den Abgabenbetrag und einen die Kosten der Abstempelung

deckenden Vorschuß von dem Steuerpflichtigen ein , und er¬

sucht unter Beifügung eines , gemäß der Vorschriften unter

Nummer 2ll mit Quittung über Abgabe und Vorschuß ver-

*) Der oben bezeichnte Stempel ist durch Bekanntmachung des

Reichskanzlers vom 5. Januar 1883 (Centralbl . S . 8) eingeführt . Nach

den Ausführungsvvrschriften vom 7. Juli 1881 (Centralbl . S . 283)

bestand früher der Stempel in einem verzierten aufrecht stehenden

Rechteck, auf welchem sich der Reichsadler und um denselben in kreis¬

runder Einfassung die Aufschrift „Reichs - Stempel - Abgabe " befand;

unter dem Adler ruhte ein kleiner , ebenfalls kreisrunder Schild mit

dem Unterscheidungszeichen der betreffenden Abstempelungsstelle ; der

Stempel enthielt keine Werthsangabe.
Nach den letztbezeichneten Vorschriften haben die nach Maßgabe

der Bestimmung unter „ Ausnahme " zur Tarifnmmner 1 und 2 abge¬

stempelten Werthpapiere einen Stempelabdruck erhalten , welcher in

einem von einem Kreise umgebenen Vierpas ; die deutsche Kaiserkrone,

sowie ein Band mit der Werthbezeichnnng zeigt , und dessen Ein¬

fassung die Aufschrift „ Reichs - Stempel -Abgabe " und die Unterscheidnngs-

nummcr der betreffenden Abstempclungsstelle tragt.



sehenen Exemplars der Anmeldung die Reichsdruckerei um
Abstempelung der Werthpapiere . Der Antragsteller hat für
Einsendung der Werthpapiere an die Reichsdruckerei zu sor¬
gen und empfängt dieselben von dort unmittelbar zurück.
Hin - und Rücksendung erfolgen auf seine Gefahr und Kosten.

Der Steuerstelle theilt die Reichsdruckerei eine Beschei¬
nigung , daß die Abstempelung in Uebereinstimmung mit der
zurückzusendenden Anmeldung erfolgt ist , unter Benachrich¬
tigung von dem Betrage der Kosten der Abstempelung mit.
Die Steuerstelle nimmt diese Bescheinigung zu den Belägen
ihres Registers und rechnet nunmehr mit dem Steuerpflich¬
tigen über den Vorschuß unter Rückzahlung des etwaigen
Uebcrschusses ab . Nach Berichtigung der Kosten erhält der
Steuerschuldner ein mit Quittung (Nr . 2d ) versehenes
Exemplar der Anmeldung zurück.

Ersieht die Reichsdruckerei aus der übersandten Quit¬
tung , daß der Vorschuß die Kosten nicht deckt , so hat sie
die Steuerstelle hiervon alsbald und vor der Rücksendung
der abgestempelteu Werthpapiere behufs unverzüglicher Ein¬
ziehung des fehlenden Betrages zu benachrichtigen.

2 s . Nach jeder Einzahlung auf die in den Tarif¬
nummern 1 bis 3 bezeichnten Werthpapiere sind die Jntcrims-
scheine nach den Vorschriften unter Nummer 2a bis 2ck
zur Abstempelung vorzulegen . Die letztere erfolgt nach den
für die Abstempelung der vollgezahlten Werthpapiere ge¬
troffenen Bestimmungen unter Aufdruck desselben Stempels
(2o ) bei dem Quittungsvermerk über die jeweilige Einzah¬
lung ; dabei ist zugleich der Ort und die Zeit der Abgabeu-
erhebung vermittelst eines Stempels ersichtlich zu machen.

Der wiederholten Vorlegung und Abstempelung der
Jnterimsscheine bedarf es indessen bei inländischen Werth¬
papieren nicht , wenn bei der erstmaligen Vorlegung der
Jnterimsscheine die volle tarifmäßige Abgabe für die voll
gezahlten Stücke und die ganze Emission im Voraus ent¬
richtet worden ist . In Fällen derartiger Vorauszahlungen
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der Steuer sind die Jnterimsscheine über dem Rcichsstempel-
abdruck mit folgendem Vermerk zu versehen:

Vollzahlung ist vorausbesteuert.

. den . tcu . 18

(Firma , Unterschrift und Amtsstempel der abstempelndcu Steuerstelle .)

Zu Z. 2 und Satz 2 bezw . 3 der letzten Spalte der
Tarifuummer 1 und 2.

3 . Für die zur Versteuerung angemeldetcn Aktien und

sonstigen Werthpapicre ist der volle tarifmäßige Betrag der
Reichsstcmpelabgabe von der Steucrstelle auch dann zu be¬
rechnen und festzustellen , wenn für die ausgegebencn
Jnterimsscheine schon eine Reichsstempelabgabe entrichtet
worden ist . Behufs Anrechnung der letzteren auf die Steuer
für die definitiven Stücke hat der Steuerpflichtige in der
Anmeldung den Betrag der einzelnen auf die Jnterimsscheine
geleisteten Einzahlungen und die dafür gezahlten Abgaben¬
beträge , sowie den Ort und die Zeit der stattgehabten
Steuererhebungen anzugeben und die abgestempelten Jnterims-
schcine mit den abznstempclndcn Werthpapiercu vorzulegen.
Findet sich gegen die Zulässigkeit der beantragten Anrech¬
nung nichts zu erinnern , so erfolgt die Einzahlung des für
die Aktien w . etwa noch zu erlegenden Abgabcnbetrages,
die Quittungsleistung und die Abstempelung der Papiere
nach den Bestimmungen unter Nummer 2d bis 2ä . Ans
der Anmeldung (Nr . 2n ) hat die Steucrstelle

n) den Betrag der nach dem Nennwerts ) der einzelnen
Stücke und dem Tarif überhaupt zu entrichtenden

Abgabe,
d ) die für die Jnterimsscheine bereits entrichteten Abgaben¬

beträge und
o) die zur Ergänzung der tarifmäßigen Abgabe einge¬

zahlte Summe
ersichtlich zu machen.
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Auf den Jnterimsscheinen sind vor deren Rückgabe die
Stempelzeichen durch Ausschneiden oder Durchlochen, mit
Genehmigung der Direktivbehörde auch in anderer sichernder
Art, zu vernichten; die Vernichtung ist auf der Anmeldung
zu bescheinigen.

Unter den von der Stencrstelle vorzuschreibendcn Be- »
dingungcn dürfen die abgestcmpelten Jnterimsscheine behufs
Feststellung der anzurechnenden Abgabenbeträge und Ver¬
nichtung der Stempelzeichen auch vor der Vorlegung der
abzustempelnden definitiven Stücke vorgelegt werden.

Insoweit die abgestempelten Jnterimsscheine nicht späte¬
stens gleichzeitig mit den abzustcmpelnden definitiven Stücken
vvrgelegt werden können, darf der Steuerpflichtige, unter
Angabe des auf die betreffenden Jnterimsscheine zur Ein¬
zahlung gelaugten Kapitals und des hierfür bereits ent¬
richteten Steuerbetragcs, sich die Vorlegung der abgestem-
peltcn Jnterimsscheine zum Zweck der Anrechnung der ge¬
zahlten Steuer in der Anmeldung Vorbehalten. Die Steuer ^
ist in Höhe desjenigen Betrages, dessen Anrechnung in An¬
spruch genommen wird, sicherznstellen oder auf Verlangen
der Steuerbehörde zu depvniren. Die Sicherstellung erfolgt
durch Niederlegung kurshabender inländischer Werthpapiere;
Schuldverschreibungen des Reichs und der Bundesstaaten
werden zum Nominalwerth, bei niedrigerem Kurse aber zum
Kurswerth, sonstige Werthpapiere der bezeichnten Art aber
in Höhe des bei der Reichsbank beleihbaren Teilbetrages
als Kaution angenommen werden. Den Papieren sind die
Talons und Zinsscheiue beizufügen; es steht jedoch den
Steuerpflichtigen frei, die innerhalb des ersten Jahres fäl¬
ligen Zinsscheine zurückzubehalten. Seitens der Steuerstelle ^
ist auf dem, dem Anmeldenden zurückzugebenden Exemplare
der Anmeldung unter Bezugnahme auf den gemachten Vor¬
behalt die erfolgte Sicherheitsbestellungbezw. Deposition zu
bescheinigen und ein entsprechender Vermerk im Anmeldungs-
rcgister zu machen, im klebrigen aber nach der Bestimmung
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im ersten Absatz dieser Ziffer zu verfahren . Die Vorlegung
der JnterimSscheine hat innerhalb eines Jahres nach der
Rückgabe der abgestempelten definitiven Stücke , den Tag
der Rückgabe nicht mitgerechnct , bei der Stcuerstelle zu er¬
folgen . Aus bcsoudcreu Gründen kann die Steuerbehörde
eine Verlängerung dieser Frist bewilligen . Bei der Vor¬
legung der Jnterimsscheine hat der Steuerpflichtige den Be¬
trag der einzelnen auf die letzteren geleisteten Einzahlungen
und die darauf gezahlten Abgabenbetrage , sowie den Ort
und die Zeit der stattgehabten Steuererhebungen anzugeben,
auch das oben bezeichnete Exemplar der Anmeldung mit
beizufügen . Findet sich gegen die Zulässigkeit der Anrech¬
nung nichts zu erinnern , so hat die Steuerstelle wegen der
Vernichtung der Stempelzeichen auf den Jnterimsscheinen
(Absatz 2 dieser Ziffer ) und wegen entsprechender Rückgabe
der bestellten Sicherheit bezw . des deponirten Steuerbetruges
das Weitere zu veranlassen , insbesondere auch die zuge¬
standene Anrechnung auf dem mitvvrgelegten und zurückzu¬
gebenden Exemplar der Anmeldung , sowie auf dem als
Belag bei der Stcuerstelle verbliebenen Exemplar und im
Anmeldnngsregister zu vermerken . Nach Ablauf der Frist
ist der rückständige durch Anrechnung nicht getilgte Thcil
der Steuer zur Erhebung zu bringen.

Insoweit in Folge der früheren Art der Abstempelung
aus den auf den Jnterimsscheinen befindlichen Stcuerstem-
peln der Ort und die Zeit der stattgehabten Abgabcnerhc-
bung nicht ersichtlich sind , bedarf es einer bezüglichen An¬
gabe seitens des Steuerpflichtigen nicht . Auf Verlangen
der Steuerstellc sind indessen vor Bewilligung der Anrech¬

nung des tarifmäßigen Abgabenbetrages die Quittungen
über die anzurcchnenden Beträge bciznbringen.

Zu K. 2 und zur Tarifnummer 1 , Befreiung.

4 . Wird beansprucht , daß für inländische Aktien,
ans welche vor dem 1 . October 1881 Einzahlungen statt-
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gefunden haben , die Reichsstempclabgabe nur für die von

dein genannten Tage ab geleisteten Einzahlungen erhoben
werde , so ist in der Anmeldung der Aktien zur Versteuerung

(Nr . 2 a ) außer dem Ncnnwerthe der einzelnen Stücke auch

der Betrag und die Zeit der auf dieselben geleisteten Ein¬

zahlungen anzngebcn und sind zugleich die Beweise für diese ^

Angaben beizubringcn . Der Beweis ist namentlich auch
darauf zu richten , daß die Einzahlungen ans alle nunmehr

zur Ausgabe gelangenden Aktien geleistet wurden und nicht

etwa ein Theil derselben noch nnbcgeben in den Händen
des Emittenten war.

Die Direktivbehvrde bestimmt über die Hohe der zu

versteuernden Einzahlungen und der Abgabe.
Wegen der Quittung über die erhobene Abgabe , der

Abstempelung und der Rückgabe der abgcstempcltcn Aktien

finden die Bestimmungen unter Nummer 2ll bis 2ä sinn¬

gemäße Anwendung . In der Quittung über den gezahlten

Abgabenbctrag ist außer dein Ncnnwerthe der Aktien auch H ?"

der Betrag der , der Abgabe nicht unterworfenen Einzahlungen

anznführen . Ist die Vollzahlung des Jnterimsschcins voll¬

ständig bereits vor dem 1 . Oetobcr 1881 erfolgt und über

einen Abgabenbctrag nicht zu quittircn , so ist das zurück-

zugcbende Exemplar der Anmeldung mit entsprechender

Bescheinigung zu versehen.
Auf ausländische Aktien und ans inländische Renten-

nnd Schuldverschreibungen findet die Befreiung der vor

dem 1 . October 1881 geleisteten Einzahlungen keine  An¬

wendung.

Zu t( . 2 und zur Tarifnummcr 2 , Spalte „Berech¬

nung der Stcmpclabgabe " Satz 2 . ^

5 . Wenn die Anrechnung eines , für inländische , nach

dem 30 . September 1881 ausgcgebene Renten - oder Schuld¬

verschreibungen vor dem 1 . Qctober 1881 bereits erhobenen
Landesstcmpcls auf die Reichsstcmpelabgabc beansprucht wird,
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so sind mit der Anmeldung (Nr. 2a > die Beweisstücke
(Stcuerqnittungcnm.) über die Höhe des gezahlten laudes-
gcsetzlichen Stempels bcizubringcn, falls diese nicht aus den
verwendeten Stempelzeichen zweifellos hervorgcht. Jene Be¬
weisstücke verbleiben als Beläge bei der Steucrstellc.

^ In der Anmeldung(Nr . 2u) ist der für die einzelnen
Stücke gezahlte Landesstempclbetrag anzugebcn und das
Sachverhältnisz darzulegen. Die Steuerstcllc zieht den
Stempelbetrag ein, um welchen der Reichsstempel für jede
einzelne Renten- oder Schuldverschreibung den dafür ge¬
zahlten Landcsstempel übersteigt. Wegen der Abstempelung,
der Rückgabe der abgestempelten Werthpapiere und der
Quittung über die Abgabe finden die Bestimmungen unter
Nummer 2b bis 2cl sinngemäße Anwendung. In der
Quittung über die erhobene Reichsstempelabgabe ist auch
der Betrag der für jedes Stück entrichteten Landesabgabe
nachrichtlich zu vermerken.

Zu ß. 2 und zur Tarifnummer 266 und 3b.
6. Wird für inländische Renten- oder Schuldver¬

schreibungen auf Grund der Tarifnummer 2oo oder 3d
Befreiung von der Stempelabgabe beansprucht, so ist in
der Anmeldung (Nr. 2 a.) das Snchverhältnif; anzugebcn
und überdies der Beweis zu führen, daß die auszugebendcn
Obligationen in der That nur zum Zweck des Umtausches
ausgestellt werden, also ohne Veränderung des durch die
zurückzuziehenden Stücke beurkundeten Rechtsverhältnisses.
Insbesondere findet die Befreiung keine Anwendung, wenn
die neu auszugebenden Renten- oder Schuldverschreibungen
von einem anderen Schuldner, allein oder mit dem bis¬
herigen Schuldner, ausgestellt werden, zu einem anderen
Zinssätze verzinslich sind, auf den Inhaber lauten, während
die aus dem Verkehr tretenden Stücke auf den Namen
lauten und dergleichen mehr.

Ist der Beweis erbracht, so verfügt die Direktivbehördc
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Abstempelung der neuen Stücke ohne Abgabenerhebung.
Die Verfügung wird Rcgisterbclag. Wegen der Vorlegung
der eingezogeuen Stücke und der Vernichtung der auf den¬
selben etwa befindlichen Stempelzeichen finden die Vor¬
schriften unter Nummer3, wegen der Anmeldung der Ob¬
ligationen und der Abstempelung die Vorschriften unter
Nummer 2u bis 2ä sinngemäße Anwendung.

Sind die einzuziehenden Stücke versteuert, so ist die
Quittung über die gezahlte Abgabe vorzulegen und als
Belag zum Register zu nehmen.

Zu 8. 4 des Gesetzes.
7. Die im §. 4 Absatz1 des Gesetzes vorgeschriebenen

Muster o. Anzeigen sind nach dem anliegenden Formular o zu er¬
statten und an diejenige Steuerstelle abzugeben, bei welcher
die Versteuerung der Werthpapiere erfolgen soll. Es ist
nicht ausgeschlossen, daß die Werthpapicrc demnächst bei
einer anderen Stcuerstclle versteuert werden; in diesem Falle
hat der Steuerpflichtige derjenigen Steuerstelle, bei welcher
die vorläufige Anmeldung erfolgt ist, von der bei der be¬
treffenden anderen Steuerstelle erfolgten Versteuerung als¬
bald nach Vornahme der letzteren unter Vorlage der erfor¬
derlichen Veweismaterialien Anzeige zu erstatten.

8. Den im Z. 4 Absatz2 des Gesetzes vorgeschriebenen
Vermerk hat der Emittent auf den Werthpapieren so anzu¬
bringen, daß der Reichsstempel neben, über oder unter
demselben aufgedruckt werden kann.

HI Kauf - und sonstige Anschaffungsgeschäfte.

Zur Tarifnummer 4L.
9. Für welche Waaren an den einzelnen inländischen

Börsen Terminpreise notirt werden, wird von den Landes¬
regierungen nach Anhörung der betreffenden Handels-
Vorstände festgestellt und öffentlich bekannt gemacht, sowie
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dem Reichskanzler behufs Veröffentlichung im Ncichs -Central
blatt mitgetheilt.

Zu 8 - 7 Absatz 1 des Gesetzes.

10 . Bei sogenannten Cirea -Geschäften ist die Abgabe
nach dem handelsüblichen Maximum der Lieferung zu be¬
rechnen ; es bleibt den Handelsvorständen überlassen , auf
Grund des 8 - 40 Absatz 2 des Gesetzes die betreffenden
Maxima festzustellen.

Zu 8 - 8 des Gesetzes.

11 . lieber die mehreren in Betreff der Besteuerung
als ein Geschäft geltenden Geschäfte ist nach Maßgabe
des 8 . 10 des Gesetzes eine Schlußnote anszustelleu . Sind
über einzelne der betreffenden Geschäfte bereits vorher be¬
steuerte Schlußnoten ausgestellt worden , so kann die Er¬
stattung des zu diesen entrichteten Abgabebetrages beansprucht
werden ; die Prüfung und Entscheidung steht der Direktiv-
behörde zu . Die erfolgte Erstattung ist auf beiden Theilen
der betreffenden Schlußnoten von der Steuerstelle zu
vermerken.

Zu 88 - 10 , 11 und 30 des Gesetzes.

12a . Zur Entrichtung der in der Tarifnummcr 4
angeordneten Abgabe werden Reichsstempelmarken und ge¬
stempelte Formulare zu Schlußnoten zum Preise des auf
denselben angegebenen Steuerbetrages zum Verkauf gestellt.

Die Reichsstempelmarken sind 24 min hoch und 61ium breit;
dieselben haben einen gelblichen Untergrund , welcher rechts und
links den Reichsadler und in der Mitte ein Schild mit der In¬
schrift „ LLI6ll8 -8MlkLll -^ L ^ M " zeigt ; eine Lochreihe
macht die Marke in zwei gleiche Theile zerlegbar , von denen
jeder die Werthbezeichnung und den Vordruck „ äs -r " für
das Datum der Verwendung in rothcm Aufdruck und außer¬
dem die fortlaufende Nummer der Marke enthält . Die
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Marken lauten auf Steucrbeträge von 0 ,i »; 0 ,20 ; 0,8 »;
0 ,4» ; 0,s » ; 0,e,o; 0,8 »; 1, »o ; 2, 00: 3, »g ; 4, 00; 5, 00: 6 ,0a;
7,o»; 8,00  9, 00; 10,oo; 15,on; 20,oo und 30 ,00 ,̂/kl

Die gestempelten Formulare zu Schlußnvten entsprechen
Muster ä Form und Vordruck dem Muster cl. Dieselben sind

entweder

1 . mit einem Stempelaufdruck versehen , welcher dem
Muster der Reichsstempelmarken gleicht , indessen den
Vordruck und die fortlaufende Nummer nicht ent¬
hält , oder

2 . vvn der Steuerstelle dadurch herzustellen , daß vor-
räthig zu haltende ungestempelte Formulare des Musters ä
durch Verwendung von Rcichsstempelmarken zu dem
verlangten Betrage gestempelt werden ; die Marten sind
hierbei vvn der Steuerstelle in ungetheiltem Zustande
aus der durch den Vordruck bezeichneten Stelle , in¬
soweit diese aber ausreichenden Raum nicht darbictet,
auf einer freien Stelle des Formulars in der Art
anfzuklebcn , daß bei der späteren Trennung der beiden
Theile der Schlußnote je eine Hälfte der Marke
auf jedem dieser Theile sich befindet , und sodann durch
mindestens je einen auf das Formular übergreifenden
Aufdruck des Amtsstcmpels in schwarzer Farbe , sowie
durch Eintragung des Datums der Abstempelung auf
jeder Hälfte der Marke zu eutwerthen.

Die vorstehend zu Ziffer 1 bezeichneten Formulare
tragen auf jedem ihrer beiden Theile die gleiche fortlaufende
Nummer.

Mit Stempelausdruck versehene Formulare werden zum
Steuerbctrage von 0,20 ; 0,4 »; 0,oo ; 0,so ; 1,aa ; 2, 00 ; 3, »» ;
4,oo; 5,8»; 6,uo; 7,gg; 8,00; 9, 00 und 10, «o zum Ver¬
kauf gestellt ; unter Verwendung von Marken gestempelte
Formulare können zu jedem Steuerbctrage Vvn den Steuer¬
stellen hcrgestellt und verabfolgt werden.
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12d . Von den Stcnerstcllen werden ferner unge¬

stempelte Formulare des Mustersä ausgegeben , für welche

der Betrag der Herstellungskosten als Preis erhoben werden

darf . Die Verwendung von Rcichsstcmpelmarken aus den¬

selben seitens der Steuerpflichtigen ist in folgender Weise

zu bewirken.
Die Marken sind , soweit die durch den Vordruck be-

zeichnete Stelle Raum darlnetet , auf dieser , im Uebrigen

an einer beliebigen Stelle in der Art aufzukleben , daß je

eine Hälfte jeder Marke auf jedem der beiden Theile des

ausgefüllten oder unausgefüllten Formulars sich befindet;

die auf dem einen dieser Theile befindlichen halben

Marken müssen also die gleichen fortlaufenden Num¬

mern enthalten , wie die auf dem anderen Theile be¬

findlichen ; die Marken dürfen vor der Aufklebung getheilt

werden . In jeder Markenhälfte ist das Datum der Ver¬

wendung der letzteren auf dem Formular , und zwar der

Tag und das Jahr mit arabischen Ziffern , der Monat mit

Buchstaben an der durch den Vordruck bezeichnten Stelle

niederzuschreiben . Allgemein üblicke und verständliche Ab¬

kürzungen der Monatsbezeichnung mit Buchstaben sowie die

Weglassung der beiden ersten Zahlen der Jahresbezeichnung

sind zulässig (z. B . 8 . Oktbr . 85 , 7 . Septbr . 87 .)

Außerdem ist die Firma oder der Name des Aus¬

stellers der Schlußnote auf jeder Hälfte der einzelnen

Marken niederzuschreiben . Es genügt jedoch , wenn nur ein

Theil der Firma oder des Namens auf jeder halben Marke

zu stehen kommt , der andere Theil aber auf das Formular

oder auf andere halbe Marken , welche sich auf demselben

Theile des letzteren befinden , oder auf beide hinüberreicht.

Das Datum , sowie die Firma oder der Name sind

mittelst deutlicher Schriftzeichen , ohne jede Rasur , Durch¬

streichung oder Ueberschreibung niederzuschreiben.

Es ist zulässig , den vorgeschriebenen Entwerthungs-

vermerk ganz oder theilweise durch Stempelaufdruck herzu-
2



stellen . In diesem Falle braucht das Datum  nicht an

der durch den Vordruck bezeichneten Stelle zu stehen , es

muß aber in seinem ganzen Umfang (Monatsbezeichnung,

Tages - und Jahreszahl mit . den zulässigen Abkürzungen)
vollständig auf jeder einzelnen halben Marke aufgedruckt sein.

Nicht in der vorgeschriebencn Weise verwendete Marken
werden als nicht verwendet angesehen (Z. 31 des Gesetzes ) .

12 o . Es ist zulässig , andere als die von den Steuer¬

stellen zum Verkauf gestellten Formulare (Privatformulare)

zu Schlußnoten für die Entrichtung der Abgabe zu benutzen,
vorausgesetzt , daß dieselben dem Muster ä entsprechend aus

zwei demnächst zu trennenden gleichen Theilen bestehen,
und daß jeder dieser Theile einen Vordruck mindestens für

die Angabe des Namens und des Wohnorts des Ver¬
mittlers und der Kontrahenten , des Gegenstandes und der

Bedingungen des Geschäfts , insbesondere des Preises , sowie der

Zeit der Lieferung enthält ; insofern die Formulare nicht in
der nachstehend bezeichneten Weise zur Stempelung durch die
Reichsdruckerei gelangen , müssen dieselben ferner an dem
oberen Theile der Vorderseite einen über beide Theile des

Formulars greifenden Vordruck haben , durch den die für
die Aufnahme der Marke bestimmte Stelle bezeichnet wird.
Die Formulare können amtlich gestempelt oder von dem

Aussteller der Schlußnote mit Reichsstempelmarken ver¬

sehen werden.
Die amtliche Stempelung derselben erfolgt nach dem

Anträge der Betheiligten entweder durch Aufdruck des in
Nummer 12 a. unter Ziffer 1 bezeichneten Stempels und

einer für beide Theile des Formulars gleichen fortlaufenden
Nummer durcki die Reichsdruckerei , und zwar auf Kosten

des Antragstellers , oder unter Verwendung von Reichsstempel¬
marken durch die Steuerstellen.

Die Stempelung durch die Reichsdruckerei erfolgt uur,

wenn mindestens je hundert Formulare zu demselben Steuer¬

betrage gestempelt werden sollen ; die Formulare sind in
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glatten: Zustande(nicht aufgcrollt) unter Beifügung eines
überschüssigen Exemplars für je zwanzig Stück (als Ersatz
für etwaige Abgänge bei der Abstempelung) und, wenn dem
Antragsteller nicht Kredit bewilligt ist, unter Deponirung
des Steuerbetrages mit einer doppelt anfzustellenden An¬
meldung nach dem Musters der Stcuerstcllc vorzulegen.-
Das eine Exemplar der Anmeldung erhält der Antrag¬
steller, nachdem dasselbe mit der Quittung über den Empfang
der Formulare und des Steuerbetruges versehen worden,
zurück. Die Stcuerstcllc veranlaßt die Stempelung der
Formulare durch die Reichsdrnckerei, welche letztere die ge¬
stempelten und die nicht verdorbenen überschüssigen For¬
mulare unter Bescheinigung der erfolgten Vernichtung der ver¬
dorbenen Exemplare und unter Mittheilung der entstandenen
Kosten an die erstere zurückscndet. Die Steuerstelle erstattet
der Reichsdruckerei die Kosten und händigt die gestempelten
und die überschüssigen ungestempelten Formulare, nachdem
sie sich auch ihrerseits von der richtigen Stempelung der
ersteren überzeugt hat, dem Antragsteller unter Einziehung
der verauslagten Kosten aus; über den Rückempfang der
Formulare läßt sie sich auf dem bei ihr zurückgebliebenen
Exemplar der Anmeldung Quittung geben. Postsendungen
zwischen den Steuerstellen und der Reichsdruckerei, welche
die Abstempelung derartiger Formulare durch die Reichs¬
druckerei betreffen, sind mit dem Vermerk„Reichsdienstsache"
zu versehen und portofrei.

Soll die Stempelung der Formulare unter Verwendung
von Reichsstempelmnrken erfolgen, so bedarf es einer be¬
sonderen Anmeldung nicht; die Steuerstelle hat nach der
Bestimmung unter 12u 2 zu Verfahren; neben der Steuer
werden Kosten für die Stempelung nicht erhoben.

Die Verwendung von Reichsstempelmarken zu den
fraglichen Formularen seitens der Aussteller der Schluß¬
noten ist nach Maßgabe der unter 12d getroffenen Be¬
stimmungen zu bewirken.

Muster 6

2 *



12 ä . Die Verwendung von Reichsstempelmarken auf

gestempelten Formularen zur Ergänzung eines fehlenden

Betrages ist zulässig und gleichfalls nach den Bestimmungen

unter Nr . 121 » zu bewirken.

12 s . Wenn im Falle des H. 11 Absatz 1 und 2 des

Gesetzes auf einer zu niedrig versteuerten Schlußnote der

fehlende Stempelbetrag nachträglich zu verwenden ist , so

sind die erforderlichen Marken von dem zur Entrichtung

dieses Betrages Verpflichteten in ungctheiltem Zustande an

einer beliebigen Stelle der Schlnßnote aufzukleben und nach

Maßgabe der Bestimmung unter Nummer 12d zu ent-

werthen ; insbesondere ist das Datum der Verwendung der

Marken auf jeder Hälfte derselben in der vorgeschriebenen

Weise ersichtlich zu machen.

121 . Es ist unzulässig , die Stempelzeichen aus ge¬

stempelten Formularen abzutrcnnen und anderweit zur Ent¬

richtung der Abgabe zu verwenden.

12 A. Bei Geschäften , für welche die Abgabe nur im

halben Betrage zu entrichten ist (ß . 6 Abs . 2 des Gesetzes ) ,

bedarf es der Zusendung der Hälfte der Schlußnote an

den ausländischen Kontrahenten nicht . In diesem Falle

hat der inländische Kontrahent das Doppel - Formular der

Schlußnote in der Vvrgeschriebenen Weise gestempelt unge-

theilt aufzubewahren . Die nicht beschriebene Hälfte der

Schlußnote ist zu durchstreichen.

Zu tz. 11 Absatz 3 des Gesetzes.

13 . lieber die Zurückerstattung der Abgabe im Falle

des § . 11 Absatz 3 des Gesetzes entscheidet die Direktiv-

behörde desjenigen Bezirks , in welchem der die Zurück-

erstattung Verlangende zur Zeit der Entrichtung der Ab¬

gabe seinen Wohnort , eventuell aber seinen Aufenthaltsort

gehabt hat . Die erfolgte Zurückerstattung ist auf beiden

Theilen der betreffenden Schlußnote von der Steuerstelle

zu vermerken.
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Zu ß . 14 des Gesetzes.

14 . Die Abstempelung der Vertragsurkuude erfolgt

seitens der Steuerstelle durch Verwendung von Reichs¬

stempelmarken . Die letzteren sind in ungetheiltem Zustande

thunlichst ans der ersten Seite der Urkunde anfzukleben

und durch Eintragung des Datums der Verwendung und

Aufdruck des Amtsstempcls in der unter Nummer 12a 2

vorgeschriebenen Weise zu entwerthen . Ist die Bertrags-

urkunde in mehreren Exemplaren ausgestellt , so ist von

der Steuerstelle auf dem zweiten Exemplar und eventuell

auch ans den weiteren Exemplaren mit Unterschrift und

unter Beidrückung des Amtsstempels zu vermerken , welcher

Reichsstempelbetrag zu dem ersten Exemplar verwendet ist.

Bei gerichtlich oder notariell aufgenommenen Ver¬

trägen , deren Urschriften den Kontrahenten nicht ausgehän¬

digt werden , sind der Steuerstellc die Ausfertigungen vor¬

zulegen.

Zu H. 15 des Gesetzes.

15 . Ueber Geschäfte , für welche eine rechtzeitige Be¬

rechnung der Steuer nicht möglich ist , weil der Werth des

Gegenstandes des Geschäfts auch nicht nach seinem höchst¬

möglichen Betrage (Z. 7 Abs . 1 des Gesetzes ) berechnet

werden kann , ist gleichwohl nach Maßgabe der W . 10 und

11 des Gesetzes eine Schlußnote auszustellen , auf jedem

der beiden Theile derselben aber zu vermerken , daß die

Besteuerung so lange ausgesetzt bleibt , bis die Steuer¬

berechnung möglich wird . Abschrift der Schlußnote ein¬

schließlich dieses Vermerks ist gleichzeitig der Direktivbehörde

zu übersenden . Sobald die Berechnung der Steuer möglich,

hat deren Entrichtung nach Maßgabe der ZZ. 10 und 11

des Gesetzes unter Ausstellung einer neuen Schlußnote , in

welcher auf die erftausgestellte Schlußnote Bezug zu nehmen

ist , zu erfolgen . Die Direktivbehörde ist berechtigt , sich
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die rechtzeitige Erfüllung dieser Verpflichtung Nachweisen
zu lassen.

Handelt es sich in einem solchen Falle um ein Geschäft,
das nach Z. 14 des Gesetzes unter stcueramtlicher Ab¬
stempelung der beiderseits unterschriebenen Vertragsurknnde
zu versteuern ist , so hat gleichwohl die Vorlegung der Ver¬
tragsurkunde bei der Steuerstelle nach Maßgabe der bezeich-
neteu Vorschrift zu erfolgen ; die Steuerstellc vermerkt auf
der Urkunde , eventuell auf den mehreren Exemplaren der¬
selben mit Unterschrift und unter Bcidrückung des Amts¬
stempels , daß die Erhebung der Reichsstempelabgabc wegen
zeitiger Unmöglichkeit der Berechnung derselben ausgesetzt
sei , und behält Abschrift der Urkunde oder mindestens der
für das Steuerinteresse wesentlichen Theile derselben zurück.
Sobald die Berechnung der Steuer möglich wird , hat die
anderweite Vorlegung der Vertragsurknnde zur Abstempelung
bei einer Steuerstelle nach der Vorschrift im tz. 14 des

Gesetzes zu erfolgen ; falls mehrere Exemplare dieser Ur¬
kunde bestehen , genügt die Vorlegung eines Exemplars . Die
erstbezeichnetc Steuerstelle überwacht in geeigneter Weise die
rechtzeitige Erfüllung dieser Verpflichtung.

Bezüglich der in den §§ . 10 und 11 sowie im Z. 14
des Gesetzes bestimmten Fristen gilt hierbei der Tag , an
welchem die Stcuerberechnung ausführbar geworden ist , als
Tag des Geschäftsabschlusses.

Die Direktivbehörde bezw . im Falle des Absatzes 2
dieser Nummer die Steuerstelle kann , wenn die Berechnung
eines Theils der zu entrichtenden Abgabe möglich ist , die
Entrichtung dieses Theils anordnen.

16 . Ist das Geschäft zwischen Kontrahenten , welche

nicht an demselben Orte befindlich sind , durch briefliche oder
telegraphische Annahmeerklärung zu Stande gekommen , so
beträgt die Frist zur Ausstellung der Schlußnotc

1 . für den zur Entrichtung der Abgabe zunächst Ver-
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pflichteten (Z. 9 Abs . 1 und K. 10 des Gesetzes)
zehn Tage,

2 . für den zur Entrichtung der Abgabe in zweiter
Reihe Verpflichteten drei Wochen.

Die Frist beginnt für den die Annahmeerklärung ab¬
gebenden Kontrahenten am Tage nach der Abgabe der
Annahmeerklärung behufs der Absendung (Art . 321 des
Handelsgesetzbuchs ) , für den die Annahmeerklärnng em¬
pfangenden Kontrahenten am Tage nach dem Eingänge
dieser Erklärung und zwar auch im Falle einer brieflichen
Bestätigung der telegraphischen Annahmeerklärung nach dem
Eingänge der letzteren.

Bei Geschäften , welche während eines zeitweiligen
Aufenthaltes im Auslande dortselbst abgeschlossen (H. 6
Abs . 2 und 3 des Gesetzes ) oder vermittelt sind , beginnt
der Lauf der zur Entrichtung der Abgabe festgesetzten Fristen
für den betreffenden Verpflichteten erst mit dem Tage nach
seiner Rückkehr in das Inland ; die Frist für die im Jn-
lande befindlichen Steuerpflichtigen wird hierdurch nicht
geändert.

Zu Z. 16 des Gesetzes.

17 . Nach Maßgabe der von den Landesregierungen
zu treffenden näheren Bestimmungen , insbesondere auch rück¬
sichtlich der zu bestellenden Sicherheit dürfen gestempelte
Formulare (Nr . 12 u) auf Kredit verabfolgt und eigene
Formulare der Steuerpflichtigen auf Kredit amtlich gestem¬
pelt werden (Nr . 12o ) . Abgabenbeträge unterbot , wer¬
den nicht kreditirt . Die kreditirten Beträge sind bis zum
fünfundzwanzigften Tage des dritten auf den Monat der
Anschreibung folgenden Monats einzuzahlen.

Reichsstempelmarken werden nicht auf Kredit verabfolgt.

IV . Lotterieloose.

Zum Tarif,  Nummer 5.

18 . Behufs Berechnung der Abgabe von Lotterieloosen
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sind alle für den Erwerb eines Looses an den Unternehmer

oder dessen Beauftragte zn leistenden Zahlungen zum Preise

des Looses zn rechnen , insbesondere auch die sogenannten

Schreibgebühren , Kollcktionsgebühren u . a . m.

Zu W . 21 , 22 und 24 des Gesetzes.

19a, . Wer im Bundesgebiete Lotterien oder Ausspie¬

lungen veranstalten will , bat der zuständigen Steuerbehörde

spätestens am siebenten Tage nach dem Empfange der obrig¬

keitlichen Erlaubniß schriftlich unter Beifügung einer Doppel¬

schrift anzumelden:
Namen , Gewerbe und Wohnung des Unternehmers,

die planmäßige Anzahl (die Nummern ) und den

planmäßigen Preis der Loose,

den Zeitpunkt , wo mit dem Vertrieb der Loose be¬

gonnen werden soll,
die Gegenstände , die Zeit und der Ort der Aus¬

spielung,
die Namen und Wohnungen der unmittelbar von

dem Unternehmer mit dem Vertrieb der Loose

betrauten Personen.

Der Anmeldung ist als Anlage ein amtlich beglaubigtes

Exemplar des obrigkeitlich genehmigten Plans der Lotterie

oder Ausspielung anzuschließen.

Mit der Anmeldung ist die Abgabe für die gesammte

planmäßige Anzahl der Loose einzuzahlen . Wird Stundung

der Abgabe bis nach dem Beginn des Vertriebes der Loose

gegen Sicherstellung des Abgabenbetrags oder ohne solche

beansprucht , so ist der Antrag mit der Anmeldung vorzu¬

legen.
19b . Wird Befreiung von der Abgabe in Anspruch

genommen , so ist mit der Anmeldung der Nachweis zu

führen , daß der Erlös des Unternehmens zu mildthätigen

Zwecken Verwendung finden wird , lieber die Anwendbarkeit

der Befreiung und insbesondere über die Frage , ob ein
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mildthätiger Zweck vorliegt , entscheidet die Direktivbehörde.

Die obersten Landes - Finanzbehörden sind ermächtigt , die

Abgabe in solchen Fällen aus Billigleitsrücksichten zu er¬

lassen , in welchen die Befreiung nicht rechtzeitig mit der

Anmeldung in Anspruch genommen ist.

20 . Die Behörde , welche die obrigkeitliche Erlanbniß

zur Veranstaltung einer öffentlichen Lotterie oder Ausspie¬

lung ertheilt , hat hiervon ohne Verzug der zur Erhebung

der Abgabe für die Loose zuständigen Steuerbehörde unter

Bezeichnung des Unternehmens und seines Zweckes , des

Namens und der Wohnung des Unternehmers , und des

Zeitpunkts , an welchem dem letzter » die obrigkeitliche Er-

laubniß behändigt worden , schriftlich Mittheilung zu machen.

Aus Grund dieser Mittheilung hat die Steuerbehörde

sogleich nach Ablauf der uuter Nummer 19g , für die An¬

meldung vorgeschriebenen Frist wegen Feststellung und Bei¬

treibung der Abgabe , sowie nach Umständen wegen der

Verhinderung des Loosabsatzes und Einleitung des Straf¬

verfahrens das Erforderliche zu veranlassen.

21 . Nachdem der Abgabenbetrag festgestellt , gebucht

und entweder eingezahlt oder gestundet , beziehentlich nachdem

die Stempelfreiheit der Loose von der zuständigen Behörde

anerkannt worden ist , erfolgt die Abstempelung der Loose

durch die zuständige Steuerstelle vermittelst Stempelaufdrncks.

Der Stempel ist von runder oder ovaler Form und führt

den Reichsadler und über demselben die Aufschrift „ Ver¬

steuert " bezw . „ 8tempe1trei " , darunter das Unterscheidungs¬

zeichen der Abstempelungsstelle . Die Loose oder Spielaus¬

weise sind in einer solchen Form und Beschaffenheit herzu¬

stellen , daß sie sich zur Abstempelung eignen.

Ungestempelte Loose dürfen nicht ausgegeben werden.

Nach näherer Vorschrift der Landesregierung kann in¬

dessen bei den unter obrigkeitlicher Aufsicht stattsindenden

Waarenverloosungen von der Abstempelung der abgabefreien

Loose Umgang genommen werden , wenn mit Rücksicht auf
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die Zahl und den Preis der Loose die Abstempelung unver-
hältnißmäßige Mühwaltung verursachen würde.

Die abgestempelten Loose werden gegen Empfangsbeschei¬
nigung auf dem einen Exemplar der Anmeldung zurück¬
gegeben . Das andere bleibt nebst seinen Anlagen (Nr . 19a)
Belag zum Register . Wenn Stundung der Abgabe bewilligt
ist , darf die Genehmigung zum Beginn des Loosabsatzes
vor Entrichtung der Abgabe erst nach Abstempelung der
Loose ausgehändigt werden.

22 . Der Abgabe nach der Tarifnummer 5 unterliegen
auch diejenigen Spielausweise , welche bei den ans Jahr¬
märkten und bei Gelegenheit von Volksbelustigungen üblichen
öffentlichen Ausspielungen geringwerthiger Gegenstände aus¬
gegeben werden.

In der Quittung über die für derartige Spielausweise
entrichtete Reichsstempelabgabe sind die versteuerten Spiel¬
ausweise nach ihren Nummern und eventuell auch nach
ihrer Serienbezeichnung anzugeben . Findet Stundung der
Abgabe statt , so ist hierüber eine Bescheinigung zu ertheilen,
in welcher gleichfalls die Nummern und eventuell die Serien¬
bezeichnung der Spielausweise ersichtlich zu machen sind.

Mit Genehmigung der zuständigen Steuerbehörde dür¬
fen die für unausgeführt gebliebene Ausspielungen bestimmt
gewesenen Spielausweise zu einer anderen Zeit , bezw . bei
einer anderen Gelegenheit zur Ausgabe gelangen , sofern bei
der Steuerbehörde ein hierauf bezüglicher Antrag unter
Vorlegung der Spielausweise und der Quittung über die
für dieselben gezahlte Abgabe , bezw . der Bescheinigung über
die erfolgte Stundung dieser Abgabe , mit der neuen An¬
meldung gemäß der Nummer 19 s, gestellt wird , lieber die
Genehmigung ist eine schriftliche Bescheinigung zu ertheilen.

Bei Ausspielungen der bezeichneten Art können die
Steuerstellen auf die Abstempelung des ersten und des letzten
Looses jeder Serie , oder jedes zusammenhängenden Bogens
sich beschränken ; dieselben haben alsdann die Art der Ab-
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stempelung in der auszustellenden Quittung anzugeben. Die
Veranstalter der Ausspielung sind in solchen Fällen ver¬
pflichtet, die Quittung der Steuerstelle während der Aus¬
spielung bei sich zu führen und beim Verkauf der Loose
genau nach der Reihenfolge der Serien , und der einzelnen
Nummern sich zu richten; auch dürfen sie am Orte der
Ausspielung(in der Spielbndc rc.) keine anderen Loose vor-
räthig haben, als die zu den abgestempelten Serien oder
Bogen gehörigen.

Zn 8. 22 des Gesetzes.
23. Die Landesregierungen bestimmen, in welchen

Fällen und unter welchen Modalitäten die Genehmigung
zum Absatz der Loose vor der Entrichtung der Abgabe
gegen Sicherstellung der letzteren oder ohne solche ertheilt,
oder sonst die Abgabe gestundet werden kann.

Zu 88- 23 und 24 des Gesetzes.
24. Ausländische Loose und Ausweise über Spiel¬

einlagen sind der zuständigen Steuerstelle mit einer nach
dem anliegenden Muster L doppelt auszustellcnden Anmel- Muster 1.
düng unter Einzahlung des Abgabenbetrags innerhalb der
im 8- 23 des Gesetzes bezcichneten Frist zur Abstempelung
vorzulegen. Wegen der Buchung der Abgabe, der Beläge
und wegen der Abstempelung der Loose gelten die Bestim¬
mungen unter Nummer 21. Stundung der Steuer findet
nicht statt.

Zu 8- 26 des Gesetzes.
25. Für unabgesetzt gebliebene Loose rc. einer zu

Stande gekommenen Ausspielung wird die Reichsstempel¬
abgabe nicht erstattet.

Zn 8- 27 des Gesetzes.
26. Die Verwaltungen der Staatslotterien haben spä¬

testens am fünfzehnten Tage nach Ablauf der Ziehung jeder
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Klasse dem Reichsschatzamt die Zahl der abgesetzten Loose
und den Preis der Loose(Nr. 18) anzuzeigen. Diese An¬
zeigen sind unter Benutzung eines von dem Reichsschatzamt
vorzuschreibenden Formulars doppelt zu erstatten. Das
Reichsschatzamt setzt die zu entrichtende Steuer fest.

V. Allgemeine Bestimmungen.

Zu §. 30 des Gesetzes.

27n. Für verdorbene Reichsstempelmarken und für
Reichsstempelzeichen, mit welchen demnächst verdorbene For¬
mulare oder Werthpapiere versehen sind, kann Erstattung
beansprucht werden, wenn von den Stempclzeichen, Formu¬
laren und Werthpapiereu noch kein oder doch kein solcher
Gebrauch gemacht worden ist, dem gegenüber durch die
Erstattung das Steueriuteresse gefährdet erscheint.

Der Erstattungsanspruch ist bei der Direktivbehörde
des Bezirks unter Vorlegung der verdorbenen Marken, For¬
mulare und Werthpapiere anzumelden; auf Erfordern sind
die quittirten Anmeldungen, welche den Betrag der für die
verdorbenen Werthpapiere entrichteten Abgabe ergeben, bei¬
zufügen.

Eine baare  Zurückzahlung der entrichteten Reichs¬
stempelabgabe findet solchenfalls nicht statt. Bei Formu¬
laren und Marken erfolgt die Erstattung im Wege des
Umtausches, und zwar werden in der Regel für verdorbene
Formulare gestempelte Formulare, für verdorbene Marken
Marken abgabefrei verabfolgt. Der Verabfolgung gestem¬
pelter Formulare steht die Abstempelung von Privatformu-
lareu gleich. Den Wünschen des Antragstellers hinsichtlich
des Abgabebctragcs der einzelnen Stücke ist thunlichst Rech¬
nung zu tragen. Die Landesregierungen können anordnen,
daß in solchen Fällen, in denen gestempelte Formulare des
Musters ä in größerer Menge in Umtausch gegen verdor¬
bene Formulare oder Marken beansprucht werden, die Her-
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stellungskosten für die erstbezeichnctcn Formulare zu er¬
statten seien.

An Stelle der verdorbenen Werthpapiere hat die be¬
treffende Stenerstelle nach näherer Anweisung der Direktiv-
behörde dem Berechtigten aus Grund vorheriger Anmeldung
nach den Vorschriften unter Nummer 2a. neu ausgestellte
Werthpapiere von demselben Steuerwerth abgabesrei abzu¬
stempeln.

Die etwa entstehenden Portokosten trägt der Antrag¬
steller.

Die verdorbenen Marken und Formulare, sowie die
aus den Werthpapieren herausgeschnittenen Stempelzeichen
werden bei der Direktivbehörde in Gegenwart zweier Be¬
amten vernichtet.

27 ll. Reichsstempelmarken und amtlich gestempelte For¬
mulare des Musters cl können, wenn sie unbeschädigt sind,
bei den von den Landesregierungen bestimmten Steuerstellen
gegen gestempelte Formulare oder Marken zu anderen
Steuerbeträgen umgetauscht werden; indessen findet auch hier
in der Regel der Umtausch von Formularen nur gegen ge¬
stempelte Formulare, der Umtausch von Marken nur gegen
Marken statt. Der Verabfolgung gestempelter Formulare
steht die Abstempelung von Privatformularen des Antrag¬
stellers gleich.

Zu Z. 38 des Gesetzes.

28. Die Beamten zur Wahrnehmung der im tz. 38
Absatz2 des Gesetzes bezeichneten Geschäfte werden nach
Maßgabe der ihnen ertheilten näheren Anweisung selbst¬
ständig davon Ueberzengung nehmen, ob den Vorschriften
des Gesetzes gemäß verfahren worden ist. Die Vorstände
der zu revidirenden Anstalten, an welche der revidirende
Beamte bei Beginn der Revision sich wenden wird, haben
ihm die zu diesem Zweck gewünschten Werthpapiere, Schluß¬
noten, Beläge und sonstige Schriftstücke, sowie Geschäfts-
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bücher zur Einsicht vorlcgen zu lassen, Auskunft zu ertheileu
lind ihm einen angemessenen Raum für die Erledigung
seiner Obliegenheiten zur Verfügung zu stellen.

Zu Z. 40 des Gesetzes.
29. Wenn im Laufe eines administrativen Strafver¬

fahrens die kaufmännischen Geschäftsformen zu Zweifeln in
Betreff der Beurtheilung des Sachverhältnisses Anlaß geben
oder für die Anwendung der Tarifnummer 4L Zweifel
darüber entstehen, ob das Geschäft als ein solches anzu¬
sehen ist, das unter Zugrundelegung der Usancen einer
Börse abgeschlossen ist, oder ob es sich um börsenmäßig
gehandelte Maaren handelt, so sind über die zweifelhaften
Fragen geeignete Sachverständige zu hören. In Bezirken,
für welche Handelsvorstände bestehen, haben diese der Steuer¬
behörde für die verschiedenen Geschäftsbräuchen Sachver¬
ständige zu bezeichnen.

Ueliergangstiestiimmmgen.
30. Die Landesregierungen werden Vorkehrung

treffen, daß mit der Abstempelung von Privatformu¬
laren zu Schlußnoten nach den Bestimmungen unter
Nummer 12« sowie mit dem Verkaufe gestempelter und
ungestempelter Formulare zu Schlußnoten und neuer Reichs¬
stempelmarken(Nr. 12u und 12p) vor dem 1. Oktober
1885 begonnen werden kann.

31. Vom 1. Oktober 1885 ab verlieren die bisherigen
gestempelten Formulare zu Schlußnoten und die bisherigen
Reichsstempelmarken(Centralbl. für das Deutsche Reich
1881 S . 286 und 287, 1882 S . 108 und 422) ihre
Gültigkeit; es ist mithin die weitere Verwendung derselben
einer Nichtverwendung gleich zu achten. Für die dann noch
im Besitz der Steuerpflichtigen sich befindenden Formulare
zu Schlußnoten und Reichsstempelmarken der bisherigen Art
wird die dafür entrichtete Stempelabgabe auf Anweisung
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der Direktivbehörde baar erstattet . Die Landesregierungen
bestimmen die Stenerstellen , bei welchen die Erstattung
unter Einreichung der unverwendbar gewordenen Formulare
und Marken zu beantragen ist . Sind die Stempelzeichen
oder die Formulare nicht unversehrt , so erfolgt die Erstat¬
tung der Abgabe nur dann , wenn von demselben noch kein
oder doch kein solcher Gebrauch gemacht ist , dem gegenüber
durch die Steuererstattung das fiskalische Interesse gefährdet
erscheint.

Der Antrag auf Erstattung muß bis zum 31 . März
1886 gestellt werden . Wird die Erstattung erst nach diesem
Termine beantragt , so erfolgt dieselbe nur dann , wenn die
rechtzeitige Beantragung nicht thunlich gewesen oder aus
entschuldbarem Versehen versäumt worden ist.
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Muster a.
Eingegangen am . 18,.
pIZ. des Anmeldungs-Registers.

. . des Hebe-Registers.
(Schwarzstempel.)

Anmeldung,
betreffend

die Nerkeurrmg besiehungsweisk Abstkmpktmlg von inländischen  Aktien, Kenten-
nnd Schuldverschreibungen nach dem Keichsgeseh«der dir Erhebung von

Reichssteinprlabgaben.
(Reichs-Gesetzbl. 1885 S . 179.)

Der Unterzeichnete beantragt die Abstempelung der anbei erfolgenden, umstehend
specificirten Werthpapiere und ist damit .einverstanden, daß dem Ueberbringer der unten
ausgefertigten Empfangsbescheinigunggegen Aushändigung derselben die abgestempelten
Werthpapiere zurückgegeben werden, sowie daß die Steuerbehörde zur Prüfung der Legi¬
timation des Ueberbringers dieser Empfangsbescheinigungzwar berechtigt, aber nicht
verpflichtet sein soll.

, den . ten . 18 ..

Des Aumetdenden ! und Zuname.
Des Änmeldenden ^ ^ (mort und Wohnung.

Empfangsbescheinigung.
Dis umstehend verzeichneten Werthpapiere sind der Unterzeichneten Steuerstelle

übergeben und werden nach erfolgter Abstempelung dem Ueberbringer dieser Empfangs¬
bescheinigung ausgehändigt werden. Die Steuerstelle behält sich das Recht vor , die
Legitimation des Ueberbringers dieser Empfangsbescheinigung zu prüfen, ist jedoch zu
einer solchen Prüfung nicht verpflichtet.

. , den . ten . 18 ..

(Firma , Unterschriften und Schwarzstempel der Steuerstelle.)
3



LaufendeNummer.

N a m e
und

W ohnart
des

Anmeldenden.

Der Werthpapiere

Gattung
(Benennung)

und .
Emittent.

Stück¬
zahl.

4 .

Bezeichnung nach

Serien-
Nnm-
mer
re.

Oittsra.

5. 6.

fort¬
laufen¬

den
Num¬
mern.

7.

Ort Datum
Nenn-
Werth.

der
Ausfertigung.

8. 9. 10.



Zu versteuern
ist für jedes

Stück:
a) der volle
Nennwert!)

von
oder

b) der Betrag
von

Mark.
11.

Betrag
der

Abgabe
für jedes

Stück

Mark.
12.

Darauf sind
anznrechnen:

a) landesgesetz¬
liche,

b) Reichsstem¬
pelabgaben

Mark.
13.

Mithin
noch zu
erheben

an
Abgaben
für jedes

Stück

Mark.
14.

Gesammt-
betrag

der
Abgabe

Mark.
15.

Es wird Be¬
freiung für
die Abgabe
beansprucht:

u) für wieviel
Stück?

d) aus welchem
Grunde?

Nähere Be¬
gründung
der Anga¬
ben in den
Spalten

11,13 und
16, sowie
sonstige
Bemer¬
kungen.

16. 17.
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Muster 1).
Eingegangend. 18.
^IZ. des Anmeldungs-Registers.

. des Hebe-Registers. '
(Schwarzstempel.)

Anmeldung,
betreffend

die Versteuerung beziehungsweise Abstempelung non ausländischen Aktien,
Kenten- und Schnldnerschreibungen nach dem Keichsgesetz über die Erhebung non

Reichsstemprlabgabcn.
(Reichs-Gesetzbl. 1885 S . 179.)

Der Unterzeichnete beantragt die Abstempelung der anbei erfolgenden, umstehend
specificirten Werthpapiere und ist damit einverstanden, daß dem Ueberbringer der unten
ausgefertigten Empfangsbescheinigung gegen Aushändigung derselben die abgestempelten
Werthpapiere zuriickgegeben werden, sowie das; die Steuerbehörde zur Prüfung der Legi¬
timation des Ueberbringers dieser Empfangsbescheinigungzwar berechtigt, aber nicht
verpflichtet sein soll.

, den . ten . 18 ..

Empfangsbescheinigung.
Die umstehend verzeichnet»; Werthpapiere sind der Unterzeichneten Steuerstelle über¬

geben und werden nach erfolgter Abstempelung dem Ueberbringer dieser Empfangsbeschei¬
nigung ausgehändigt werden. Die Stenerstelle behält sich das Recht vor, die Legitimation
des Ueberbringers dieser Empfangsbescheinigungzu prüfen , ist jedoch zu einer solchen
Prüfung nicht verpflichtet.

. , den . ten . 18 ..
(Firma, Unterschriften und Schwarzstempel der Steuerstelle.)
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8

D
Z

Name
und

Wohnort
des

Anmeldenden.

Der Werthpapiere

Gattung
(Benennung)

und
Emittent.

Stück-

zahl.

Bezeichnung nach Ort Datum

G Z

cS
der Ausfertigung.

i. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9.
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Rcnnwerth
der

Stücke

Zu ucrsteuern ist
u ) der volle Nennwerth

oder
1 ) eine Einzahlung von

Mark.

ZZH
§ Z L
K § Z>

Mark. 8Mithinsindnochzuer-

hebenfürjedesStück

Mark.

Bemerkungen>
nach

ausländi¬

scher
Währung.

nach

deutscher
Währung

Mark.

nach
fremder

Währung.

nach

deutscher
Währung

Mark.

10. 11. 12. 13. 14. 15>. 16. 17. 18.
I



!
i
!
i

! !



Must

Eingegangen den . 18
. des Anmeldungs-Registers.
. des Hebe-Registers.

(Schwarzstempel.)

Vorläufige Anmeldung,
daß fteinpelpstichtige inländische MertlMpiere zur Zeichnung aufgelegt werden oder in weiteren Einiahlungen ans

solche ansgefordcrt wird.
(K. 4 des Reichsgesetzes, betreffend die Erhebung von Reichsstempelabgaben, Reichs-Gesetzbl. 1885 S . 179.)

Des
Anmeldenden

Name
und

Wohnort.

Der Werthpapiere , auf welche sich die
Anmeldung in Spalte 6 bis 9 bezieht,

Es soll erfolgen
die

Die Zeichnung
bezw. Einzahlung

soll erfolgen

Gattung
und
Be¬

zeichnung.

Stiick-

. zahl.

Serie,
Littera

und
Nummern.

Nennwerth

Mark.

Auflegung
zur

Zeichnung.

Auf¬
forderung
zur Ein¬
zahlung

von
Mark.

an
welchen
Tagen.

bei
welchen

deutschen
Stellen.

Bemerkungen.

1. 2. 3. 3. 5. 6. 7. 8. 9. lO.



Schlußnote . ^IZ

. , den . 18

Schlußnote . M

. . den. 18

Von

m .

An.

in .

Gegenstand des Geschäfts:

Lieferungstermin per

Preis oder Kurs:

Werth des Gegenstandes:

Sonstige Bemerkungen:

Rl>

für die Verw

Stempel

eninmg von

marke».

Bon

An

m

Gegenstand des Geschäfts:

Lieferungstermin per

A Preis oder Kurs:

es

Werth des Gegenstandes:

Sonstige Bemerkungen:

Vermittelt durch:

in .

Vermittelt durch:

in.

000 000 000 000

Musterä.
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Muster s.
Eingegangen den . 18. .
./N . des Anmeldungs-Registers.
. i/' . des Hebe-Registers.

(Schwarzstcmpel.)

Anmeldung
zur

Adftrmpelnng von Formularen?n Schlußnoten durch die Keichsdrnckerei.
(Tarifnummer4 zum Reichsgesetz, betreffend die Erhebung von Reichs¬

stempelabgaben, Reichs-Gesetzbl. 1885 S . 179.)

Es sollen abgestempelt werden:

Name und Wohnort Steuer-
Nr. des

Anmeldendeu.
Stückzahl

der
Formulare.

zum
Abgabenbetrage

von

Betrag Bemerkungen.

Mark. Mark.
1. 2. 3. 4. 5. 6.



Muster L.
Eingegangen den . . 18.

. des Anmeldungs -Registers.

.M . des Hebe -Registers.

(Schwarzstempel .)

Anmeldung
zur

Nersteuerung für misliiiidische Lotterielmse.
(Tarifnummer 5 zum Reichsgesek , betreffend die Erhebung von Reichsstempelabgaben,

Rcichs -Gesetzbl . 1885 S . 179 .)

Tag
der

Anmel¬
dung.

Name
und Mahnung

des
Anmeldenden.

D e

Anzahl.

r einzelnen Laase

Preis einschließlich Schreib¬
geld rc. in

der fremden ^ deutscher
Währung.

Des Lvtterie -Unter-
nehmers Sitz , nähere

Bezeichnung , auch
Name und Wohnort
des Unternehmers.

Zeit
der Ziehung
der Laase.

Abgabenbetrng
u) im Einzelnen

und
d) in Summe.

Mark.

l. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8.
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Gesetzblatt
für das

Herzogthu m Oldenbue g.
— < >»>

XXVII . Band . (Ansgegebcn den 4. Octobcr t885 .) 32 . Ttücl.

Inh alt:

60 . Bekanntmachung der Ablösungs - Commission vom tt . Sep¬
tember 188b , betreffend die Preise der Naturalien und

Dienste , welche bei den nach dem 31 . December 1884 bis
zum Ablause des Jahres 1889 beantragten Ablösungen maß¬
gebend sind.

60.
Bekanntmachung der Ablösungs - Commission , betreffend die Preise der

Naturalien und Dienste , welche bei den nach dem 31 . December

1884 bis zum Ablaufe des Jahres 1889 beantragten Ablösungen
maßgebend sind.

Oldenburg , den 11 . September 1885.

In Gemäßheit des Art . 21 des Gesetzes vom 21 . April
1885 , die Ansmittelnng der Ablösungspreise der Naturalien
und Dienste betreffend , veröffentlicht die Ablösungs - Com¬
mission in der nachstehenden Tabelle:

I . die Preise der Naturalien,
II . die Preise der Lohnarbeit mit - Gespann und mit

der Hand,
III . die Preise des Fnhrlohns und des Botenlohns,

welche nach den Vorschriften jenes Gesetzes und der Ver¬
ordnung vom 11 . November 1859 , betreffend die Abände-
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rung dcs Gesetzes vom 21 . April 1855 , wegen Ansmitte¬
lung der Ablvsungsprcisc der Naturalien und Dienste,
ermittelt und im Herzogthum Oldenburg bei den Ablösungen
maßgebend sind , welche nach dem 31 . December 1884 bis
zum Ablauf r)es Jahres 1889 beantragt werden.

Die festgestcllten Preise gelten für das ganze Hcrzvg-
thum.

Nachrichtlich wird bemerkt:
I . Zur Erleichterung der Ermittelung des Ablösnngs-

capitals:
1 . Bei Berechnung dcs Ablösungscapitals wird der

Geldwcrth des Gegenstandes der abznlösenden
Berechtigung zu Grunde gelegt . Dieser Geldwerth
besteht:

sh bei den Naturalien (Ziffer I . der Tabelle)
in dem vollen Betrage,

b ) bei den Diensten unter Ziffer 72 der Ta¬
belle in zwei Dritteln,

o) bei den Diensten unter Ziffer 73 und 74
der Tabelle in drei Merteln,

cl) bei den Diensten unter Ziffer 75 , 76 , 77,
78 und 79 der Tabelle in dem vollen Be¬

trage
der festgesetzten Preise . Bei denjenigen Reise-
diensten <Nr . 75 und 76 ) jedoch , welche zum
Verfahren von Sachen bestimmt find , und bei
welchen der Betrag dessen , was Verfahren werden
muß , nicht feststcht , besteht der Geldwerth in drei
Fünfteln der fcftgestellten Preise.

Der Geldwerth ist bei Nr . 72 , 73 und 74
neben den Preisen angegeben.

2 . Zur Ermittelung dcs Reinertrags werden von
dem Geldwcrthe

s .) der Naturalien , die im Art . 32 dcs Ent-
schädignngsgcsetzes Vvm 14 . October 1849,
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6 ) der Dienste , die im Art . 77 des Entschädi-
gnngsgesetzes

aufgeführlen Gegenleistungen und Kosten abge¬
zogen , wenn und soweit solche dem Berechtigten
zur Last fielen und (bei den Diensten ) bei der Fest¬
stellung der Preise nicht schon berücksichtigt sind.

3 . Das Ablösungscapital besteht — wenn und so¬
weit der Betrag des Capitals vor der Erlassung
des Ablösnngsgesetzes vom 11 . Februar 1851
durch Vertrag oder Entscheidung nicht bestimmt
ist — nach Berschiedenhcit der im Art . 16 und
Art . 29 jenes Gesetzes angegebenen Falle , in dem
lOfachen , oder dem 20fachcn , oder dem 25fachen
Betrage des Reinertrags.

4 . Bei der Ermittelung des Ablösnngseapitals für
diejenigen Dienste , welche weder nach Tagen be¬
stimmt sind , noch in Reise - oder Boten - Diensten
bestehen , kommen die festgestellten Preise und die
unter Ziffer I . I ». o . ä . angegebenen Grundsätze
nicht zur Anwendung , sondern erfolgt die Ermitte¬
lung nach den dcsfülligen Vorschriften des Ab¬

lösungsgesetzes vom 11 . Februar 1851 , beziehungs¬
weise des Entschädigungsgesetzes vom 14 . October
1849.

II . Die Größe des Oldenburger Scheffels und der in
den verschiedenen Theilen des Herzogthums üblichen
Fruchtmaaße ist in der Ministerial -Bekanntmachung
vom 2 . Juli 1869 (Gesetzblatt Band 21 xg .A. 69)
bestimmt . Die hiernach sich ergebenden Maaß - und
Preisverhältnisse sind in der nachstehenden Tabelle
enthalten.



Fruchtmaaß und Preisverhältnitz.

Oertliches Maaß.

Scheffel ä Kannen.

Ablösungspreise für den örtlichen Scheffel

In den Orten Gleich Liter. Weizen.

^

Roc

^5.

^en.

^!

Gerste. Ha er. Boh

^5.

neu.

Oldenburg, auch Wilhelmshaven 1 Scheffela 16 22,803 3 29 2 55 2 00 1 33 2 85
Delmenhorst. l Scheffelä 18 26,003 3 7b 2 91 2 28 1 52 3 25
Vechta, Lohne, Steinfeld , Dink¬

lage, auch Emsteck und Cappeln 1 Scheffelä 18 26,807 3 87 3 00 2 35 1 56 3 35
Damme. 1 Scheffelä 20 28,703 4 14 3 21 2 52 1 67 3 59
Cloppenburg. 1 Scheffels, 16 25,716 3 71 2 88 2 26 1 50 3 21
Löningen, auch Friesoythe und

Molberqen*) . 1 Vierup ä. 36 47,786 6 89 5 34 4 19 2 79 5 97
Jever. 1 gestrichener

Scheffel ä 22 30,889 4 46 3 45 2 71 1 80 3 °86
Jever. 1 gehäufter Scheffel

' L 262/s**) 37,067 5 3b 4 15 3 25 2 16 4 63

*) In Löningen und Friesoythe soll neben dem Vierupsmaaß ein Scheffelmaaß Vorkommen, welches kleiner ist
als jenes.

**) Die Größenangabe beruht auf von der Ablösungs-Commission eingezogene Erkundigungenund wird solche in
Anwendung gebracht werden, soweit nicht ein anderes Verhältnis; vereinbart oder begründet wird.



231

III . Hinsichtlich der Gcwichtsverhältnisse wird die Ablö¬
sungs -Commission auf Grundlage der gesetzlichen Be¬
stimmungen annchmen:

1 . das in Oldenburg bis 1836 gebrauchte alte

Pfund sei gleich . . . 33 Lvth Kölnisch,
2 . das von 1836 bis 1857

verordnete Zoll - und Han¬
delspfund sei gleich . . 32 „ „

3 . das in Jeverland gebräuch¬

liche svg . schwere Pfund
sei gleich . 36 „ „

und hiernach das Verhältnis ; dieser Gewichte zu den

durch die Maas ; - und Gcwichtsvrdnnng für den
Norddeutschen Bund Vvm 17 . August 1868 einge-

sührten Gewichte , für welches jetzt die Ablösungs-
Preise festgesetzt sind , dahin berechnen , das;

50 Kilogramm gleich sind 104 Pfund alt Olden¬
burger Gewicht,

50 Kilogramm gleich sind 107 Pfund Zoll - und

Handelsgewicht,
7 Kilogramin gleich sind 15 Pfund Zoll - und

Handelsgewicht,
50 Kilogramm gleich sind 95 Pfund jeversches

Gewicht,

10 Kilogramm gleich sind 19 Pfund jeversches
Gewicht.

Oldenburg , den 11 . September 1885.

Ablösungs - Commission für das Her ;ogthum Oldenburg.
S elkmatt n.

Wiepken.
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I . Preise der Naturalien.
(Das angegebene Maaß ist das frühere Oldenbnrger (1 Scheffel gleich
22,803 Liter, 1 Kanne gleich l,32b Liter) ; das angegebene Gewicht das
durch die Maaß - und Gewichtsvrdnmig vom l7 . Angnst 1868 einge-

snhrte Gewicht).

Ordn.-
Nr. G e g e n st a n d.

Pre ise
4

1 Weizen. L Scheffel 3 29
2 Rocken. 2 55
3 Gerste, Sommer - . . . . 2 00
4 Hafer, Futter - . 1 33
5 Bohnen, Feld- . 2 85
6 Erbsen, Feld- . 2 75
7 Gerste, Winter- . . . . 2 00
8 Mengkorn vonGerste n.Hafer 1 30
9 Buchweizen. 1 60

10 Hafcrmalz. 1 10
11 Geestcnmalz. 1 58
12 Kartoffeln. 0 55
13 Rappsaamen. 3 75
14 Rübsaamcn. 3 35
15 Senfsaamen. ä Kanne 0 23
16 Leinsaamen. „ 0 20
17 Hopfen. 0 30
18 Flachs:

a) gehechelter, reiner . . 0 45
d) nngehechelter in Bündeln „ 0 34
o) roher. Nehmet von

20 Lvthen 0 95
19 Hanf , ungehechcltcr . . . ü ^2  IrA 0 27
20 Heu. ä 500 lrZ 12 00
21 Klee, grüner. 2 25
22 Weißftrvh (Futter ) :

a) auf der Geest . . . . 10 00
d) in der Marsch . . . „ 6 00
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Ordn.-
Nr. Gegen st a n d. Prc ise.

4

23 Dachstroh , in Schüfen:
n) auf der Geest . . . . ä 500 IrZ 12 00

d) in der Marsch . . . „ 8 00
24 Bohnen - und Erbsenstroh . „ 6 00
25 Buchwcizenstroh . . . . „ 2 00
26 Getreide in Garben:

a) Weizcngarben . . . . ä Garbe 0 16

d) Nvckengarben . . . . „ 0 11

o) Gerstengarben . . . „ 0 08

ck) Hafergarben . . . . 0 07
27 Grütze:

n) Gersten - und Hafergrütze n Kanne 0 20

5) Buchweizengrütze . . . „ 0 20
28 Schwarzbrod. n Hs IrA 0 06
29 Feinbrvd. 0 08
30 Butter:

n) auf der Geest . . . . 0 60

d) in der Marsch . . . 0 70
31 Käse:

n) magerer. 0 10

5) fetter und Krautkäse 0 20
32 Milch. n Kanne 0 10
33 Eier. n Stück 0 04
34 Rindfleisch. n /̂s IrZ 0 35
35 Schaf - und Hammelfleisch . „ 0 20
36 Schweinefleisch. 0 30
37 Speck (frischer) , und Seiten-

speck ohne Schinken . . . 0 37
38 Speckseiten mit anhängcndcn

Schinken . 0 35
39 Schinken:

n) frischer. 0 40

d) geräucherter . . . . 0 50
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Ordn.-
Nr. G e g c n st a n d.

Pre ise.
s

40 Mettwürste
a ) frische. s V2 IrZ 0 40

5 ) geräucherte. „ 0 50
41 Schwcinskvpf:

I . wenn das zu liefernde Ge-
- wicht fcststeht:

s ) für einen langgcschnitte-
nen , d. h. so lang ge¬
schnitten , als das auf
dem Nacken umgelegte
Ohr reicht ' . . . . 0 24

d ) für jeden anderen . . „ 0 16

II . wenn das zu liefernde Ge¬
wicht nicht feststeht:
s ) für einen langgeschnitte-

nen . . . . . . s Stück 3 75

df für einen jeden anderen 2 00

42

für einen halben Kopf
die Hälfte der unter
Ziffer II s . und b . be¬
stimmten Preise.

Schweinsripfien. s chs IrA 0 20
43 Schweinsrücken. 0 20

43s,. Fette Gänsebrüste . . . . s Stück 1 00
44 Ochsen- und Kuhzungen .' . 1 00
45 Rinder. 40 00
46 Schweine:

s ) magere. 15 00

d ) fette. s 50 leg' 35 00

47 Ferkeln:
s ) sechswöchige . . . .

Schlacht¬
gewicht.

s Stück 6 00
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Ordn.-
Nr. G e g e n st a n d.

Preise.

5) dreimonatige . . . . ü Stück 10 00
v) fünfmonatige . . . . 15 00

48 Schafvieh , in den Geestdi-
strieten:

1. Widder (Schafböcke) . 3 50
2 . Hammel:

a) magere. 4 00
d ) fette. 8 00

3. Mutterschafe . . . . „ 4 00
4. Lämmer. „ 1 50

49 Hühner und Hähne . . . 0 40
50 Junge Hühner und Hähne

(Küken) . 0 20
51 Gänse:

a) magere . . . . . . 1 50
lo) fette. „ 3 00

52 Enten. 0 50
53 Aale. 0 25
54 Kleine Aale. ä Stiege 0 20
55 Bienen. L .Korb 4 00
56 Wachs. 1 00
67 Brennholz , in den Gecstdi-

strieten:
a.) buchen Scheitholz , für den

Klafter von 90 Kubikfuß 7 50
lo) buchen Rundholz , für ein

zweispännigcs Fuder . . 3 00

o) anderes Brennholz , für
den Klafter . . . . 4 50

58 Hopfenstangen , in den Geest-
districten:

a) von Ellern . . . . ä Schock 2 00

«.5) von Fuhren . . . . „ 2 50



Lrdn.-
Rr. Gegenst a n d.

Prc
4L

se.
4

59 Bohnenstangen , in den Geest-
districten. ä Schock 1 30

^ 60 a) Haidckraut (Streuhaide ),
für ein zweispänniges Fuder 2 25

5) Haide (Forst -, Deck- oder
Zaun -) für ein zweispän-
niges Fuder . . . . 3 00

61 Ein Kuhstrick von Hanfheede
oder Flachsheede . . . . 0 13

62 Wagenstränge (Pferdesträngc)
von Hanf. ä Stück 0 25

63 Für das Halten eines Stiers,
wenn der Verpflichtete weder
ein Sprnnggcld noch eine
andere Vergütung genießt,
jährlich. 75 00

64 Für das Halten eines Ebers,
unter gleichen Verhältnissen,
jährlich. 15 00

65 Für die Sommerweide:
a) eines Schweines . . . 4 75

6 ) einer San mit Ferkeln,
wenn diese bis zum Alter
von 3 Monaten mitweiden
können. 8 00

66 Für die Sommerweide eines
Kalbes:
a) auf Marschland . . . 12 00

d) auf Geest- oder Moorland — 5 00
67 Für die Sommerweide eines

Rindes:
a) ans Marschland . . . 20 00

d) anfGeest - oder Moorland ^ 9 00



Ordn.-
Nr. Gegenst a n d.

Pre ise.
4

68 Für die Sommcrwcidc einer
Kuh:
a.) auf Marschland . . . 40 00
d) auf Geest- oder Mvvrland — 15 00

69 Für die Svmmcrwcide auf
Movr- oder Geestland:
a) einer Gaus . . . . 1 25
b) einer Gans mit ihren

Küken. 9 00
70 Für die Winterfütterung:

a) eines Schweines . . . 6 00
6) eines Kalbes . . . . — 9 00
v) eines Rindes . . . . — 9 00
el) einer Kuh. — 15 00

71 Leinsäen für den Berechtigten
auf pflichtigem Lande: für
jeden zu säenden Scheffel
Leinsaamen. 7 00
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II . Preise der Lohnarbeit mit Gespann und mit
der Hand.

Ordn.-
Nr. G e g e » st a ir d. Preise. Geldwerth.

72

Wenn die Leistung nach Tagen
bestimmt ist:
I . Wenn der Verpflichtete selbst

die erforderlichen Geschirre
und Geräthschaften, Wagen,
Pflug , Sense, Spaten in s. w.
halten muß:

für ein Gespann von 2 Pfer¬
den und mit einem Mann
für den Tag:
1. wenn der Verpflichtete

am Abend zu Hause
kommen kann:
a.) bei eigener Kost und

Fütterung. . . . 4 50 3 00

b>) bei freier Kost und
Fütterung . . . . 3 00 2 00

Für jedes Pferd mehr
wird für den Tag hin¬
zugerechnet:

a) bei eigener Fütterung 1 63 1 09

ich bei freier Fütterung 1 13 0 75

Für jeden Mann mehr
wird hinzugerechnet für
den Tag:

a) bei eigener Kost . . 0 75 0 50

l») bei freier Kost . . 0 42 0 28

2. wenn der Dienst an
mehreren Tagen nach ein¬

ander geleistet werden



muß , in der Art , daß
der Verpflichtete mit
dem Gespann die Nacht
außerhalb seiner Woh¬
nung bleiben muß:

bei eigener Kost und
Fütterung für den
zweiten und jeden fol¬
genden Tag:
a ) für das Gespann

von 2 Pferden und
mit einem Mann

lchfür jedes Pferd
mehr geht hinzu .

ch für jeden Mann
mehr geht hinzu .

II . Wenn der Berechtigte den
Wagen und die sonstigen Ge-
räthschaften stellen mnß , so

. ist von dem unter Ziffer I.
für den Dienst bestimmten
Preisen für jeden Tag 50 ^
abzuziehen.

III . Wenn der Berechtigte Kost
nnd Fütterung geben muß,
oder der Verpflichtete dafür
eine Vergütung erhält , so sind
von den unter Ziffer 1 , 2 für
den Dienst bestimmten Prei¬
sen für jeden Tag 1 50
abzuziehen.

Für Gras - oder Korumähen,
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Ol 'dtt . '
Nr. Gegen st a n d.

74

Torfgraben und Grabenaus-
lversen (Schloten ) :

1 . bei eigener Kost . . .

2 . bei freier Kost . . . .

Für alle sonstigen Handdienste
(insbesondere auch , wenn die

Art der zu leistenden Dienste
überall nicht bestimmt ist ) :

I . der Männer für jeden Tag:
1 . im Sommer (vom 1. April

bis 1 . November ) :

o.) bei eigener Kost . . .
4>) bei freier Kost . . . .

Preise. Geldwerth.
^5. 4

1
0

13
60

0 85
0 45

0 84
0 39

0 63
0 29

2 . im Winter:

n ) bei eigener Kost . . .
d ) bei freier Kost . . . .

II . der Frauen , ohne Rücksicht

auf die Jahreszeit , für jeden

Tag:
1 . bei eigener Kost. . .
2 . bei freier Kost . . .

0 63
0 26

0 47
0 20

0 47
0 21

0 35
0 16
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III Preise des Fuhr - und Botenlohns.

G e g e ii sta n d.

75 Bei nach Tagen bestimmten Reisefnhren,
wenn der Verpflichtete Wagen, Geschirr
und stnistige Geräthschaften selbst halten

Ordn.-
Nr.

mupi
1. wenn die Reise in einem Tage ge¬

macht werden kann:
für ein Gespann von 2 Pferden
und mit einem Mann für sede»
Tag:
n) bei eigener Kost und Fütterung
1») bei freier Kost und Fütterung
für jedes Pferd mehr geht hinzu
für jeden Tag:
n) bei eigener Fütterung. . .
d) bei freier Fütterung . . .
für jeden Mann mehr geht hinzu
für jeden Tag:

bei eigener Kost . . . .
d> bei freier Kost.

2. wenn die Reise hin und zurück in
einem Tage nicht gemacht werden
kann und daher der Pflichtige mit
dem Gespann die Nacht außer sei¬
ner Wohnung znbringen muß:
bei eigener Kost und Fütterung
für den zweiten und jeden fol¬
genden Tag:
n) für das Gespann von 2 Pfer¬

den und mit einem Mann .
d) für jedes Pferd mehr geht hinzu
v) für jeden Mann mehr geht

hinzu .

4
0

50
00

1 70
1 20

0 80
0 45

12 00
4 00

2 00



Ordn .-
Nr.

76

G e g c u st a n d.

Bei nach der Ortsentfernnng bestimmten
Reisedieusten , wen » der Pflichtige selbst
Wagen , Geschirr und sonstige Gerüth-
schäften halten und Kost und Fütterung
tragen muß:

1 . bis zu einer Ortsentfernung von
3 Oldenburger Postmeilen , für jede
Meile der Entfernung des Orts:

n) für ein Gespann von 2 Pferden
und mit einem Mann . . .

dl für jedes Pferd mehr geht hinzu
6 > für jeden Alaun mehr geht hinzu

2 . bei einer Ortsentfernung über 3
Meilen , für die vierte und jede
folgende Meile der Entfernung:

n ) für ein Gespann von 2 Pfer-

Preise.

2
1
0

00
00
50

77

den und mit einem Mann .

d ) für jedes Pferd mehr geht hinzu
o) für jeden Mann mehr geht hinzu

I . Wenn bei den unter Nr . 75 und 76

gedachten Diensten der Berechtigte den
Wagen , das Geschirr und die sonstigen
Geräthschaftcn halten muß , oder der
Verpflichtete nur Vorspann zu leisten
hat , so sind von den unter Nr . 75
und 76 bestimmten Preisen abzu¬
rechnen :

a ) bei nach Tagen bestimmten Dien¬
sten für jeden Tag . . . .

d ) bei nach Meilen bestimmten Dien¬
sten für jede Meile . . . .

II . Wenn bei den unter Nr . 75 Zif¬
fer 2 und Nr . 76 gedachten Dien-

2 50
1 25
0 50

0 50

0 18



243

Lrdn.-
Rr. Gege n sta n d. Preise.

c//L 4

sten der Berechtigte Kost und Fütte¬
rung tragen, oder dem Verpflichteten
dafür eine Vergütung entrichten muß,
so sind von den unter Nr. 75 Ziffer2
und Nr. 70 bestimmten Preisen ab¬
zuziehen:

a) bei den nach Tagen bestimmten
Diensten für jede 24 Stunden .

b) bei den nach Meilen bestimmten
Diensten für jede Meile der Ent-

1 50

78

79

fernung.
Für Botengehen, einschließlich der dabei

vorkommendcn Verrichtungen, z. B . das
Tragen von Sachen:

1. wenn der Verpflichtete sich selbst
beköstigen muß:

a) bei nach Tagen bestimmteil Dien¬
sten für jeden Tag . . . .

Io) bei nach der Ortsentfernung be¬
stimmten Diensten für jede
Meile der Entfernung. . .

2. wenn der Berechtigte die Zehrungs¬
kosten trage», oder dem Verpflichteten
dafür eine Vergütung entrichten muß,
so sind von den unter Ziffer1 an¬
gegebenen Preisen abzuzichen:
a) bei nach Tagen bestimmten Dien¬

sten für jeden Tag . . . .
d) bei nach der Ortseiitferiiung be¬

stimmten Diensten für jede
Meile.

Für Brieftragen die unter Ziffer 78 be¬
stimmten Preise.

0 50

1 00

0 30

0 50

0 18





Gesetzblatt
für das

Herzogthrrrn Oldenburg.

UVII . Band. (Ausgegeben den 11. Oktober 1885.) 33. Stück.

Inhalt:

61 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 26 . Septem¬
ber 1885 , betreffend Aenderung der Ministerialbekanntma¬
chung vom S. Mai 1882, wegen des Heide- und Moorbren¬
nens im Herzogthum Oldenburg . »

M 62 . Bekanntmachung des Staatsministeriums , Departement des
Innern , vom 8. October 1885, betreffend die Unfallversiche¬
rung für den Betrieb der Eifenbahn -Berwaltung.

.N 61.

Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Aenderung der
Ministerialbekanntmachung vom S. Mai 1882 , wegen des Heide-
und Moorbrennens im Herzogthum Oldenburg.

Oldenburg , 1885 September 26.

Der Z. 1 Absatz1 der Bekanntmachung des Staats¬
ministeriums vom 9. Mai 1882, betreffend das Heide- und
Moorbrennen im Herzogthum Oldenburg, wird mit Höchster
Genehmigung dahin geändert, daß das Abbrennen des
Heidekrauts und das Moorbrcnnen auf allen im Herzog¬
thum Oldenburg belegenen Heide- und Moorflächen nur
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Während der Zeit vom 1. Juni bis' zum 15. September
einschließlich verboten ist.

Oldenburg, 1885 September 26.

Staatsmimsterium.

Departement des Innern.

Jansen.

v. Rössing.

^ 62.
Bekanntmachung des Staatsministeriums, Departement des Innern,

betreffend die Unfallversicherung für den Betrieb der Eisenbahn-
Verwaltung.

Oldenburg, 1885 October 8.

Zur Ausführung der 88- 2 bis 10 des Gesetzes über
die Ausdehnung der Unfall- und Krankenversicherung vom
28. Mai 1885 (Reichsgesctzblatt Seite 159) wird für
den Betrieb der Eisenbahn-Verwaltung Folgendes be¬
stimmt:

1. die Geschäfte der Ausführungsbehördewerden von
der Eisenbahn-Dircction in Oldenburg für die ihr
untergeordneten Dienstzweige wahrgenommen; dieser
Behörde liegt insbesondere auch die Feststellung der
Entschädigungen für die durch Unfall Verletzten
und für die Hinterbliebenen der durch Unfall Ge-
tödteten ob,

2. die auf Grund des §. 109 des Unfallversicherungs¬
gesetzes vom6. Juli 1884 (Rcichsgesetzblatt Seite 69)
gemäß den Bestimmungen in den 8Z. 45, 51 bis 56
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von den Ortspolizeibehörden wahrzunehmenden
Functionen werden für die Betriebe der Eisenbahn-
Verwaltung dem Eisenbahn-Betriebsinspector bezw.
den Maschinen- und Bezirks-Jnspectoren über¬
tragen.

Oldenburg, 1885 October 8.

Staatsministerium.
Departement des Innern.

Jansen.

v. Rössing.





Gesetzblatt
für das

Hevzogthum Oldenburg.

XXVII . Band . (Ausgegeben den 1-1. October 1885 .) 34 . Stück.

Inhalt:

^tZ 63 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 30 . Septem¬

ber 1885 , betreffend die gerichtlichen Hinterlegungen.

M 63.

Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die gerichtlichen

Hinterlegungen.

Oldenburg , 1885 September 30.

Da mit dem 1 . Januar 1886 die zur Zeit geltenden

Depositen - Ordnungen aufgehoben und durch eine neue

Hinterlegungs -Ordnung ersetzt werden , so werden die mit

dem 1 . Januar 1886 in Kraft tretenden desfälligen neuen

Bestimmungen , soweit dieselben für das Publikum von In¬

teresse sind , nachstehend zur öffentlichen Kunde gebracht:

Z. 1 . Vom 1 . Januar 1886 an erfolgen die gericht¬

lichen Hinterlegungen (mit Ausnahme der Kostenvorschüsse
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im gerichtlichen Verfahren ) nur bei den Amtsgerichten und

zwar bei dem Amtsgericht Oldenburg auch in den zur Zu¬

ständigkeit des Landgerichts und Oberlandesgcrichts ge¬

hörigen Sachen . Art . 5 des Gesetzes vom lO . April 1879,

betreffend die Einführung des Gcrichtsverfafsungsgesetzes

für das Deutsche Reich vom 27 . Januar 1877 und die

gleichzeitig mit demselben in Kraft tretenden Reichsgesetze

(Gesetzblatt Bd . 25 331 ) und Gesetz vom 5 . Dccembcr

1884 , betreffend den gedachten Artikel 5 (Gesetzblatt Bd . 27

pnA . 83 ) .
Wo das Amtsgericht aus mehreren Abteilungen ber

steht , wird das Hintcrlegungsgeschäft einer Abtheilung An¬

gewiesen werden.
In den an dem gedachten Tage beim Depositum des

Landgerichts anhängigen Sachen behält es bis zu deren

Erledigung bei dem bisherigen Verfahren sein Bewenden.

ß . 2 . Das Hintc ^ egungsgeschüft wird zum Theil von

dem Amtsrichter und Gerichtsschrciber gemeinschaftlich , zu " '

Theil vom Gerichtsschrciber allein wahrgenommcn.
tz. 3 . Vom Amtsrichter und Gerichtsschrciber gemein¬

schaftlich sind folgende Gegenstände entgegen zu nehmen:

1 . baarcs Geld;
2 . Kostbarkeiten;
3 . auf den Inhaber lautende Papiere , auch wenn sie

außer Kurs gesetzt sind;

4 . Urkunden , auf welche ohne Prüfung der Legiti¬

mation Zahlung geleistet werden kann (Sparkassen-

büchen , Bankscheine und dergl .) oder bezüglich deren

wegen ihrer besonderen Wichtigkeit das mit der

Sache befaßte Gericht solche Hinterlegung besonders

angeordnet hat , und

5 . Bescheinigungen über an anderen Stellen erfolgte

Hinterlegungen.
Vom Gerichtsschreiber allein werden Urkunden , soweit

sie vorstehend nicht bezeichnet find , angenommen.
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tz. 4 . Der Hinterleger hat bei der Hinterlegung ein

Hinterlegungsgesuch in 2 Exemplaren zu überreichen . Das

Gesuch muß enthalten:
1 . Name » , Stand oder Gewerbe und Wohnort des

Hinterlegers und falls die Hinterlegung in dessen Vertretung

von einer anderen Person bewirkt wird , Namen , Stand

oder Gewerbe und Wohnort auch dieser Person.

- 2 . ein genaues und vollständiges Verzcichuiß der zu

hinterlegcnden Gegenstände ; Werthpapiere sind hierbei nach

ihrem Namen , der Nummer , dein Jahre der Ausstellung,

dem Nominalbeträge , der Münzsorte , dem Zinsfuß , dem

Tage der Fälligkeit der Zinsen oder Dividenden , unter An¬

gabe der mit hinterlegten Zins - oder Dividcndenscheinc und

Talons zu bezeichnen ; Schulddocumentc aber mit einem

die etwaige Jngrossation bezeichnenden Zusatze nach Namen

des Ausstellers , Ort und Zeit der Ausstellung , Betrag,

Zinsfuß und Fälligkeitstermin zu verzeichnen.

3 . die bestimmte Angabe der Veranlassung zur Hinter¬

legung und sofern die Rechtsangclegcnheit , zu welcher die

Hinterlegung erfolgt , bei einer Behörde anhängig ist , ins¬

besondere auch die Bezeichnung der Sache und der Behörde.

Wird die Hinterlegung auf Grund einer Entscheidung oder

Anordnung der für die Rcchtsangelegcnhcit zuständigen Be¬

hörde beantragt , so ist , wenn dasselbe Amtsgericht diese

Behörde ist , eine Bezugnahme auf die betreffenden Akten

hinzuzufügen , sonst aber eine Ausfertigung oder Abschrift

der Entscheidung oder Anordnung anzulegen.

Soweit thuulich , ist auch die Person , an welche die

Rücklieferung erfolgen soll , nach Namen , Stand oder Ge¬

werbe und Wohnort zu bezeichnen.

In Vormundschaftssachcn ist an Stelle des Hinter¬

legungsgesuchs lediglich ein Verzeichniß der zu hiuterlegendeu

Gegenstände in doppelter Ausfertigung cinzurcichcn . Zu

dem Verzeichnis ; ist der von den Amtsgerichten kostenfrei

zu liefernde Vordruck zu verwenden . Etwaige später in
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derselben Vormundschaft zu hinterlcgende Gegenstände sind
in dasselbe Verzeichnis ; unter der daraut ertheilten Em¬
pfangsbescheinigung (8 - 6 ) einzutragcn ; reicht dasselbe nicht
aus , so ist ein neuer Bogen anznheften.

Bei Anfertigung des Hintcrlegungsgesnchs bezw . des
Verzeichnisses hat der Gerichtsschreibcr dem Hinterleger auf
Verlangen behülslig zu sein.

8 . 5 . Verschlossene oder Versiegelte Gegenstände können
nicht hinterlegt werden . Wenn aber nicht beabsichtigt wird,
daß das Hinterlegte thcilweise znrückgcliefert werden soll,
so kann aus Verlangen das den Hinterlegungsbeamtcn Vor¬
gezeigte resp . Borgczählte vom Hinterleger mit seinem Pet¬
schaft und zugleich in Gegenwart des Hinterlegers mit dem
Gerichtssiegel versiegelt und so in Verwahrung genommen
werden.

K. 6 . Nach erfolgter Hinterlegung ist dem Hinterleger
auf dem einen Exemplar des Hinterlegungsgesuchs bezw.
des Verzeichnisses eine Bescheinigung über dieselbe zu cr-
theilcn . Diese Bescheinigung ist bezüglich der im 8 - 3
Abs . 1 unter Ziffer 1 bis 5 bezeichneten Gegenstände von
dem Amtsrichter und dem Gerichtsschreiber bezüglich der
von deni Gerichtsschreiber allein wahrzunehmenden Hinter¬
legungen von diesem zu unterschreiben und in beiden Fällen
mit dem Gerichtssiegel zu versehen.

Der Hinterleger hat darauf zu achten , daß ihm die
hier vorgeschriebene Empfangsbescheinigung cingehändigt
wird , widrigenfalls die Hinterlegung nicht als ordnungs¬
mäßig erfolgt angesehen werden kann.

8 - 7 . Hinterlegte Werthpapiere auf Inhaber werden
durch das Amtsgericht nur auf Antrag außer Kurs gesetzt.
Bezüglich der in Vormundschaften hinterlegten Inhaber-
Papiere verbleibt es jedoch bei den getroffenen Anordnungen
(vergl . Ministerial -Bekanntmachung vom 22 . Mai 1883,
Gesetzblatt Bd . 26 Seite 571 ) .



Die Hintcrlcgnngsbeamtcn sind nicht verpflichtet:
1 . die Ansloosung oder Kündigung der hinterlegten

Werthpnpiere zn überwachen;
2 . für die Einziehung neuer Zins - oder Dividcndcn-

scheine oder der Beträge fülliger Zins - oder Divi-
dcndenfcheine von Nmtswegcn zn sorgen.

Z. 8 . Die Auslieferung hinterlegter Gegenstände er¬
folgt nur auf Grund einer Entscheidung oder Anordnung des¬
jenigen Gerichts , welches mit der Sache , zu welcher die
Hinterlegung geschehen , befaßt ist . In Vormundschafts-
sachcn können jedoch den Vormündern fällige oder in den
nächsten 6 Monaten füllig werdende Zins - oder Divi-
dendcnscheine , sowie solche Talons ohne Verfügung des
obervvrmundschaftlichen Gerichts zurückgegcben werden.

8 . 9 . Nach erfolgter Aushändigung hat der Empfän¬
ger in der vorgeschriebenen , ihm von den Hinterlegnngs-
bcamtcn bekannt zn machenden Weise über dieselbe Quittung
zu ertheilen und bezüglich der im 8 > 3 Abs . 1 Ziffer 2 und ff.
bezeichnten - Gegenstände die Hinterlegungsbcscheinigung
(8 - 6 ) zurückzuliefern bezw . bei theilweiser Rücklieferung
zur Eintragung der erforderlichen Vermerke Vvrzulegen.

8 . 10 . Die Hinterlcgungsgcbühren (Ziffer 44 der
Taxe der Gebühren in bürgerlichen Rechtssachen , Ges .-S.
Bd . 16 S . 332 ) sind gleich bei der Hinterlegung baar zu
entrichten.

Oldenburg , 1885 September 30.

Staatsministerium.

Departement der Justiz.

Tappenbeck.
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tZ 64 . Bekanntmachung des Staatsmlnisteriums vom 17 . Oktober

1885 , betreffend Verhütung von Beschädigungen der in
der Telegraphenlinie von Barßel nach Ramsloh durch die
Soests , den Hunte -Ems -Kanal und das Sagter Tief aus¬
gelegten Telegraphenkabel.

64.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Verhütung von

Beschädigungen der in der Telegraphenlinie von Barßel nach
Ramsloh durch die Soests , den Hunte - Ems -Kanal und das Sagter
Tief ausgelegten Telegraphenkabel.

Oldenburg , den 17 . Oktober 1885.

Bei der Anlage einer Telegrnphenlinie von Barßel
nach Ramsloh sind durch die Soeste , den Hunte -Ems-
Kanal und das Sagter Tief Tclcgraphenkabel ausgelcgt
worden.

Das Kabel in der Soeste liegt 6,3 nr südlich der
Drehbrücke bei Barßel , das Kabel im Hunte -Ems -Kanal
30 na südlich von der Zugbrücke im Wege von Barßel nach
Bollingen und dasjenige im Sagter Tiefe 5,5 na südlich
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Von der Zugbrücke im Wege von Bötlingen nach Strück¬
lingen. In der Nähe der Kabel sind an den Ufern
der Wasserzüge Warnungstafeln mit der Aufschrift„Tele¬
graph" aufgestellt worden.

Zur Verhütung von Beschädigungen dieser Telegraphcn-
label wird hiermit auf Grund des Artikels9 , Z. 6 des
Gesetzes vom 5. December 1868, betreffend die Organisation
des Staatsministeriums re., verboten, in den Wasserzügen
zwischen den aufgestellten Warnungstafeln Anker zu werfen
oder nachschleppen zu lassen, oder Schiffe mittelst Ein¬
setzens von Stangen sortzuschieben.

Uebertretungen dieses Verbots werden, wenn nicht eine
Strafbestimmung des Strafgesetzbuchs zur Anwendung kommt,
mit Geldstrafe bis zu 150 ^ bestraft.

Oldenburg, 1885 October 17.

Staatsministerium.
Departement des Innern.

Jansen.

v. Rössing.
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65 . Verordnung für das Herzogthnm Oldenburg , vom 6. Novem¬
ber 1885 , betreffend Aenderung der Grenzen zwischen den
Gemeinden Hatten und Huntlosen und den Gemeinden War¬
denburg und Huntlosen.

66 . Bekanntmachung des katholischen Oberschulcollegiums zu
Vechta , vom 10 . November 1885 , betreffend das revidirte
Regulativ für die Organisation der katholischen Schul¬
gemeinden.

65.
Verordnung für das Herzogthum Oldenburg , betreffend Aenderung der

Grenzen zwischen den Gemeinden Hatten und Huntlosen und den
Gemeinden Wardenburg und Huntlosen.

Oldenburg , den 6 . November 1885.

2öir AicoilUlS Friedrich Peter , von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen,
Herzog von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dith¬
marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen re. re.,

verordnen auf Grund des Artikels 3 Z. 4 der revidirten

Gemeinde -Ordnung mit Zustimmung der betheiligten Ge¬
meinden nachstehende Grenzveranderungen:
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Artikel 1.

Die Grenze zwischen den Gemeinden Hatten nnd Hunt¬

losen wird in der Strecke von Husum abwärts bis Scho¬

husen durch die Mitte des neuen Bettes der Hunte gebildet,

wie solches bereits für die Strecke von Schohusen abwärts,

durch die Verordnung vom 17 . Februar 1880 , betreffend

die Aenderung der Grenze zwischen den Gemeinden Hatten

nnd Huntlosen und den Amtsverbändeu Oldenburg und

Wildeshausen , — G .-S . B . XXV , S . 676 — bestimmt ist.

Soweit das östlich der neuen Hunte belegene alte

Huntebett bei Husum zum Bezirk der Gemeinde Hatten ge¬

hört , wird dasselbe dem Bezirke der Gemeinde Huntlosen

zugelegt.
Artikel 2.

Die Grenze zwischen den Gemeinden Wardenburg und

Huntlosen erleidet von der südwestlichen Spitze der Parzelle

470/1 der Flur 1 der Gemeinde Huntlosen an eine Aende¬

rung dahin , daß sie von dieser südwestlichen Spitze der

Grenze der gedachten Parzelle in nordöstlicher Richtung

folgt , bis sie den Entwässerungsgraben der II . Berieselungs¬

genossenschaft trifft und sich dann an dem nordwestlichen

Ufer dieses Grabens fortsetzt , bis dieser sich nordwärts wen¬

det , worauf sie in nördlicher Richtung dem westlichen Ufer

desselben folgt , bis dieser in seiner graden Verlängerung

die Mitte des neuen Huntebettes trifft.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrift

und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlöffe zu Oldenburg , den 6 . Novem¬

ber 1885.

(D . 8 .) . Peter.

Jansen.

v . Rössing.
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^ 66.

Bekanntmachung des katholischen Oberschulcollegimns zu Vechta , be¬
treffend das revidirte Regulativ für die Organisation der katho¬
lischen Schulgemeinden.

Vechta , 1885 November 10.

Das katholische Oberschulcollegium sieht sich veranlaßt,
hierdurch nachträglich auch an dieser Stelle , wie bereits in
Nr . 20 der Oldenburgischen Anzeigen vom 24 . Januar
1865 geschehen, bekannt zu machen, daß das am 12 . März
1857 veröffentlichte Regulativ , betreffend die Organisation
der katholischen Schulgemeinden , im Jahre 1864 einer Revi¬
sion unterzogen und daß das revidirte Regulativ mit Ge¬
nehmigung des Großherzoglichen Staatsministeriums am
1 . Februar 1865 in Kraft getreten und in besonderem Ab¬
druck herausgegeben ist.

Vechta , 1885 November 10 .

Katholisches Oberschulcollegmm.

Niehaus.
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67 , Verordnung vom 17 . November 1885 , betreffend Aenderung
der Grenzen zwischen den Gemeinden Großenkneten und

Visbeck und den Gemeinden Großenkneten und Landgemeinde
Wildeshausen,

68 , Verordnung vom 28 , November 1885 , betreffend die Ver¬
änderung der Grenze zwischen den Gemeinden Bakum und
Vestrup.

69 , Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 28 , November

1885 , betreffend Aenderungen zu den Regulativen:
1 , betreffend Privattransitlager von den in Nr . 9 des

Zolltarifs ausgesührten Maaren (Getreide : c.) ohne Mitver¬
schluß der Zollbehörde;

2 . betreffend die Gewährung einer Zollerleichterung bei
der Ausfuhr von Mühlenfabrikaten,

67.
Verordnung , betreffend Aenderung der Grenzen zwischen den Gemeinden

Großenkneten und Visbeck und den Gemeinden Großenkneten und
Landgemeinde Wildeshausen.

Oldenburg , den 17 , November 1885.

Wir Nicolaus Friedrich Peter , von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen,
Herzog von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dith-
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Märschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und

Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen re. re.,

verordnen ans Grund des Artikels 3 H. 4 der revidirten

Gemeindeordnung vom 15 . April 1873 mit Zustimmung der

betheiligten Gemeinden nachstehende Grenzveränderungen:

Die Grenze zwischen den Gemeinden Großenkneten und

Visbeck wird von der Parzelle 77l > der Flur III der Ge¬

meinde Visbeck abwärts bis dahin , wo die neue Aue die

Grenze der Landgemeinde Wildeshausen trifft , durch die

Mitte des neuen Bettes der Aue gebildet ; das nördlich der

Parzelle 166/9 der Flur IV der Gemeinde Visbeck befind¬

liche alte Auebett wird ganz der Gemeinde Großenkneten

hinzugelegt und ändert sich dementsprechend die Grenze

zwischen letzterer Gemeinde und der Landgemeinde Wildes¬

hausen.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrift

und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg , den 17 . Novem¬
ber 1885.

(H. 8 .) Peter.

Jansen.
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M 68.
Verordnung, betreffend die Veränderung der Grenze zwischen den Ge¬

meinden Bakum und Vestrup.
Oldenburg , den 28. November 1885.

Wir Nikolaus Friedrich Peter , von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen,
Herzog von Schleswig, Holstein, Stormarn, der Dith¬
marschen und Oldenburg, Fürst von Lübeck und
Birkenfeld, Herr von Jever und Kniphausen re. rc.,

verordnen auf Grnnd des Artikels 3 §. 4 der revidirten
Gemeindeordnnng vom 15. April 1873 mit Zustimmung
der betheiligten Gemeinden was folgt:

In Folge der Theilung der Harmer und Haustedter
Marken, der Auseinandersetzung des Carum-Haustedt-Lüscher
Fladders und der Verkoppelung des Vestruper Ostesches
und der Westerbakum-Büscheler Eschländereien wird die bis¬
herige Grenze zwischen den Gemeinden Bakum und Vestrup
in den betreffenden Strecken abgeändert wie folgt:

1. Zwischen Harme und Haustedt geht die neue
Grenze von dem am Harmer Holz belegenen Polygonpunkt
18L in gerader Richtung nach dem in der Nähe des Har¬
mer Mühlenbachs belegenen Polygonpunkt 17L.

2. Zwischen Carum-Märschendorf einerseits und Hau¬
stedt-Lüsche andererseits wird die neue Grenze auf der
Strecke von der Harmer Mark, bezw. dem Harmer Mühlen¬
bach bis zu den Lüscher neuen Wiesen durch die Mitte des
neuen Flabdercanals gebildet.

3. Zwischen dem Vestruper Ostesch und dem Wester¬
bakum-Büscheler Esch wird die neue Gemeindegrenze durch
die östlichen Grenzen der im Angelmoor belegenen Koppel
Nr. 77 des Deye auf Kuhlmann's Kotten zu Vestrup und
der Koppel Nr. 1 der Pfarre zu Vestrup gebildet. Die
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Grcuzstrecken zwischen den Koppeln Nr . 77 nnd Nr . 1 und

nordscits der Koppel Nr . 1 werden unverändert beibehalten.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrift

nnd beigcdruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben ans dem Schlosse zu Oldenburg , den 28 . Novem¬
ber 1885.

(U. 8 .) Peter.

Jausen.

von Rössing.

69.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Aendernngen zu

den Regulativen:
1. betreffend Privattransitlager von den in Nr . 9 des Zoll¬

tarifs anfgefnhrten Waaren (Getreide rc.) ohne Mitverschluß der

Zollbehörde;
2 . betreffend die Gewährung einer Zollerleichternng bei der

Ausfuhr von Mühlenfabrikaten.

Oldenburg , den 28 . November 1885.

Behufs Ausführung des Reichsgcsetzes vom 22 . Mai

1885 , betreffend die Abänderung des Zolltarifgesetzes vom

15 . Juli 1879 (Reichsgesetzblatt S . 93 ) hat der Bundes¬

rath am 2 . Juli d . I . die nachfolgenden Aendernngen be¬

stehender Regulative beschlossen.

1 . Zu dem Regulative für Privattransitlager

von den in Nr . 9 des Zolltarifs vom 15 . Juli  1879

aufgeführten Waaren (Getreide m. > ohne Mitver¬

schluß der Zollbehörde. (Oldenb . Gesetzbl . XXV . Bd.

S . 727 ) :
Zu 8- 5.

Der ß . 5 erhält folgende Fassung:
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„Zugang zum Lager.

Werden Getreidemengen derselben Art , welche ver¬

schiedenen Zollsätzen unterliegen , gelagert , sv findet

auf den gesummten Bestand dieser Getreidcart der

höchste der in Betracht kommenden Zollsätze Anwen¬

dung ."
Die Einlagerung des Getreides erfolgt nach Netto¬

gewicht.
Hinter Z. 22 und vor „V . Strafbestimmungen " ist als

Z. 22n
einznschalten:

„Getreidemengen derselben Art , welche verschiedenen

Zollsätzen unterliegen , müssen gesondert in von ein¬

ander getrennten Räumen , welche mit dem für die

lagernden Maaren maßgebenden Zollsätze deutlich be¬

zeichnet sind , gelagert werden.

In dem Niederlagercgister G . 15 ) , den An - und

Abmeldungen (tz. 18 ) und in den Lagerregistern

(8 - 20 ) ist der Zollsatz , welchem die Waare unter¬

liegt , ersichtlich zu machen und in den Abmeldungen

außerdem die Richtigkeit der letzteren Angabe aus¬

drücklich vom Deklaranten zu versichern.

Mischungen mit den vorbezeichneten Maaren dür¬

fen nur nach vorheriger Anmeldung itz. 19 ) und

unter amtlicher Aufsicht vorgcnommen werden . "

2 . Zu dem Regulative , betreffend die Gewäh¬

rung einer Zvllerleichternng bei der Ausfuhr von

Mühlenfabritaten (Oldenb . Gesetzblatt XXVI . Bd.

S . 818 ) :
Zu § . 4.

Der Absatz 2 erhält die folgende Fassung:

„Die Buchführung ist so einzurichten , daß jeder¬

zeit festgestellt werden kann , wieviel Getreide jeder

Art und zu welchem Zollsätze in den bezeichneten

Räumen vorhanden sein soll . "
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Zu 8 - 5.

Als zweiter Absatz ist aufzunehmen:

„Getreidemengen derselben Gattung , welche ver¬

schiedenen Zollsätzen unterliegen , sind im Konto

in besonderen Unterabtheilungen anzuschreiben ."

Zu 8 - 8.

Der tz. 8 erhält folgende Fassung:

„Die Abrechnung findet vierteljährlich in der Art

statt , daß am 20 . Tage , falls dieser aber auf einen

Sonn - oder Feiertag fällt , am nächsten Werktage

des siebenten Monats nach Ablauf des Abrechnungs¬

quartals von der in diesem Quartale nugeschriebenen

Menge ausländischen Getreides diejenige Getreide¬

menge , welche nach dem Ausbentcverhältniß (K. 9)

der Menge der in dem bezeichneten und in den

beiden folgenden Quartalen thatsächlich zur Ausfuhr

gelangten Mühlenfabrikate entspricht , in Abzug ge¬

bracht wird , soweit dieselbe nicht etwa schon bei der

Abrechnung für das Vorquartal zum Abzug gebracht

ist . Es ist dabei für jede Getreideart besonders ab¬

zurechnen . Falls bei der Abrechnung die in Abzug

zu bringende Getrcidemenge die im Abrechnungs¬

quartal stattgefundenen Anschreibungen der betreffen¬

den Getreideart nicht erreicbt , so ist der Zollbetrag

von dem zu verzollenden Quantum unter Zugrunde¬

legung des Verhältnisses der ini Abrechnnngsquartal

angeschriebenen , verschiedenen Zollsätzen unterliegen¬

den Getreidemengen der in Betracht kommenden Gat¬

tung zu berechnen . Der Konteninhaber hat binnen

längstens 8 Tagen nach Zustellung der Abrechnung

den sich ergebenden Zollbetrag einzuzahlen . Ein

weiterer Geldkredit ist unzulässig . "
Zu 8̂ 9.

An die Stelle des zweiten Absatzes tritt folgende Be¬

stimmung:
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„Bei Gemischen von Weizen - nnd Roggenmehl,
sowie bei Weizen - oder Roggenmehl , welches aus
Weizen - oder Roggenmengen hergestellt ist , die ver¬
schiedenen Zollsätzen unterliegen , ist das Verhältniß
der zur Mischung verwendeten Getreidearten , bezw.
der verschiedenen Zollsätzen unterliegenden Getreide¬

mengen derselben Gattung auzumelden und gelangen
diese Gemische bei nachgewiesener Ausfuhr dement¬

sprechend zur Abschreibung . Ist das Mischungsver¬
hältnis nicht bekannt , so ist die Abschreibung und
Abrechnung nach Maßgabe der Vorschriften zu be¬
wirken , welche die obersten Landesfinanzbehörden
für diesen Fall ertheilen werden . "

Der Absatz 5 erhält folgende Fassung:
„Bei der Ausfuhr von Mühlenfabrikaten , welche

aus einer Mischung von verschiedenen Tarifsätzen
unterworfenen Getreidearten hergestellt sind , findet,
abgesehen von der im zweiten Absätze dieses Para¬
graphen vorgesehenen Ausnahme , ein Zollnachlaß
überhaupt nicht statt . "

Oldenburg , den 28 . November 1885.

Staatsministerium.

Departement der Finanzen.

Ruhstrat.

Meyer.
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70. Verordnung vom 12. Dezember 1885 , betreffend Aenderung

der Grenzen zwischen der Flagbalger und Fedderwarder,
sowie zwischen der Flagbalger und Abbehauser Sielacht.

71. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 7. Dezember
1885 , betreffend die rechtzeitige Ablieferung der von den
Stierhaltern zu führenden Decklisten an den Obmann der
Köhrungscommission.

M 72 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom S. Dezember
1885, betreffend den Artikel 20, K. 1 der Wasserordnung für
das Herzogthum Oldenburg vom 20. November 1868.

70.
Verordnung , betreffenb Aenderung der Grenzen zwischen der Flag¬

balger und Fedderwarder , sowie zwischen der Flagbalger und
Abbehauser Sielacht.

Oldenburg , 1885 Dezember 12.

Wir Nicolaus Friedrich Peter, von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen,
Herzog von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dith¬
marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen rc. re.,

verordnen auf Grund des Artikels 27 der Deichordnung
vom 8. Juni 1855 nach erfolgter Vereinbarung der bethei¬
ligten Sielachten nachstehende Grenzveränderungen:
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ß. 1. Die zu Abbehauserwischbelegene Parzelle 264/25c >.
der Flur I . der Gemeinde Abbchauseu , welche bisher zur
Flagbalger Sielacht gehörte , wird zu der Fedderwarder
Sielacht gelegt.

Z. 2 . Die im Dorfe Atens belegenen Parzellen 366/143,
144 , 367/145 , 146 , 147 , 148 , 149 , 150 , 151 , 152 , 368/153,
154 , 155 , 160 und 161 der Flur III . der Gemeinde Atens,
welche bisher zur Flagbalger Sielacht gehörten , werden zur
Abbehauser Sielacht gelegt.

§. 3. Die im Dorfe Atens belegeneu Parzellen 200,
345/201 , 356/2010 ., 417/203 , 289/203 , 290/204 und
347/205 der Flur III . der Gemeinde Atens , welche bisher
zur Abbehauser Sielacht gehörten, werden zur Flagbalger
Sielacht gelegt.

Z. 4 . Diese Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1886
in Kraft.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Sckilosfe zu Oldenburg , den 12 . Dezem¬
ber 1885.

(U. 8.) Peter.

Jansen.

von Rössing.

M 71.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die rechtzeitige

Ablieferung der von den Stierhaltern zu führenden Decklisten an
den Obmann der Köhrungscommission.

Oldenburg , 1885 Dezember 7.

Auf Grund des Artikels 9, Z. 6 des Gesetzes vom
5 . Dezember 1868 , betreffend die Organisation des Staats-
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Ministeriums rc ., wird mit Höchster Genehmigung hierdurch
bestimmt , daß die Stierhalter die von ihnen in Gemäßheit
des Artikels 17 , Z . 2 des Gesetzes vom 29 . Dezember 1881,
betreffend die Beförderung der Rindviehzucht , zu führenden
Decklisten alljährlich spätestens bis zur Hauptköhrung an
den Obmann der Köhrungscommission zur Vermeidung einer
in die Amtsverbandscafse fließenden Geldstrafe bis zu 20
abzuliefern haben.

Oldenburg , 1885 Dezember 7.

Staatsministermm.

Departement des Innern.

Jansen.

v . Rössing.

72.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend den Artikel 20,

Z. 1 der Wasserordnung für das Herzogthum Oldenburg vom
20 . November 1868.

Oldenburg , 1885 Dezember 9.

Mit Höchster Genehmigung macht das Staatsministe¬
rium hierdurch bekannt , daß am Schluffe des Z. 1 des
Artikels 20 der Wasserordnung für das Herzogthum Olden¬
burg vom 20 . November 1868 in Folge eines Redactions-
sehlers anstatt des Artikels 23 der Artikel 23 , Z. 2 ange-

. zogen worden ist.
Der Artikel 20 , Z. 1 hat am Ende demnach zu lauten:
„ - vorbehältlich der Bestimmungen des Artikels 23 ."

Oldenburg , 1885 Dezember 9.

Staatsministermm.

Departement des Innern.

Jansen.

v . Rössing.
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.N 73.
Verordnung , betreffend Aeirderung der Grenzen zwischen der Braker

und der Golzwarder Sielacht.
Oldenburg , 1885 Dezember 17.

8Ovir Nicolaus Friedrich Peter , von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen,
Herzog von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dith¬
marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen rc. rc.,

verordnen ans Grund des Artikels 27 der Deichordnung
nach geschehener Vereinbarung zwischen der Braker und der
Golzwarder Sielncht , was folgt:

Die Grenzen zwischen der Broker und der Golzwarder
Sielacht sollen in der Weise geändert werden , daß
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1, von den bisher zur Golzwarder Sielacht gehörigen
Bückeburger Vorwerksländereien die folgenden in der
Gemeinde Ovelgönne belegencn Grundstücke:

Flur 1, Parzellen 32 , 33 , 34 , 62/36 , 68/31,
69/31 und 37,

an die Broker Sielacht übergehen, und

2. die bisher zur Broker Sielacht gehörigen Hespcn
Bauen und der neue Hamm, bestehend ans folgenden
in derselben Gemeinde belegenen Grundstücken:

Flur 1, Parzellen 12, 13, 14, 15, 16, 70/17,
71/18 , 72/19;

Flur 2 , Parzellen 306/1 , 307/2 , 3 , 275/3,
4 . 5 , 6 , 7, 8 , 319/9 , 320/10 , 11, 12, 321/13,
322/14 , 264/15 , 263/16 , 262/17 , 261/18 , 19,
20, 21, 22, 23, 24, 25, 26 , 27, 28, 29, 292/30,
31 , 32 , 295/30 , 296/30 , 33 , 34 , 35 , 36 , 37,
284/38 , 289/39 , 40 , 41, 42, 43, 44, 45, 259/46,
286/47 , 308/48,

der Golzwarder Sielacht zugelcgt werden.

Die Sielscheidung wird bei diesen neuen Grenzen in
folgender Weise gebildet:

beim neuen Hamm: im Osten die Popkenhöger
Chaussee, im Süden das südliche Ufer des die Par¬
zelle 4 der Flur 2 im Süden begrenzenden Grabens,
daran anschließend im Westen der Genosfenschaftsweg;

bei den Hespen Bauen : im Süden die Chaussee,
im Westen der Colmarer Genossenschaftsweg, im
Norden das südliche Ufer des nördlichen Befriedigungs¬
grabens der Parzellen 12, 13 und 14 der Flur 1;

bei den Vorwerksländereien: das südliche Ufer des
südlich an den Parzellen 68/31 , 69/31, 37 und
62/36 der Flur 1 liegenden Befriedigungsgrabens
und im Osten der neue Landweg,
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Die Veränderung der Grenzen tritt mit dem1. Januar
1886 in Wirksamkeit.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedruckten Grvßherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben ans dem Scklvsse zu Oldenburg, den 17. Dezem¬
ber 1885.

lU, 8.) Peter.

Jansen.

von Rössing.

.N. 74.
Bekanntmachung des Staatsministeriums, betreffend Bestimmungen über

die zollfreie Abtastung von Petroleum für gewerbliche Zwecke.
Oldenburg, 1885 Dezember 18.

Die Vom Bnndesraihe in seiner Sitzung am 12. No¬
vemberd. I . beschlossenen

Bestimmungen,
betreffend die zollfreie Ablassung von Petroleum

für gewerbliche Zwecke,

werden nachstehend zur öffentlichen Kunde gebracht:
1. Die obersten Landes-Finanzbehörden sind ermächtigt:

s.) den Palmlernöl-, Gummi- und Wachstnchfabriken, so¬
wie den Stückfärbereien seidener und halbseidener Ge¬
webe für dasjenige Petroleum unter 790 Dichtigkeits-
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graben , welches dieselben zur Extraktion des Palmkern¬
öls , beziehungsweise znr Lösung des Kautschncks , der
Lacke oder Farben , znr Verdünnung der Grundirungs-
masfen oder znr Reinigung der gefärbten Stoffe ver¬
wenden,

d ) den Petrolenmraffinerien und den mit der Destitlirung
von Petroleum sich befassenden chemischen Fabriken für
dasjenige Petroleum , welches znr Herstellung der er¬
weislich in das Ausland ansgesührten oder an zum
zollfreien Bezüge von Petroleum berechtigte gewerbliche
Anlagen abgesetzten Petrolenmdestillate unter 790Dichtig¬
keitsgraden verwendet worden ist,

a) den Fabriken von Gasruß und Druckerschwärze für
dasjenige Petroleum über 830 Dichtigkeitsgraden , welches
dieselben znr Erzeugung von Ruß oder Druckerschwärze
verwenden,

Zollfreiheit zu gewähren.

2 . Diese Begünstigung ist nur ans jederzeitigen Wider¬
ruf und nur solchen gewerblichen Anlagen znzugestehen,
deren Inhaber den mit der Kontrole beauftragten Beamten
die Einsicht der kaufmännisch geführten Bücher und die
Kontrole des Betriebs während desselben jederzeit gestatten
und über den Bezug , die Verarbeitung und den Vertrieb
des Petroleums , beziehungsweise der Destillate ans solchem
so genau Buch führen , daß mit Hülfe der betreffenden , ge¬
hörig zu belegenden Anschreibnngen , welche den revidirenden
Beamten auf Erfordern jederzeit vorgelegt werden müssen,
die Ordnnngsmäßigkeit des Betriebes sofort geprüft werden
kann.

3 . Die Dichtigkeitsgrade des Petroleums beziehungs¬
weise der Petrolenmdestillate sind mittelst eines amtlich be¬
glaubigten Aräometers festzustellen.

4 . An die Gewährungen der einzelnen Begünstigungen
find folgende Bedingungen zu knüpfen:
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Für die unter Ziffer ln , beziehungsweise 6 anfgeführtcn
gewerblichen Anlagen:

n ) das zollfrei abznlasfende Petroleum muß unter Zvll-
kontrvle direkt bezogen , der zuständigen Zoll - oder
Stellerstelle angcmeldet und vorgeführt werden;

b ) das zu Belenchtnngs - oder Schmierzlvecken bezogene
Petroleum ist ebenfalls anzumelden ulid vvrznführen,
auch , soweit es . unverzollt ist , zu verzollen;

«) die etwa zu anderen als den gestatteten genannten
Zwecken zu verbrauchenden Rückstände des zollfrei
abgelasfenen Petroleums sind vor dem Gebrauche
zu verzollen;

cl) die Abgabe von Petroleum , Petrolcnmdestillaten
oder Petroleumrückständen an Dritte ist unstatthaft.

L . Für die unter Ziffer 1b aufgeführten gewerblichen
Anlagen:

n ) cs ist lediglich die Verarbeitung und Verwendung
ausländischen Petroleums gestattet . Dasselbe ist un¬
mittelbar vom Auslande oder von öffentlichen Nieder¬
lagen unter Zollkontrole zu beziehen;

d ) die fabrikmäßige Gewinnung von Leuchtöl im engeren
Sinne (zwischen 790 und 830 Dichtigkeitsgraden ) ,
sowie von Leuchtgas oder Schmieröl aus Petroleum
ist unzulässig;

o) die ansznführenden Destillate sind der zuständigen
Zoll - oder Steuerstclle anzumelden und vorznführen.
Die Abfertigung erfolgt unter Zollkontrole . Das¬
selbe gilt , insoweit nicht die in Ziffer 5 ^ und L
erwähnten Abfertigungserleichternngen zngestandcn
werden , für diejenigen Destillate , welche an zu deren
zollfreiem Bezüge berechtigte gewerbliche Anlagen
abgesetzt werden;
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jede erweislich ausgeführten oder an die vorbezeich-

ncten gewerblichen Anlagen abgesetzten nstto 100 Kilo-

gramm Destillate drntto 125 54ilogramm Petroleum

von der zur Anfchreibung gelangten zollpflichtigen

Menge zollfrei abgeschrieben werden;

s ) behufs der Ermittelung des Nettogewichts der aus¬

zuführenden rc . Destillate kann , sofern nicht im ein¬

zelnen Falle besondere Bedenken bestehen , bis auf

Weiteres eine Taravergütnng von 20 Prozent für

Barrels und von 21,5 Prozent für Ballons in

Rechnung gestellt werden.

5 . Die obersten Landes -Finanzbchörden sind ferner

ermächtigt , nach Maßgabe der nachstehenden Bestimmungen

auch anderen als den unter Ziffer 1 n aufgeführten gewerb¬

lichen Anlagen die Begünstigung zu gewähren , Benzin,

Ligroin , Petroleumäther und andere Petrolenmdestillate

unter 790 Tichtigkeitsgraden behufs der Verwendung für

gewerbliche Zwecke als Lösungs - oder Extraktionsmittel aus

Petroleumraffinerien und chemischen Fabriken , Welche sich im

Besitz der unter Ziffer 1 d bezeichncten Zollbegünftigung

befinden , mit der Wirkung beziehen zu dürfen , daß diesen

Raffinerien : c. für das zur Herstellung der Destillate ver¬

wendete ausländische Petroleum Zollfreiheit gewährt wird.

Auf gewerbliche Anlagen , in welchen leichte Petroleum¬

destillate zu Lösungs - oder ExlraktionSzwecken dienen,

finden bei Gewährung obiger Begünstigung die Be¬

stimmungen unter Ziffer 2 und 4 ^ o und cl gleich¬

mäßige Anwendung . Im klebrigen ist vorzuschreiben,

a ) daß der Inhaber der betreffenden gewerblichen An¬

lage sich für jedes Kalenderjahr bei dem Bezirks-

Hauptamt einen Erlaubnißschein zu erwirken hat , in

welchem die Gattung und die höchste Menge der
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von ihm im Laufe des Jahres zu beziehenden Petro-
leumdcstillate und deren Verwendungszweck anzn-
geben ist,

b ) daß die Destillate direkt ans einer im Besitz der
unter Ziffer 1 d bezeichnctcn Zollbegünstigung be¬
findlichen Raffinerie re . bezogen werden müssen und

o) daß jede Bestellung solcher Destillate schriftlich unter
Beifügung des Erlaubnißscheins zu erfolgen hat.

L . Seitens der Inhaber der Pctroleumraffinerien rc . sind
die mit Anspruch auf Zollerlaß an berechtigte gewerb¬
liche Anlagen abzugebendcn Destillate nach Gattung,
Verpackungsart , Brutto - und Nettogewicht mit dem An¬
träge ans zollfreie Abschreibung einer entsprechenden
Menge ausländischen Petroleums bei der zuständigen
Zoll - oder Stenerstelle unter Vorlegung des Bestell¬
schreibens und des zugehörigen Erlaubnißscheins schrift¬
lich anzumelden . Die Amtsstelle vermerkt in dem Er-
laubnißschein , der demnächst mit dem Bestellschreiben
zurückgegeben wird , Gattung und Menge des bezogenen
Destillats , sowie dasjenige Quantum Petroleumdestillate,
aus welches der Schein Gültigkeit behält , und benutzt
als Belag für die zollfreie Abschreibung die Anmeldung,
nachdem auf derselben von dem mit der Kontrole des
Betriebs der Raffinerie rc . beauftragten Qberbeamten
ans Grund der vorgenommenen Prüfung , insbesondere
der von ihm eingesehenen kaufmännischen Bücher
(vergl . Ziffer 2 ) bescheinigt worden ist , daß die an¬
gemeldete Versendung wirklich stattgesunden hat.

Eine Kontrole des richtigen Eingangs der zur
Versendung angemeldeten Petroleumdestillate bei der
zum Empfang berechtigten gewerblichen Anlage findet
regelmäßig nur dadurch statt , daß die mit der Kontrole
der letzteren beauftragten Beamten von den Ein-
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tragungen in die Erlaubnißscheinc Kenntniß nehmen
und dieselben zur Prüfung der von dem Inhaber der
Anlage geführten Bücher benutzen.

6 . Die weiter erforderlichen Bedingungen und Kontrolen
werden von den obersteil Landes -Finanzbehörden bestimmt.

Oldenburg , 1885 Dezember 18.

Staatsministerinm.

Departement der Finanzen.

Ruhstrat.

Meyer.



Gesetzblatt
für das

Herzogthum Oldenburg.

UVII . Band . (Ausgegeben den 31 . December 1885.) 40 . Stück.

Inhalt:
75 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 21 . December
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75.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend das auf dem Staats¬

canale bei Roggenberg zu bezahlende Brückengeld.
Oldenburg , 1885 December 21.

Die Bekanntmachung des Staatsministeriums vom
21 . November 1874 , betreffend das Canalgeld zu Roggen¬
berg , ist mit Höchster Genehmigung mit dem 1 . Januar
1886 aufgehoben.

Von dem genannten Tage ab kommt hinsichtlich der
über den Staatscanal bei Roggenberg führenden Brücke die
Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 1 . April
1882 , betreffend das auf den Staatscanälen im Herzogthum
Oldenburg zu bezahlende Schleusen - und Brückengeld , zur
Anwendung.

Oldenburg , 1885 December 21.

Staatsministerium.
Departement des Innern.

Jansen.




	18. Stück, 03.01.1885
	Seite 85
	Seite 86
	Seite 87
	Seite 88
	Seite 89
	[Seite]

	19. Stück, 04.01.1885
	Seite 91
	Seite 92

	20. Stück, 10.01.1885
	Seite 93
	Seite 94
	Seite 95
	[Seite]

	21. Stück, 20.01.1885
	Seite 97
	Seite 98
	Seite 99
	Seite 100
	Seite 101
	Seite 102
	Seite 103
	Seite 104
	Seite 105
	Seite 106
	Seite 107
	Seite 108
	Seite 109
	Seite 110
	Seite 111
	Seite 112
	Seite 113
	Seite 114
	Seite 115
	Seite 116
	Seite 117
	Seite 118
	Seite 119
	Seite 120
	Seite 121
	Seite 122
	Seite 123
	Seite 124
	Seite 125
	Seite 126
	Seite 127
	Seite 128
	Seite 129
	Seite 130
	Seite 131
	Seite 132
	Seite 133
	Seite 134
	Seite 135
	[Seite]

	22. Stück, 21.01.1885
	Seite 137
	Seite 138
	Seite 139
	Seite 140

	23. Stück, 31.01.1885
	Seite 141
	Seite 142
	Seite 143
	Seite 144
	Seite 145
	Seite 146
	Seite 147
	Seite 148
	Seite 149
	Seite 150
	Seite 151
	Seite 152
	Seite 153
	Seite 154
	Seite 155
	[Seite]

	24. Stück, 22.02.1885
	Seite 157
	Seite 158
	Seite 159
	Seite 160

	25. Stück, 04.03.1885
	Seite 161
	Seite 162
	Seite 163
	Seite 164

	26. Stück, 19.03.1885
	Seite 165
	Seite 166
	Seite 167
	Seite 168
	Seite 169
	Seite 170
	Seite 171
	Seite 172

	27. Stück, 22.04.1885
	Seite 173
	Seite 174

	28. Stück, 20.05.1885
	Seite 175
	[Seite]

	29. Stück, 26.06.1885
	Seite 177
	Seite 178

	30. Stück, 22.09.1885
	Seite 179
	Seite 180
	Seite 181
	[Seite]

	31. Stück, 25.09.1885
	Seite 183
	Seite 184
	Seite 185
	Seite 186
	Seite 187
	Seite 188
	Seite 189
	Seite 190
	Seite 191
	Seite 192
	Seite 193
	Seite 194
	Seite 195
	Seite 196
	Seite 197
	Seite 198
	Seite 199
	Seite 200
	Seite 201
	Seite 202
	Seite 203
	Seite 204
	Seite 205
	Seite 206
	Seite 207
	Seite 208
	Seite 209
	Seite 210
	Seite 211
	Seite 212
	Seite 213
	[Seite]
	Seite 215
	Seite 216
	Seite 217
	[Seite]
	Seite 219
	Seite 220
	Seite 221
	[Seite]
	Seite 223
	Seite 224
	Seite 225
	Seite 226

	32. Stück, 04.10.1885
	Seite 227
	Seite 228
	Seite 229
	Seite 230
	Seite 231
	Seite 232
	Seite 233
	Seite 234
	Seite 235
	Seite 236
	Seite 237
	Seite 238
	Seite 239
	Seite 240
	Seite 241
	Seite 242
	Seite 243
	[Seite]

	33. Stück, 11.10.1885
	Seite 245
	Seite 246
	Seite 247
	[Seite]

	34. Stück, 14.10.1885
	Seite 249
	Seite 250
	Seite 251
	Seite 252
	Seite 253
	[Seite]

	35. Stück, 30.10.1885
	Seite 255
	Seite 256

	36. Stück, 19.11.1885
	Seite 257
	Seite 258
	Seite 259
	[Seite]

	37. Stück, 05.12.1885
	Seite 261
	Seite 262
	Seite 263
	Seite 264
	Seite 265
	Seite 266
	Seite 267
	[Seite]

	38. Stück, 19.12.1885
	Seite 269
	Seite 270
	Seite 271
	[Seite]

	39. Stück, 25.12.1885
	Seite 273
	Seite 274
	Seite 275
	Seite 276
	Seite 277
	Seite 278
	Seite 279
	Seite 280

	40. Stück, 31.12.1885
	Seite 281
	[Seite]


